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Einleitung 
 

In Deutschland leben gegenwärtig rund 175.000 Personen mit ungesichertem 
Aufenthaltsstatus, davon ca. 10.000 in Hamburg. Viele von ihnen halten sich bereits seit 
mehreren Jahren – häufig mit ihren Familien – ohne nachhaltige Lebensperspektive in 
Deutschland  auf.  

 
Bislang1 ist ihnen ein Zugang zu Ausbildung und Arbeitsmarkt größtenteils ver-

wehrt gewesen. Ihre mitgebrachten Qualifikationen und Kompetenzen lagen somit 
brach, neue Fähigkeiten konnten nicht erworben werden. Die Möglichkeit zur gesell-
schaftlichen Teilhabe in der Bundesrepublik Deutschland sowie eine nachhaltige Zu-
kunftsgestaltung, auch für den Fall einer (Re-)Integration im Herkunfts- oder einem 
Drittland, war zumeist nicht möglich.  

 
Es gibt darüber hinaus bislang in der Bundesrepublik Deutschland und Europa 

keine einheitlichen Konzepte und Qualitätsstandards für die Perspektiv-, Rückkehr- und 
Weiterwanderungsberatung von Personen mit ungesichertem Aufenthaltsstatus.  
 

Der vorliegende Leitfaden stellt am Beispiel Hamburgs die Flüchtlings-, Rück-
kehr- und Weiterwanderungsberatung dar und versteht sich als Beitrag zu einer Diskus-
sion über die Standards in der allgemeinen Flüchtlings- und Rückkehrberatung. Er zeigt 
Grundlagen des Beratungsprozesses auf, stellt Vorgehensweisen dar und gibt Empfeh-
lungen für Beraterinnen und Berater auf der operativen Ebene, aber auch für Einrich-
tungen, Institutionen, Politik und Verwaltung auf der strategischen Ebene. Die Autorin-
nen und Autoren plädieren für einen integrierten Beratungsansatz und für die Möglich-
keit zur Teilhabe an Ausbildung, Arbeit und gesellschaftlichem Leben auch und insbe-
sondere für diejenigen Flüchtlinge, die voraussichtlich nicht unter die neuen gesetzli-
chen Regelungen (Bleiberecht und Altfallregelung) fallen werden.  

 
Der Leitfaden ist ein Produkt der Teilprojekte ZukunftsChancen für Flüchtlinge, 

Qualifizierte Rückkehr und Weiterwanderung und Integrationsperspektiven der Ham-
burger EQUAL-Entwicklungspartnerschaft, angesiedelt bei den Trägern Zentrale In-
formation und Beratung für Flüchtlinge gGmbH und dem Caritasverband für Hamburg 
e. V..  

 
Die Entwicklungspartnerschaft FLUCHTORT Hamburg: Berufliche Qualifizie-

rung für Flüchtlinge entwickelt und erprobt im Rahmen des EU-Programms EQUAL 
seit insgesamt sechs Jahren neue arbeitsmarktpolitische Modelle für Asylbewerberin-
nen, Asylbewerber und Flüchtlinge mit ungesichertem Aufenthaltsstatus. Im Rahmen 
eines integrierten Ansatzes werden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowohl bei der 
Rückkehr oder Weiterwanderung in ein Drittland, als auch bei der Integration in 
Deutschland unterstützt.  

 
 

Hamburg, Oktober 2007 

                                                 
1 bis zum Inkrafttreten der Änderungen durch das 'Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher 

Richtlinien der Europäischen Union' vom 19. August 2007  
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Hinweis zum Lesen: 

Der folgende 'eyecatcher' wird von uns als Lesehilfe verwandt. Er soll die Lese-
rin bzw. den Leser optisch durch die Kapitel führen. 

 
 
 
 

 

Das Beratungssetting:

Institution Berater

Klient
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1. INSTITUTIONELLE EINBINDUNG  
UND ZIELE DER ARBEIT  

 
 
 
 

1.1 Die EQUAL Entwicklungspartnerschaft FLUCHTort Hamburg 

Der vorliegende Leitfaden ist ein Produkt im Rahmen der EQUAL Entwick-
lungspartnerschaft FLUCHTort Hamburg - Berufliche Qualifizierung für Flüchtlinge. 
Die Gemeinschaftsinitiative EQUAL ist eine Initiative der Europäischen Union, die 
arbeitsmarktpolitische Netzwerke (Entwicklungspartnerschaften) europaweit fördert. 
Mit dem Programm EQUAL möchte die Europäische Union Instrumente erproben, de-
ren Ziel die erfolgreiche Beseitigung von Ungleichheiten und Diskriminierungen auf 
dem Arbeitsmarkt ist.2 Dieses Ziel der Gemeinschaftsinitiative wird durch thematisch 
vernetzte Entwicklungspartnerschaften, die aus operativen und strategischen Partnern 
bestehen, umgesetzt. Einen von fünf Themenbereichen der Gemeinschaftsinitiative stellt 
die Förderung der beruflichen Integration der Zielgruppe Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber dar.3 Hierzu arbeiten in Deutschland acht Entwicklungspartnerschaften (EP) 
in Schleswig-Holstein, Hamburg, Berlin-Brandenburg, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen sowie dem Saarland, in Bayern und in Thüringen.  

 
Die EP FLUCHTort Hamburg: Berufliche Qualifizierung für Flüchtlinge ist eine 

dieser Entwicklungspartnerschaften. Sie knüpft an die in einer ersten Förderperiode 
Qualifizierungsoffensive für Asylbewerber/innen und Flüchtlinge in Hamburg gewon-
nenen Erfahrungen an.4 FLUCHTort Hamburg verfolgt das Ziel, neue arbeitsmarktpoli-
tische Modelle für Asylbewerberinnen, Asylbewerber und Flüchtlinge mit ungesicher-
tem Aufenthaltsstatus zu konzipieren und zu erproben. Die Gesamtarbeit folgt einem 
integrierten Ansatz, welcher die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowohl bei der 
Rückkehr oder Weiterwanderung in ein Drittland, als auch bei der Integration im Exil 
unterstützen möchte. Die Projekte der Entwicklungspartnerschaft engagieren sich, den 
Zugang zu schulischer und betrieblicher Qualifizierung für Flüchtlinge zu verbessern. 
Akteure und Institutionen der Berufsbildung sollen zur Öffnung und zur Implementie-
rung innovativer Konzepte für die Zielgruppe der Flüchtlinge bewegt werden.  

                                                 
2 Im Rahmen des EQUAL-Programms werden neue Methoden und Konzepte gegen Ungleichheiten und 

Diskriminierungen am Arbeitsplatz entwickelt und erprobt. Zum einen soll die Beschäftigungsfähigkeit 
benachteiligter Personen direkt gefördert werden. Zum anderen dienen die Ergebnisse dem Ziel, Maß-
nahmen zum Abbau der Ungleichheit auf dem Arbeitsmarkt nachhaltig zu implementieren. Ausführli-
che Informationen zum EQUAL-Programm unter http://www.equal.de 

3 Der EQUAL-Themenbereich Asylbewerberinnen und Asylbewerber umfasst die Zielgruppe der Asyl-
bewerber, Bürgerkriegsflüchtlinge und 'De-facto-Flüchtlinge', wobei alle Personen mit einer Duldung 
in die Gruppe der 'De-facto-Flüchtlinge' einbezogen sind. Vgl. Schroeder 2005, S. 18 

4 Die Entwicklungspartnerschaft FLUCHTort Hamburg – Berufliche Qualifizierung für Flüchtlinge en-
gagiert sich seit Sommer 2005 in der Hansestadt und ist in der zweiten EQUAL-Förderperiode bis Ende 
2007 tätig. Von 2002-2005 (erste Förderperiode) wurde in Hamburg die Entwicklungspartnerschaft 
Qualifizierungsoffensive für Asylbewerber/innen und Flüchtlinge mit 14 Teilprojekten durchgeführt. 
Zur weiteren Darstellung der Entwicklungspartnerschaft siehe http://www.fluchtort-hamburg.de 
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Das Netzwerk der Hamburger Entwicklungspartnerschaft ist ein Zusammen-
schluss verschiedener Akteure aus den Bereichen der Flüchtlingssozialarbeit, aus Integ-
rationszentren, aus berufsschulischen Einrichtungen der Freien und Hansestadt Ham-
burg, aus Beschäftigungsgesellschaften und aus Migrantenselbstorganisationen. Die 
Hamburger Fachbehörden haben die Konzeption der laufenden Entwicklungspartner-
schaft parallel begleitet und unterstützt. Ebenso beteiligt sind die Bundesagentur für 
Arbeit, die Handwerkskammer Hamburg und Wirtschaftsbetriebe. Das Netzwerk ist 
durch eine Partnervielfalt gekennzeichnet, die für die praktische und strategische Um-
setzung der Ziele sowie für die Tragfähigkeit der Entwicklungspartnerschaft wichtig ist. 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 1 Einbindung der EP FLUCHTort Hamburg im Themenfeld 'Asyl' innerhalb der Gemeinschafts-
initiative EQUAL in Deutschland
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Die Hamburger Entwicklungspartnerschaft verfolgt ihre Ziele mit 16 Teilprojek-
ten in vier Schwerpunkten mit folgenden arbeitsmarktpolitischen Zielen: 

 
� Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit durch die Entwicklung und Erpro-

bung neuer arbeitsmarktpolitischer Modelle für die berufliche Qualifizierung 
von Flüchtlingen unter Berücksichtigung von deren Verwertbarkeit im Her-
kunfts- und im Zielland. 

� Sicherung des Zugangs zu schulischer und betrieblicher Qualifizierung für junge 
Menschen mit Fluchthintergrund. 

� Einleitung eines Perspektivwechsels, der alle relevanten Akteure der Berufsbil-
dung einbindet zur Öffnung der Qualifizierungsmaßnahmen für die Zielgruppe 
und zur Implementierung innovativer Konzepte, die die besonderen Bedarfe und 
Potenziale von Flüchtlingen berücksichtigen. 

� Erarbeitung von Qualitätsstandards zum Thema Rückkehr und Weiterwanderung 
auf Grundlage professioneller Analysen der Situationen in ausgewählten Her-
kunftsländern.  
 
In allen vier Handlungsfeldern werden unter gezielter Einbeziehung von Wirt-

schaftsbetrieben neue Modelle für Beratung, Begleitung und Qualifizierung von Asyl-
bewerberinnen, Asylbewerbern und Flüchtlingen, welche zu einer Verbesserung ihrer 
Beschäftigungsfähigkeit und Steigerung der Integrationschancen in die Arbeitsmärkte in 
Deutschland, in den Herkunfts- und in Drittländern beitragen, erprobt und evaluiert. Die 
Teilmaßnahmen bilden unter thematischen Stichworten die Ansatzpunkte für die Evalu-
ation und den Transfer ausgewerteter Erfahrungen. 

 
 
 
 

 
Handlungsfeld 1: Startchancen verbessern 
 
 
Flüchtlinge werden durch modellhafte Maß-
nahmen im niedrigschwelligen Vorqualifizie-
rungsbereich auf die Teilnahme an Aus- und 
Weiterbildung vorbereitet. Ihre Kompetenzen 
werden ermittelt und eine fachbezogene 
Grundbildung vermittelt. 
 

 
Handlungsfeld 2: Institutioneller Wandel von 
Berufsausbildung und Berufsbildungsakteuren 
 
Mit Blick auf die aufenthaltsrechtliche Situation der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden modular 
aufgebaute Maßnahmen erprobt und zugleich Mehr-
sprachigkeit und interkulturelle Kompetenzen auf-
gewertet. 

 
Handlungsfeld 3: Training unternehmeri-
scher Fähigkeiten, Erwerb internationaler 
Zertifikate und Empowerment zur Selbst-
ständigkeit 
 
Auf den spezifischen Kompetenzen und Res-
sourcen der Flüchtlinge aufbauend werden in 
spezifischen Qualifizierungsmodulen organisa-
torische, technische, planerische und evaluato-
rische Kenntnisse sowie Fachwissen für 
selbstständige unternehmerische Tätigkeiten 
vermittelt. 

 
Handlungsfeld 4: Rückkehroptionen klären  
 
 
 
 
Für das Thema Rückkehr ins Heimatland oder Wei-
terwanderung in ein Drittland werden neue Quali-
tätsstandards entwickelt und erste Modelle erprobt, 
welche eine Umsetzung von Rückkehr oder Weiter-
wanderung in Freiwilligkeit und Menschenwürde, 
verbunden mit Angeboten solider Zukunftsperspekti-
ven möglich machen. 
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1.2 Das Handlungsfeld Rückkehroptionen klären 

Das Handlungsfeld 4 (HF4) hat zum Ziel, neue Qualitätsstandards zur Beratung 
und Vorbereitung für eine freiwillige Rückkehr bzw. Weiterwanderung von Flüchtligen 
in Drittländer zu entwickeln, zu erproben, zu evaluieren und politisch zu verankern. 
Innerhalb des Handlungsfeldes sind die drei Teilprojekte ZukunftsChancen für Flücht-
linge, Qualifizierte Rückkehr und Weiterwanderung und Integrationsperspektiven in 
einer engen Vernetzung untereinander und innerhalb der Entwicklungspartnerschaft 
tätig. Sie nehmen auf operativer Ebene eine Pilotfunktion ein, indem sie in einer kon-
zeptionellen Verzahnung einerseits im Rahmen einer Beratung und eines Profilings er-
mitteln, welche Potentiale bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern vorhanden sind. 
Andererseits werden über die Erforschung und Aufarbeitung der politischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und sicherheitsrelevanten Situation exemplarisch in ausgewählten Hei-
mat- und Weiterwanderungsländern Bedarfe hinsichtlich beruflicher Qualifikationen 
ermittelt. Je nach Bedarf wird neben einer Basisqualifizierung innerhalb des Handlungs-
feldes auch in Maßnahmen der anderen Teilprojekte vermittelt. Zusätzlich werden Prak-
tika und Qualifizierungsmöglichkeiten auf dem ersten Arbeitsmarkt akquiriert5, um po-
tentielle Weiterwanderer und Rückkehrer auf den Arbeitsmarkt in ihrer Zielregion vor-
zubereiten. Es werden außerdem Kontakte zu Organisationen und Akteuren in den Ziel-
ländern aufgenommen. Zusammen mit den Flüchtlingen gilt es sinnvolle und nachhalti-
ge Rückkehr- oder Weiterwanderungspläne zu entwickeln, umzusetzen und auszuwer-
ten. Die Ergebnisse werden der Entwicklungspartnerschaft zur Verfügung gestellt. Da-
durch können Impulse zur Konzeption von weiteren Qualifizierungs- und Fördermaß-
nahmen für diesen Personenkreis gegeben und erreicht werden. 

 
 

 
 
 

                                                 
5 Siehe 'Antragstellung 2. Förderrunde der Gemeinschaftsinitiative EQUAL', 08.06.2005, S. 12 
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1.3 Zur Netzwerkarbeit im Handlungsfeld und in der Entwicklungs-
partnerschaft 

Die drei Teilprojekte des Handlungsfeldes Rückkehroptionen klären mit insge-
samt sechs Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern6 waren ursprünglich bei drei verschiede-
nen Trägern (Arbeiterwohlfahrt, Caritasverband für Hamburg e. V. und Flüchtlingshil-
fe) angesiedelt. Durch eine neue Trägerstruktur bedingt, sind die beiden Teilprojekte 
ZukunftsChancen für Flüchtlinge und Qualifizierte Rückkehr seit Beginn des Jahres 
2006 bei einem neu gegründeten Träger Zentrale Information und Beratung für Flücht-
linge gGmbH (genannt Flüchtlingszentrum Hamburg) tätig. Hier sind sie eingebunden 
in die Arbeit der gesamten Beratungsstelle und inhaltlich sowie räumlich eng vernetzt. 
Der Träger des Teilprojektes Weiterwanderung und Integrationsperspektiven ist der 
Caritasverband für Hamburg e. V.. 7 

 
Innerhalb der Projektlaufzeit haben die drei Teilprojekte des Handlungsfeldes 

Rückkehroptionen klären ihre Zusammenarbeit Zug um Zug intensiviert, einen gemein-
samen inhaltlichen Austausch geschaffen und – wo sinnvoll - ihre jeweiligen Arbeits-
schritte vereinheitlicht. Die enge Netzwerkarbeit untereinander kommt insbesondere 
den Klientinnen und Klienten zu Gute, indem alle Beraterinnen und Berater über die 
jeweils anderen Teilprojekte gut informiert sind, sich persönlich kennen und somit eine 
schnelle und ‚unbürokratische’ Weitervermittlung der Klientinnen und Klienten, zum 
Teil nur in ein anliegendes Zimmer, möglich ist. Die Diskussionen um die Entwicklung 
von Standards zur Perspektivberatung, Rückkehr und Weiterwanderung finden in re-
gelmäßigen gemeinsamen Treffen statt. Der vorliegende Leitfaden ist ein gemeinsames 
Produkt des Handlungsfeldes und spiegelt die vernetzte Arbeitsweise wider. 

 
Das Handlungsfeld Rückkehroptionen klären erweitert damit den im Mittelpunkt 

der gesamten EQUAL Entwicklungspartnerschaft stehenden Aspekt der Qualifizierung 
für Flüchtlinge um den wichtigen Gesichtspunkt der nachhaltigen und qualifizierten 
Rückkehr- bzw. Weiterwanderungsplanung und Eingliederung ins Herkunft- bzw. Dritt-
land. Die Zusammenarbeit in der Entwicklungspartnerschaft ist u.a. durch regelmäßige 
Teilprojekteplena und inhaltlich fokussierte Arbeitsgruppen charakterisiert. So werden 
z. B. in einer AG Akquise gemeinsame Vorgehensweisen bei der Gestaltung und Durch-
führung von Berufspraktika entwickelt. Die Klientinnen und Klienten profitieren von 
der Zusammenarbeit, indem sie bei den Beratungen über die Vielzahl der Angebote der 
Entwicklungspartnerschaft informiert und in diese vermittelt werden können. Darüber 
hinaus ist es durch das Zusammenwirken der Projekte als Gesamtheit besser möglich, 
die Interessen der Betroffenen auch nach außen zu vertreten und strukturelle Hindernis-
se in Auseinandersetzung mit Entscheidungsträgern aus Politik und Verwaltung abzu-
bauen.  

 
Eine inhaltlich wichtige Einbindung des Handlungsfeldes Rückkehroptionen klä-

ren findet in der AG Perspektiven statt. Ziel dieser Arbeitsgruppe ist, innerhalb der ge-
samten Entwicklungspartnerschaft eine gemeinsame Standortbestimmung zum Thema 
'Rückkehr' in Zusammenarbeit mit weiteren Entwicklungspartnerschaften des Themen-
feldes Asylbewerberinnen und Asylbewerber zu formulieren. 

                                                 
6 Zur Zusammensetzung des Teams vgl. Kap. 3.2 
7 Weiteres s. http://www.caritas-hamburg.de sowie http://www.raphaels-werk.de  
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2. FLÜCHTLINGE MIT  
UNGESICHERTEM AUFENTHALTSSTATUS  

 
 
 
 

2.1 Die Zielgruppe im Rahmen der EQUAL Entwicklungspartner-
schaft 

Die Zielgruppe für berufliche Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der zwei-
ten EQUAL-Förderperiode sind Personen mit ungesichertem Aufenthaltsstatus (Flücht-
linge).8 Darunter fallen: 

 
� Flüchtlinge mit eingeschränktem Arbeitsmarktzugang (Aufenthaltserlaubnis 

gem. § 23,1 § 23 a; §  24, §25,3; § 25,4; § 25,5 AufenthG), 
 
� Asylsuchende mit Aufenthaltsgestattung (§ 55 AsylVfG), 
 
� geduldete Flüchtlinge mit eingeschränktem Arbeitsmarktzugang (§ 60a I + II 

AufenthG), 
 
� Flüchtlingsangehörige mit uneingeschränktem Arbeitsmarktzugang (Aufent-

haltserlaubnis gem. § 29,2; § 29,3 AufenthG), 
 
� Besondere Fallgruppen § 6, 8, 9 BeschVerfV), 
 
� Traumatisierte mit Arbeitsmarktzugang unter bestimmten Voraussetzungen (§ 7 

BeschVerfV). 
 
Für die Beratung und Qualifizierung im Handlungsfeld Rückkehroptionen klären 

sind Asylsuchende und Flüchtlinge ohne Bleibeperspektive die Zielgruppe. Da diese 
Gruppe bislang nur geringe Chancen auf einen Verbleib in Deutschland hatte, viele von 
ihnen jedoch faktisch nicht abgeschoben werden können, kann für sie die Option einer 
nachhaltigen und menschenwürdigen Rückkehr bzw. Weiterwanderung eine Perspektive 
darstellen. Das Beratungsangebot steht auch Asylbewerberinnen und Asylbewerbern 
offen, die sich über Rückkehr- bzw. Weiterwanderungsfördermöglichkeiten informieren 
möchten oder die sich vor einem eventuell negativen Ausgang ihres Verfahrens recht-
zeitig eine Rückkehr- oder Weiterwanderungsoption offen halten möchten.  

 
 
 
 
 

                                                 
8 Die Beschreibung der Zielgruppe beziehen sich auf den Zeitraum vor Inkrafttreten des 'Gesetz zur Um-

setzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union' vom 19. August 2007. 
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2.2 'Charakteristika' der Zielgruppe 

In Hamburg leben gegenwärtig geschätzte 10.000 Flüchtlinge9, die eine unklare 
Bleiberechtsperspektive haben. Einer Großen Anfrage über geduldete Familien in Ham-
burg zufolge verfügen 6.800 Personen über eine Duldung und leben bereits länger als 
fünf Jahre hier10. Von diesen Personen sind 134 über 65 Jahre alt und 3.193 Kinder bis 
18 Jahre. Eine andere große Gruppe (ca. 4.000 Personen)11 sind Flüchtlinge im laufen-
den Asylverfahren (mit Aufenthaltsgestattung) und schließlich Flüchtlinge mit einer 
Aufenthaltserlaubnis, die zeitlich befristet ist. Die größte Flüchtlingsgruppe in Hamburg 
stellten im Jahr 2006 Flüchtlinge aus Afghanistan, danach Flüchtlinge aus Serbien (ein-
schließlich Kosovo) und Montenegro, sowie Russland, den Kaukasusstaaten und 
schließlich kleine Gruppen aus den nord- und westafrikanischen Staaten, dem Vorderen 
Orient und Asien. Nach Schätzungen leben ca. 2/3 der Flüchtlinge bereits länger als 
sechs Jahre in Hamburg, einige haben aber bereits vor der Ankunft in Hamburg eine 
längere Fluchtgeschichte hinter sich. Die Mehrzahl der Flüchtlinge ist zwischen etwa 20 
und 40 Jahre alt, wobei alle Altersgruppen vertreten sind. 

 
 
Ausbildung und Arbeit 
 
Viele der Flüchtlinge, die die Beratung der drei Teilprojekte aufsuchen, haben 

unseren Erkenntnissen nach in ihrer Heimat mindestens eine Volksschule besucht und 
anschließend eine Lehre absolviert. Einige haben auch die Hochschulreife erlangt und 
vor der Flucht ein Studium absolvieren können. Nur eine Minderheit verfügt jedoch 
über eine längere Arbeitserfahrung in ihrem Herkunftsland und die allerwenigsten über 
Qualifikationen, die in Deutschland anerkannt sind12 oder hier bei einer Arbeitsplatzsu-
che weiterhelfen könnten. 

 
Aufgrund der bisher geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen, der Fluchtge-

schichte und der häufig nur unzureichenden Sprachkenntnisse haben diese Flüchtlinge 
in der überwiegenden Mehrheit keine Arbeitserfahrung während ihres Aufenthaltes in 
Deutschland gemacht, keine Ausbildung absolvieren können und meist auch keine hö-
here Schulbildung. Im Rahmen einer schulischen Weiterbildung ist es nur möglich, eine 
berufsvorbereitende Schule abzuschließen oder eine Berufsfachschule zu besuchen. Für 
reguläre Ausbildungen wird eine Arbeitserlaubnis benötigt, welche bislang wegen der 
Anwendung der Vorrangprüfung nur in Ausnahmefällen von der Ausländerbehörde 
erteilt wurde13.  

                                                 
9 Genaue Zahlen sind nicht differenziert verfügbar. Es existieren auch keine verlässlichen Daten über die 

Altersstruktur der Flüchtlinge und die Aufenthaltsdauer in Hamburg. Die im Text gemachten Angaben 
beziehen sich auf Erfahrungen, die in Beratungsgesprächen gemacht wurden, sowie auf quantitative 
Angaben, die aus den Wohnunterkünften stammen. 

10 Vgl. Drucksache 16/307 (Bundesregierung) sowie Drucksache 18/4120 v. 16.05.2006 Große Anfrage 
(GAL) und Antwort des Senats über geduldete Familien in Hamburg 

11 S. wiki.bleiberechtsbuero.de/index.php/Statistik_des_IMK-Beschluss 
12 Weitere Informationen siehe: Diakonisches Werk Hamburg (2006), Leitfaden zur Anerkennung aus-

ländischer Schul- und Berufsabschlüsse in Hamburg, Aktualisierte Fassungen unter 
http://www.integrationslotsehamburg.de 

13 Die Entwicklungspartnerschaft FLUCHTort Hamburg hat aus diesem Grund die Möglichkeit 'zusätzli-
cher Ausbildungsplätze' (gem. § 31 Bundesbildungsgesetz-BBiG) genutzt. Zu diesem Verfahren vgl. 
Kap. 2.3 
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Die Jugendlichen, die länger in Deutschland leben, haben in der Regel eine 
Schule (meist Haupt- und Real-) besucht. Sie wissen, dass für ihre Zukunft Bildung und 
Arbeit sehr wichtig sind und möchten sich gerne weiterbilden lassen. Wo keine reguläre 
Ausbildung erlaubt ist, möchten sie wenigstens Qualifizierungsmaßnahmen absolvieren. 
Flüchtlinge, die über 30 Jahre alt sind, haben an Qualifizierungsmaßnahmen geringeres 
Interesse, da sie wünschen, ihre Existenz und die ihrer Familie durch eine Erwerbstätig-
keit sichern zu können. Frauen sind häufig schlechter ausgebildet als Männer, ergreifen 
aber in Deutschland schnell die Gelegenheit, etwas zu lernen und lassen sich gerne wei-
terbilden. In Familien ergibt sich aber häufig das Problem, dass sie trotzdem alleine für 
die Kinder und den Haushalt zuständig sind und eine Doppelbelastung entsteht, die dazu 
führt, dass sie – beispielsweise bei Erkrankung der Kinder – den Maßnahmen zeitweise 
fern bleiben. 

 
Seit dem 01.01.2005 (Inkrafttreten des Neues Zuwanderungsgesetzes) sind die 

Ausländerbehörden nicht nur für die Erteilung der Aufenthaltstitel, sondern auch für die 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis zuständig. Für die Vergabe der Arbeitserlaubnis-
se ist damit nicht mehr die Bundesagentur für Arbeit zuständig. Die Möglichkeiten zur 
Arbeitsaufnahme haben sich für Duldungsinhaber in den letzten Jahren entschieden ver-
schlechtert. In Hamburg durften Duldungsinhaber (abgesehen von wenigen Einzelfäl-
len) wenn überhaupt nur geringfügig arbeiten (2 Stunden, meist Putzjobs). Auch mit 
dieser Arbeitserlaubnis war es häufig schwierig, eine Arbeit zu finden. In den letzten 
Jahren ist es Praxis der Hamburger Ausländerbehörde, selbst eine Genehmigung für die 
geringfügigen Beschäftigungen (2-Stunden-Jobs) in den meisten Fällen wieder zurück 
zu nehmen bzw. nicht neu zu genehmigen. Dies führt dazu, dass langjährig Beschäftigte 
ihre Arbeitserlaubnis verlieren. Ebenso können Jugendliche ihre Ausbildungsplätze 
nicht antreten, weil ihnen keine behördliche Erlaubnis erteilt wird. 

 
Mit dem Inkrafttreten des 'Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtli-

cher Richtlinien der Europäischen Union' vom 19. August 2007 wurde eine 'Altfallrege-
lung' geschaffen, nach der Flüchtlinge, die länger als acht Jahre (bei Familien mit Kin-
dern ab sechs Jahren) legal in Deutschland leben, unter bestimmten Voraussetzungen 
eine Arbeitserlaubnis erhalten und ihren Aufenthalt verfestigen können. Durch die ent-
sprechende Änderung der Beschäftigungsverfahrensverordnung (§ 10 BeschVerfV) 
kann Geduldeten zudem der Zugang zum Arbeitmarkt bereits nach vier Jahren erlaub-
ten, geduldeten oder gestatteten Aufenthalts unter selbigen Voraussetzungen gewährt 
werden, indem seitens der Behörden auf die 'Arbeitsmarkt- und Vorrangprüfung' ver-
zichtet wird. Die Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäi-
schen Union in nationales Recht ermöglicht den Flüchtlingen in dieser Hinsicht zukünf-
tig verbesserte Perspektiven hinsichtlich Ausbildung und Beschäftigung. 

 
 
Wohnen 
 
In der Regel wohnen die Flüchtlinge in öffentlichen Unterkünften. Die Auslän-

derbehörde leitet neu eingetroffene Flüchtlinge zu einer Erstaufnahmeeinrichtung. In 
Hamburg ist dies für die ersten Tage die Wohnunterkunft 'Sportallee 70' und nachher, 
entsprechend eines Abkommens zwischen Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern 
die Erstaufnahmeeinrichtung in Nostorf/Horst in Mecklenburg-Vorpommern. Von dort 
werden die Flüchtlinge nach drei (Asylbewerber), respektive sechs (Duldungsinhaber) 
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Monaten auf die öffentlich geförderten Wohnunterkünfte im Hamburger Stadtgebiet 
verteilt. Die Unterbringungskosten werden von der Stadt getragen.  

 
Der Mangel an günstigem Wohnraum auf dem freien Wohnungsmarkt sowie die 

Tatsache, dass auch die städtischen Wohnungsbaugesellschaften SAGA/GWG kaum 
über günstige Angebote verfügen, führt dazu, dass Flüchtlinge mit ihren Familien oft 
jahrelang in den Sammelunterkünften verbleiben, auch wenn die Wohnverhältnisse – 
insbesondere unter gesundheitlichen Aspekten – nicht förderlich sind. 

 
 
Versorgung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylBLG) 
 
Da die Flüchtlingen bisher nur in seltenen Fällen eine Arbeitserlaubnis erhalten 

haben, sind sie auf eine Versorgung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylBLG) 
angewiesen. Nach einer Frist von 36 Monaten mit Leistungsbezug nach §3 des Asylbe-
werberleistungsgesetzes (AsylBLG) kann man unter bestimmten Voraussetzungen hö-
here Leistungen nach §2 AsylBLG beziehen, was einem Bezug von Arbeitslosengeld II 
entspricht.14 Die Umstellung von §3 nach §2 des AsylBLG muss schriftlich beim zu-
ständigen Sozialamt beantragt werden. Im Falle einer Ablehnung ist es ratsam, einen 
Widerspruch gegen die Entscheidung zu erheben.  

 
Die Gesundheitsversorgung für Flüchtlinge ist eingeschränkt. Eine Chipkarte 

von einer Krankenkasse für den Arztbesuch (wie bspw. für Sozialhilfebezieher) erhalten 
Leistungsempfänger nach dem AsylBLG oftmals nicht – es sei denn, die Betreffenden 
beziehen Leistungen nach SGB XII. Duldungsinhaberinnen und –inhaber mit Leistun-
gen nach dem AsylBLG erhalten eine Kostenerstattung seitens des Sozialamtes. 

 
Nach § 4 AsylBLG ist den Betroffenen nur bei akuten Erkrankungen und 

Schmerzzuständen die gebotene medizinische Versorgung zu gewähren. Zahnersatz gibt 
es nur, wenn dies im Einzelfall medizinisch unaufschiebbar ist. Schwangere und Wöch-
nerinnen erhalten die notwendigen Leistungen. Duldungsinhaberinnen und -inhaber 
erhalten also nur bei akuten gesundheitlichen Schwierigkeiten eine Behandlung, sie 
haben keinen Rechtsanspruch auf eine gesundheitliche Vorsorge. In manchen Fällen 
könnte dies negative Folgen haben, da sich eine verspätete Behandlung auf den Krank-
heitsverlauf nachteilig auswirken kann. Davon ausgenommen sind die Früherkennungs-
untersuchungen bei Neugeborenen und Kleinkindern in den ersten sechs Lebensjahren 
(U1 – U9), die von den Sozialämtern anerkannt werden. 

 
 
Perspektiven 
 
Ein Teil der Duldungsinhaberinnen und –inhaber wird aufgrund der Bleibe-

rechtsregelung aus November 2006 bzw. des 'Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und 
asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union' vom 19. August 2007 den Aufent-
haltsstatus verfestigen können. Ersten Einschätzungen zufolge können jedoch viele de-
rer, die lange genug in Hamburg leben, nicht alle der vorgeschriebenen Bedingungen 
erfüllen. So haben z.B. viele Flüchtlinge (unverschuldet) keine Ausweispapiere (bei-
                                                 
14 Das 'Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union' vom 

19. August 2007 gewährt diese Möglichkeit nunmehr erst nach 48 Monaten. 
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spielsweise Armenier aus Aserbaidschan) und erhalten auch keine von ihren Botschaf-
ten. Damit bekommen sie auch keine Aufenthaltserlaubnis und fallen weder unter die 
Bleiberechtsregelung noch unter die neue gesetzliche Regelung. Da jedoch die jeweili-
gen Abschiebehindernisse zumeist fortbestehen, kann häufig auch eine Abschiebung 
nicht vollzogen werden. So verbleiben vermutlich auch weiterhin viele Flüchtlinge in 
Hamburg und in der Bundesrepublik Deutschland, die keine oder nur geringe Möglich-
keiten zur Verbesserung ihrer Lebenslage erhalten. 

 
Andere Duldungsinhaberinnen und –inhaber müssen ständig mit einer Abschie-

bung rechnen und haben somit Angst vor einer ungewisseren Zukunft. Asylsuchende im 
laufenden Verfahren (mit Aufenthaltsgestattung) haben ebenfalls kaum eine sichere 
Perspektive, denn sie warten oft jahrelang auf ihre Prozesse mit ungewissem Ausgang 
und einer geringen Anerkennungsquote. Viele Flüchtlinge fühlen sich unsicher und 
frustriert. Außerdem ist ein nicht geringer Teil von ihnen traumatisiert. Flüchtlinge le-
ben in Wartestellung zwischen Ausreisepflicht, gegebenenfalls einer Rückkehroption, 
Weiterwanderung oder einer Aufenthaltsverfestigung in der Bundesrepublik. Diese Un-
sicherheit verbunden mit der fehlenden Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeit wirken 
sich häufig demotivierend auf die Flüchtlinge aus und erschweren eine Zukunftspla-
nung. 

 
 

2.3  Die Möglichkeiten zur Teilnahme an EQUAL-Maßnahmen 

Im Handlungsfeld Rückkehroptionen klären werden als innovatives Konzept 
Qualifizierungsbausteine im Rahmen einer Vorbereitung für Rückkehr oder Weiterwan-
derung angeboten und vermittelt. Diese Qualifizierungen sind grundsätzlich für poten-
tielle Rückkehrerinnen, Rückkehrer und Weiterwanderungsinteressierte konzipiert. Die 
angebotene Beratung ist jedoch perspektivoffen und die Entscheidungen über eine 
Rückkehr oder Weiterwanderung werden von den Klientinnen und Klienten selbständig 
getroffen. Das heißt, keine Person verpflichtet sich mit der Teilnahme an der Qualifizie-
rung zu einer Rückkehr oder Weiterwanderung.  

 
 
Qualifizierungsmodule des Teilprojekts ZukunftsChancen für Flüchtlinge 
 
Das Teilprojekt ZukunftsChancen für Flüchtlinge bietet verschiedene Qualifizie-

rungen an. Auf Grundlage eines Profilings (ermittelte Fähigkeiten und Kompetenzen 
der Klientinnen und Klienten) und ermittelter Bedarfe in den Herkunfts- bzw. Weiter-
wanderungsländern sind im Rahmen eines Förderplans folgende Bausteine möglich: 

 
� Deutschsprachkurse: Angeboten werden Aufbaukurse (Niveau A2/2 Europäi-

sches Sprachenportfolio), die bereits erworbene Kenntnisse vertiefen und i. d. R. 
100 Unterrichtsstunden umfassen. Verbesserte Deutschkenntnisse können zum 
einen für eine berufliche Nutzung im Herkunfts- bzw. Weiterwanderungsland - 
z.B. im Hotel- und Gaststättenbereich oder im Fremdenverkehrsbereich - ver-
wertbar sein. Zum anderen haben die Kurse einen Vorbereitungscharakter, um 
die sprachlichen Voraussetzungen für die Teilnahme an den Qualifizierungs-
maßnahmen und Praktika im Rahmen von EQUAL zu schaffen. 
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� Englischkurse: Aufgrund der weltweiten Verbreitung der englischen Sprache ist 
der berufliche Einsatz sehr vielfältig, insbesondere im kaufmännischen und im 
Fremdenverkehrsbereich. In Kooperation mit den Teilprojekten Qualifizierte 
Rückkehr und Weiterwanderung und Integrationsperspektiven werden spezielle 
Englischkurse für potentielle Rückkehrerinnen und Rückkehrer sowie für Wei-
terwanderungskandidaten, z.B. nach Kanada oder Australien, organisiert. Die 
Kurse umfassen zwischen 60 und 100 Unterrichtsstunden und finden für Anfän-
ger und Anfänger mit Vorkenntnissen (A1/1 und A1/2) statt.  
 

� EDV-Kurse: PC-Kenntnisse werden heutzutage in fast allen Berufssparten als 
selbstverständlich vorausgesetzt. Der Einsatz der EDV findet auch in den Her-
kunfts- bzw. Weiterwanderungsländern der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
zunehmend weite Verbreitung. Die angebotenen PC-Kurse für Anfänger und 
Fortgeschrittene umfassen zwischen 75 und 100 Unterrichtsstunden. Sie beinhal-
ten die Kursmodule Hardwaregrundlagen, Arbeiten mit Betriebssystemen, Text-
verarbeitung, Tabellenkalkulation, Internet. Zusätzlich findet in den Kursen ein 
Bewerbungstraining statt, welches u. a. die Erstellung eines Lebenslaufs am PC 
umfasst. 
 

� Kaufmännische Grundlagen für Existenzgründerinnen und Existenzgrün-
der: Ziel dieses Kurses ist die Vermittlung von kaufmännischen, zur Gründung 
und zum Betreiben eines Geschäfts notwendigen Basis-Kenntnissen. Bausteine 
sind Investition und Finanzierung, Preiskalkulation, Rechnungswesen (Journal-
führung), Kundenakquise, Marketing, etc. Zielgruppe sind potentielle selbstän-
dige Existenzgründerinnen und Existenzgründer unter den Rückkehrern und 
Weiterwanderern, vorzugsweise im handwerklichen Bereich. Die Kurse werden 
individuell nach Bedarf der Teilnehmerinnen und Teilnehmer organisiert und in 
kleinen Gruppen in 2-3-Tage-Workshops durchgeführt. 
 

� Praktika : Praktika in Betrieben stellen häufig die einzige Möglichkeit für Per-
sonen mit ungesichertem Aufenthaltsstatus dar, Einblicke in den hiesigen Ar-
beitsmarkt zu erhalten und berufliche Fähigkeiten zu erwerben bzw. aufzufri-
schen. Vermittelt über EQUAL können Flüchtlinge Praktika von bis zu sechs 
Monaten arbeitsgenehmigungsfrei absolvieren. Diese werden individuell ent-
sprechend der Qualifikationen und Wünsche der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer vor allem auf dem ersten Arbeitsmarkt gesucht, organisiert und begleitet. 
Die Praktikantin bzw. der Praktikant erhält nach erfolgreichem Abschluss des 
Praktikums vom Praktikumsbetrieb eine möglichst qualifizierte Bescheinigung, 
die ihr bzw. ihm als Nachweis der erworbenen Kenntnisse dient. 
 
 
Vermittlung in EQUAL-Teilprojekte und zusätzliche A usbildungsplätze 
 
Wird bei den Klientinnen und Klienten im Rahmen einer Erstberatung oder eines 

Profilings ein Fortbildungs- oder Qualifizierungsbedarf erkannt, der über Angebote in 
dem Teilprojekt ZukunftsChancen für Flüchtlinge hinausgeht, aber von anderen Projek-
ten der Entwicklungspartnerschaft FLUCHTort Hamburg abgedeckt werden kann, wer-
den die Klientinnen und Klienten nach Möglichkeit dorthin vermittelt und ihnen bei der 
Vermittlung Unterstützung gewährt. Sollte sich für einzelne Klientinnen und Klienten 
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die Möglichkeit eines 'zusätzlichen Ausbildungsplatzes'15 ergeben, wird in Zusammen-
arbeit mit den EQUAL-Partnern Hilfestellung bei der Vermittlung geleistet.  

 
 
Rechtliche Voraussetzungen zur Teilnahme an EQUAL-Maßnahmen  
 
Für die Gruppe der Asylsuchenden und Geduldeten gelten verschiedene rechtli-

che Restriktionen, die es bei der Vermittlung in Qualifizierungsmaßnahmen, Praktika, 
Ausbildung und Arbeit zu berücksichtigen gilt. Die rechtlichen Rahmenbedingungen 
des Zugangs zu Ausbildung und Arbeit werden durch das Asylverfahrensgesetz (Asyl-
VerfG), das Aufenthaltsgesetz (AufentG) sowie die Beschäftigungsverfahrensordnung 
(BeschVerfV) geregelt. Zusätzlich zu den in diesen gesetzlichen Bestimmungen enthal-
tenen Restriktionen erhalten Flüchtlinge mit ungesichertem Aufenthaltsstatus grundsätz-
lich keine Ausbildungsbeihilfen, keine BAFÖG-Unterstützung und keine Benachteilig-
tenförderung.  

 
Von den Angeboten der Entwicklungspartnerschaft FLUCHTort Hamburg kön-

nen aufgrund der Hamburger Fördermittel nur Flüchtlinge mit Residenzpflicht in Ham-
burg profitieren. Die 'Residenzpflicht' bedeutet ein Verbot für Flüchtlinge, den ihnen 
zugewiesenen Aufenthaltsort zu verlassen –Über die genannten Barrieren hinaus treten 
für die Gruppe der Asylsuchenden und Geduldeten weitere Schwierigkeiten beim Zu-
gang zu Ausbildung und Arbeit auf. Da seitens der Ausländerbehörde und der Agentur 
für Arbeit Hamburg keine genauen Angaben zur Dauer der Bewilligungsverfahren ge-
macht werden, besteht die Gefahr, dass akquirierte Ausbildungs- oder Arbeitsplätze bei 
längerer Verfahrensdauer nicht mehr vakant sind. Im Folgenden seien die Möglichkei-
ten dargestellt, die den Flüchtlingen seitens der Entwicklungspartnerschaft während der 
EQUAL-Laufzeit zur Verfügung standen. 16 

 
 

1. Genehmigungsfreie Teilnahme an den Qualifizierungsmodulen innerhalb der 
Entwicklungspartnerschaft 
 
Die Teilnahme an den von dem Teilprojekt ZukunftsChancen für Flüchtlinge 

angebotenen Kursen erfordert keine Genehmigung seitens der Ausländerbehörde oder 
der Arbeitsagentur. Die ermittelten Qualifizierungswünsche der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer werden von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Projektes in Qualifi-
zierungslisten gesammelt und Kursangebote entsprechend organisiert. Die Vermittlung 
von Plätzen erfolgt nach Warteliste oder nach anderen Erfordernissen (z.B. baldige 
Rückkehr oder Weiterwanderung geplant), ohne dass Ausländerbehörde oder Arbeits-
agentur involviert sind oder sonstige Genehmigungen erforderlich wären. Ein Großteil 
der Angebote der anderen Teilprojekte der Entwicklungspartnerschaft ist ebenfalls ge-
nehmigungsfrei. In den Fällen, in denen eine Genehmigung erforderlich ist - z. B. bei 
Maßnahmen über sechs Monaten Dauer oder im Falle bereits geplanter aufenthaltsbeen-
dender Maßnahmen seitens der Ausländerbehörde – setzen sich die EQUAL-
Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter in einem Abstimmungsprozess mit seitens der Behör-

                                                 
15 Zu den rechtlichen Voraussetzungen der Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen siehe unten. 
16 Die folgenden Ausführungen beziehen sich hauptsächlich auf die Rahmenbedingungen, die während 

der Umsetzung des EQUAL-Programms gültig waren. Auf die Änderungen durch das zweite Ände-
rungsgesetz zum Zuwanderungsgesetz wird nur kurz eingegangen. 
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den genannten Ansprechpartnerinnen und –partnern für die Erteilung einer Genehmi-
gung ein. 

 
 

2. Arbeitsgenehmigungsfreie Praktika auf dem ersten Arbeitsmarkt 
 
Mit dem Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes am 1. Januar 2005 wird u. a. 

der Arbeitsmarktzugang von neu einreisenden und bereits im Bundesgebiet lebenden 
Zuwanderinnen und Zuwanderern neu geregelt. Kernelement der Neuregelungen ist die 
Einführung des sog. 'one-stop-government' für Angehörige von Staaten außerhalb der 
Europäischen Union. Danach wird die Entscheidung über den Aufenthalt mit der Ent-
scheidung über den Arbeitsmarktzugang zusammengefasst. Arbeitsuchende Zuwande-
rinnen und Zuwanderer müssen sich künftig nur noch an eine einzige Anlaufstelle - die 
Ausländerbehörde bzw. die deutsche Auslandsvertretung - wenden. Diese prüft die auf-
enthaltsrechtlichen Voraussetzungen und holt die Entscheidung über den Arbeitsmarkt-
zugang bei der zuständigen Agentur für Arbeit ein.17 Bei einer als Erwerbstätigkeit zu 
wertenden Maßnahme (und dies ist auch bei einem Praktikum der Fall) ist generell eine 
Arbeitsgenehmigung zu beantragen. Eine Ausnahme wird im Rahmen des EQUAL-
Projektes in den Fällen gewährt, in denen die Teilnahme an einer als Erwerbstätigkeit zu 
wertenden Maßnahme sechs Monate nicht überschreitet. In diesen Fällen ist die Teil-
nahme arbeitsgenehmigungsfrei18. Trotz der Arbeitsgenehmigungsfreiheit ist in diesen 
Fällen jedoch die Information der Behörde für Inneres (Ausländerbehörde) bzw. der 
Agentur für Arbeit notwendig. Ein EQUAL-Praktikum unter sechs Monaten ist somit 
nicht genehmigungs-, jedoch mitteilungspflichtig.  

 
Zwischen dem Praktikumsbetrieb und der Praktikantin bzw. dem Praktikanten 

wird ein von der Gemeinschaftsinitiative EQUAL standardisierter Praktikumsvertrag 
geschlossen und - wenn gewünscht - für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer für die 
Laufzeit des Praktikums eine 'Aufenthaltssicherung' bei der Ausländerbehörde bean-
tragt. Seitens der EQUAL-Entwicklungspartnerschaft wurde mit den relevanten behörd-
lichen Stellen (der Behörde für Inneres sowie der Agentur für Arbeit) ein Verfahren 
geschaffen, das den Teilnehmerinnen und Teilnehmern für die Dauer der EQUAL-
Maßnahmen ihren Aufenthalt sichert (Eintrag einer Aufenthaltssicherung in die Dul-
dung) und Zugang zum Ausbildungsmarkt ermöglicht. Hierzu wurden u. a. verbindliche 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in der Behörde für Inneres und der Agentur 
für Arbeit benannt und ein standardisiertes Teilnehmerformular für die Mitteilung von 
EQUAL-Praktika entwickelt.  

 
 
 
 

                                                 
17 Im Bereich der Arbeitsmigration wurden mit dem neuen Aufenthaltsgesetz die bisher von zwei ver-

schiedenen Behörden parallel durchgeführten Genehmigungsverfahren zur Arbeits- und Aufenthaltsge-
nehmigung durch eine einzige Erlaubnis ersetzt. Seit dem 1. Januar 2005 erteilen die Ausländerbehör-
den mit der Aufenthaltserlaubnis zugleich auch die Erlaubnis zur Aufnahme einer Beschäftigung. In der 
Regel ist daher die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erforderlich.  

18 Vgl. 'Verordnung über die Zulassung von neu einreisenden Ausländern zur Ausübung einer Beschäfti-
gung' (Beschäftigungsverordnung – BeschVerfV) vom 22. November 2004, Abschnitt 1 §2, Abs. 2: 
'Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels für ein Praktikum… im Rahmen eines 
von der Europäischen Gemeinschaft finanziell geförderten Programms,…' 



Perspektiv-, Weiterwanderungs- und Rückkehrberatung 

- 16 - 

3. Arbeitsgenehmigungspflichtige Ausbildung 
 
Überschreitet die Teilnahme an einer als Erwerbstätigkeit zu wertende Maßnah-

me die Dauer von sechs Monaten, muss bei der Behörde für Inneres und der Agentur für 
Arbeit in Hamburg ein Arbeitsgenehmigungsantrag gestellt werden. Das ist auch bei 
verschiedenen Qualifizierungsmaßnahmen der EQUAL-Entwicklungspartnerschaft so-
wie bei zusätzlichen Ausbildungsplätzen der Fall. Die Ausländerbehörde prüft die auf-
enthaltsrechtlichen Voraussetzungen und wendet sich, wenn die Zustimmung der Ar-
beitsverwaltung erforderlich ist, wegen der Entscheidung über den Arbeitsmarktzugang 
in einem internen Verfahren an die zuständige Agentur für Arbeit. 

 
Für die Gruppe der jungen Flüchtlinge haben die Akteure der Entwicklungspart-

nerschaft bewirkt, zusätzliche Ausbildungsplätze zu akquirieren und unter Ausnutzung 
der gesetzlichen Möglichkeiten Zusagen für Arbeitsgenehmigungen zu erhalten. Als 
'zusätzlich' gilt ein Ausbildungsplatz dann, wenn mit ihm die durchschnittliche Anzahl 
der Ausbildungsverhältnisse der letzten drei Jahre um mindestens einen überschritten 
wird. In Hamburg wurde mit der Agentur für Arbeit eine ‚Kompromisslinie’ vereinbart, 
nach der ein Ausbildungsplatz, auch wenn ein Betrieb in den drei vorangegangenen 
Jahren nicht ausgebildet hat, als zusätzlich gilt, wenn gleichzeitig ein Platz für eine be-
vorrechtigte Person eingerichtet wird (also von 0 auf 1+1). Neben dem faktischen Krite-
rium der Zusätzlichkeit muss der Betrieb fundierte Gründe angeben, warum es im Inte-
resse des Betriebs liegt, gerade diesen Auszubildenden einzustellen. Ein absolviertes 
Praktikum oder rein humanitäre Gründe reichen hierfür in der Regel nicht. Im Falle ei-
nes Ausbildungsabbruchs bzw. -wechsels muss die Zusätzlichkeit des Ausbildungsplat-
zes auch beim neuen Betrieb vorliegen. Bei Insolvenz gilt dies nicht. 

 
Der Antrag für einen zusätzlichen Ausbildungsplatz wird inklusive des An-

schreibens und der Begleitdokumente bei den EQUAL-Ansprechpartnern der Auslän-
derbehörde eingereicht. Diese leiten die Anfrage zur Prüfung intern an die Agentur für 
Arbeit weiter. Letztere schreibt nach Eingang der Anfrage die Betriebe direkt an und 
bittet um Rücksendung des mitgeschickten 'Vermittlungsauftrags' innerhalb der Frist 
von in der Regel 2-3 Wochen (kann verlängert werden). Dazu müssen von dem Betrieb 
folgende Unterlagen vorgelegt werden: das letzte Zeugnis des zukünftigen Auszubil-
denden, Kopie der Ausbildungsberechtigung der Kammer, Nachweis der Kammer über 
die Zahl der Ausbildungsverhältnisse der vergangenen drei Jahre bzw., falls der Betrieb 
erstmalig ausbildet, über die im laufenden Jahr bei der Kammer gemeldeten Ausbil-
dungsplätze, eine Kopie des Ausbildungsvertrags sowie die Betriebsnummer.  

 
Für die Teilnahme an einer längerfristigen Maßnahme besteht die Möglichkeit 

einer Aufenthaltssicherung für die Dauer der Maßnahme, wenn folgende Voraussetzun-
gen erfüllt sind: 

 
� Passbesitz, bzw. Nachweis darüber, dass in Kürze damit zu rechnen ist mit Aus-

nahme der Personen, die sich noch im Asylverfahren oder im beachtlichen Fol-
geverfahren befinden. Denn wenn diese sich im laufenden Verfahren an ihre 
Botschaft wenden, kann das negative Auswirkungen auf ihr Asylverfahren ha-
ben. Legt eine Bewerberin bzw. ein Bewerber einen gültigen Pass vor, kann 
auch ein bestehendes Arbeitsverbot aufgehoben werden. Ist die Beschaffung ei-
nes Passes in Einzelfällen unmöglich (einige Länder stellen z.B. keine Pässe 
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aus), entscheidet das Einwohner-Zentralamt, inwieweit ein anderer Identitäts-
nachweis ggf. ausreichen kann. 

� Das Unterschreiben einer Rückkehrverpflichtung (obgleich juristisch nicht rele-
vant). 

� Keine Vorstrafen erheblichen Strafmaßes. Hierzu zählen insbesondere das Ver-
gehen gegen das Betäubungsmittelgesetz und Gewalttaten.  
 
Wird eine Aufenthaltssicherung in die Duldung eingetragen, besteht eine relative 

Sicherheit, dass die Teilnehmerin bzw. der Teilnehmer während der Zeit der Qualifizie-
rung bzw. Ausbildung nicht abgeschoben wird. Es ist wichtig, potenzielle Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer darauf hinzuweisen, dass sie, wenn sie im Besitz eines Passes 
sind, grundsätzlich abgeschoben werden können, falls keine anderen Abschiebehinder-
nisse vorliegen. Erfolgt eine Aufenthaltssicherung durch die Ausländerbehörde für die 
Dauer der Maßnahme, kann eine Abschiebung ins Herkunftsland sofort nach Abschluss 
der Maßnahme erfolgen, wenn diese bei abgeschlossenem Asylverfahren und aufgrund 
der Situation im Heimatland möglich ist. Das seitens der Ausländerbehörde geforderte 
Unterzeichnen einer Rückkehrverpflichtung stellt – auch wenn die juristische Relevanz 
umstritten ist – für viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer zumindest in psychischer 
Hinsicht eine große Belastung dar. Es sind folglich die Vor- und möglichen Nachteile 
einer Aufenthaltssicherung individuell mit jeder Teilnehmerin bzw. jedem Teilnehmer 
intensiv abzuwägen.  

 
Im Hinblick auf die Neuerungen durch das zweite Änderungsgesetz zum Zu-

wanderungsgesetz19 können Jugendliche, die voraussichtlich von der Bleiberechtsrege-
lung begünstigt sein werden oder sich bereits seit mindestens vier Jahren geduldet in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten und bestimmte Voraussetzungen (z. B. einen 
Passbesitz) erfüllen, bei Vorlage eines Ausbildungsvertrages ohne Vorrangprüfung eine 
Arbeitsgenehmigung und anschließend eine Aufenthaltsverlängerung bei der Auslän-
derbehörde beantragen. FLUCHTort Hamburg organisiert aktuell eine 'Ausbildungs-
platzoffensive'. Dabei werden mit Unterstützung der Hamburger Agentur für Arbeit und 
lokalen Medien Ausbildungsfirmen und –plätze für Jugendliche mit Duldungsstatus 
gesucht und die Jugendlichen individuell vorbereitet.20 

 
 

4. Arbeitsgenehmigungspflichtige Beschäftigung 
 
Asylsuchenden und Geduldeten ist die Ausübung einer selbstständigen Beschäf-

tigung grundsätzlich verboten. Aber auch die Aufnahme einer nicht-selbstständigen 
Tätigkeit unterliegt verschiedenen Restriktionen. So muss in jedem Fall ein Antrag auf 
Arbeitserlaubnis gestellt werden. Dieser wird in der Regel zusammen mit einem Antrag 
auf Aufenthaltssicherung bei der Ausländerbehörde gestellt. Voraussetzungen sind: kein 
Arbeitsverbot, Vorlage eines Passes bzw. Nachweises über die Mitwirkung bei der I-
dentitätsfeststellung (Bescheinigung des Konsulats, der Botschaft). Es empfiehlt sich, 
den Eingang der Unterlagen bei der Ausländerbehörde schriftlich bestätigen zu lassen 
und bei evtl. Verlust schnell einen neuen Antrag zu stellen. 

 

                                                 
19 Vgl. 'Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union' vom 

19. August 2007, § 104 a und § 104 b 
20 Vgl. http://www.abendblatt.de/daten/2007/04/10/721354.html. Hier auch Links zu weiteren Artikeln. 
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Die Aufnahme einer Beschäftigung ist sowohl für Asylsuchende als auch für 
Duldungsinhaber grundsätzlich erst nach einem Jahr möglich (§ 10 BeschVerfV). Je-
doch auch nach Ablauf dieser Frist kann die Ausübung einer Beschäftigung mit Hin-
weis auf § 11 BeschVerfV untersagt werden, wenn die Antragstellerin bzw. der An-
tragsteller 

 
� sich nach Deutschland begeben hat, um Leistungen nach AsylbLG zu beziehen 

oder 
� eine Abschiebung aus von ihr bzw. ihm zu vertretenden Gründen nicht durchge-

führt werden kann. 21 
 
Häufig gilt bereits das Nichtvorhandenseins eines gültigen Passes als Grund, die 

Ausübung einer Beschäftigung zu versagen. Nach § 11 BeschVerfV Satz 1 müsste der 
Flüchtling die Gründe dafür, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht durchgeführt 
werden können, jedoch selbst zu vertreten haben. 

 
Zusätzlich zu der Prüfung nach § 11 BeschVerfV seitens der Ausländerbehörde 

hat die Bundesagentur für Arbeit nach Durchführung einer sog. Arbeitsmarktprüfung 
ebenfalls der Aufnahme der Beschäftigung zuzustimmen. Geprüft wird zum einen, ob 
bei der Tätigkeit angemessene Arbeitsbedingungen gegeben sind oder 'nachteilige Aus-
wirkungen auf den Arbeitsmarkt'22 zu erwarten wären. Zum anderen wird eine sog. 
'Vorrangprüfung' durchgeführt, nach der bevorrechtigte Personen (deutsche Staatsange-
hörige oder hinsichtlich der Arbeitsaufnahme besser gestellte Zuwanderer) vorrangig 
einen zur Verfügung stehenden Arbeitsplatz zu erhalten hätten. Die Erfahrung mit die-
sem Verfahren zeigt, dass, auch wenn von einer Zusage ausgegangen werden kann, mit 
einer Bearbeitungszeit von mindestens 2 Monaten gerechnet werden muss. Auch wenn 
ein Arbeitgeber sich seinen künftigen Mitarbeiter bereits ausgesucht hat, wird geprüft, 
ob vorrangig nicht doch ein Deutscher oder EU-Zuwanderer für die Stelle in Frage 
kommt. In Hamburg wurden seit 2005 kaum mehr Arbeitserlaubnisse erteilt bzw. be-
reits erteilte widerrufen (vgl. Kap. 2). 

 
Von der Vorrangprüfung konnte bislang nur abgesehen werden, wenn eine be-

reits ausgeübte Beschäftigung fortgesetzt wird (§ 6 BeschVerfV), es sich um einen 'zu-
sätzlichen Ausbildungsplatz' handelt (gem. § 31 Bundesbildungsgesetz-BBiG) oder 
wenn eine 'Härtefallregelung' (nach § 7 BeschVerfV) zur Anwendung kommt. Dem 
'Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen 
Union' vom 19. August 2007 zufolge wird nunmehr auch dann keine Arbeitsmarkt- und 
Vorrangprüfung mehr durchgeführt, wenn die Asylsuchenden oder Geduldeten bereits 
seit mindestens vier Jahren erlaubt, geduldet oder mit Aufenthaltsgestattung in Deutsch-
land aufhältig sind oder von der sog. 'Altfallregelung' (Zweites Änderungsgesetz zum 
Zuwanderungsgesetz, § 104 a und § 104 b) profitieren, d.h. sich bereits acht bzw. sechs 
Jahre bei Familien erlaubt, geduldet oder mit Aufenthaltsgestattung in der Bundesrepu-
blik Deutschland aufhalten23. Hierzu beantragt der Flüchtling mit einem konkret vorlie-
genden Arbeitsplatzangebot bei der Ausländerbehörde die Arbeits- und später auch die 
Aufenthaltserlaubnis. Die früher übliche Vorrang- und Arbeitsmarktprüfung durch die 

                                                 
21 Vgl. hierzu: Beschäftigungsverfahrensverordnung (BeschVerfV.), Abschnitt 3, §10  
22 Vgl. § 39 II, S. 1 Nr. 1 AufenthG 
23 Vgl. 'Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union' vom 

19. August 2007, § 104 a und § 104 b 
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Arbeitsagentur entfällt. Der Flüchtling erhält bei positiver Entscheidung eine unbe-
schränkte und für jede unselbständige Erwerbsarbeit gültige Arbeitserlaubnis. Die Ar-
beit kann sofort aufgenommen werden. 

 
 

5. Arbeitsverbot 
 
All denjenigen Bewerberinnen und Bewerber, die ein explizites Arbeitsverbot 

seitens der Ausländerbehörde in ihrer Duldung haben, kann keine Arbeitsgenehmigung 
ausgestellt werden. Ein Arbeitsverbot hat nicht, wer den Stempel 'Selbständige Arbeit 
oder vergleichbare unselbständige Arbeit nicht gestattet' in seinem Dokument hat (die-
ser Stempel ist Standard), sondern 'Arbeitsaufnahme/Erwerbsarbeit nicht gestattet', oder 
einen ähnlich lautenden Wortlaut. Ebenso ist bei allen, die in ihrer Duldung den Passus 
haben 'Daten zur Person beruhen auf eigenen Angaben' oder 'Herkunft ungeklärt' ohne 
Angabe des Herkunftslandes damit zu rechnen, dass ein Antrag auf Arbeitsgenehmi-
gung besonders geprüft wird und die Gefahr eines Arbeitsverbots (nach § 11 Besch-
VerfV) besteht. Das Arbeitsverbot kann auf Antrag aufgehoben werden, wenn die Be-
werberin bzw. der Bewerber  

 
� jeder Aufforderung, zu seiner Botschaft zu fahren oder zur Botschaftsanhörung 

die Hamburger Ausländerbehörde aufzusuchen, nachgekommen ist und 
� die Botschaft des angegebenen Herkunftslandes bestätigt, dass es sein kann, dass 

die Person aus dem betreffenden Land kommt, die Behörde aber aus bestimmten 
Gründen keinen Pass ausstellt. 
 
Zusammenfassend heißt dies, dass bei allen Maßnahmen, bei denen die Teil-

nahme als Erwerbstätigkeit zu werten ist und die länger als sechs Monate angelegt sind, 
überlegt werden muss, welche formalen Rahmenbedingungen für die jeweilige Teil-
nehmerin bzw. den jeweiligen Teilnehmer individuell am günstigsten sind. Die Ent-
scheidung, ob z. B. für die Dauer einer Maßnahme eine Aufenthaltssicherung bei der 
Ausländerbehörde beantragt wird oder nicht, obliegt dem Selbstbestimmungsrecht des 
Flüchtlings. 
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3. Das Beratungs- und Unterstützungs-
konzept zu Perspektiven, Rückkehr  
und Weiterwanderung 
 
 
 

3.1 Rahmenbedingungen von Rückkehr- und Weiterwanderungs- 
beratung  

Das Arbeitsfeld der Migrationsberatung unterliegt in den letzten Jahren einer 
grundlegenden Umorientierung und Neustrukturierung24. Für die Personengruppe der 
Zu- und Einwanderinnen und -wanderer, bei denen von einem dauerhaft angelegten 
Aufenthaltsstatus auszugehen ist, werden Integrationsangebote bis hin zu einem 'Natio-
nalen Integrationsplan' (NIP)25 entwickelt und eine entsprechende Migrationsberatung 
sowie Sprach- und Orientierungskurse angeboten. Bei den Beratungsangeboten für 
Flüchtlinge, besonders der Personengruppe mit ungesichertem Aufenthaltsstatus, wer-
den hingegen in den letzten Jahren bundesweit verstärkt Rückkehrberatung und –
unterstützung gefordert und gefördert. In den vergangenen fünf Jahren richtet sich der 
Fokus des Beratungsangebots auf die so genannte 'Freiwillige Rückkehr'26 von Bürger-
kriegsflüchtlingen, abgelehnten Asylbewerberinnen und Asylbewerbern, Asylsuchen-
den, die ihren Asylantrag zurückgezogen haben und Flüchtlingen mit einer Duldung.  

 
Für die Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung ergeben sich je nach Positio-

nierung der Träger der Beratungsstellen unterschiedliche Ansätze: 
 

� Integrierte Rückkehrberatung als Bestandteil einer umfassenden lebenslagen-
orientierten Perspektivberatung oder 

� Gezielte Rückkehrberatung, d.h. das Thema Rückkehr ist einziger oder zentra-
ler Beratungsinhalt. 
 
Die Akteure der Wohlfahrtsverbände benennen den integrierten Ansatz als Stan-

dard für die Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung.  
 
In Hamburg eröffnete im Januar 2006 die zentrale Beratungsstelle Zentrale In-

formation und Beratung für Flüchtlinge gGmbH (auch: Flüchtlingszentrum Hamburg). 
Hierzu wurden die Angebote zur Flüchtlingsberatung der drei Träger Deutsches Rotes 
Kreuz (DRK), Arbeiterwohlfahrt (AWO) und Flüchtlingshilfe/Caritasverband Hamburg 
e. V. zusammengeschlossen.27 Das Beratungsangebot des Flüchtlingszentrums verfolgt - 
wie auch seine Träger - den integrierten Ansatz der Rückkehrberatung. 

                                                 
24 Vgl. hierzu Harry Wagner, Migrationsberatung, in: Nestmann et al. (2004)  
25 Der 'Nationale Integrationsplan' soll die Grundlagen für eine nachhaltige Integrationspolitik in der 

Bundesrepublik Deutschland schaffen und wurde im August 2007 verabschiedet. 
26 Unter 'freiwilliger Rückkehr' werden in diesem Kontext alle Ausreisen verstanden, die nicht zwangs-

weise, d.h. per Abschiebung erfolgten. Zur Definition des Begriffs sowie zur Positionierung der EP 
FLUCHTort Hamburg s. 'Zur Standortbestimmung zum Thema „Rückkehr – Reintegration"', 
http://www.fluchtort-hamburg.de 

27 Die genannten Träger sind zu je einem Drittel Gesellschafter der zentralen Beratungseinrichtung. 
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Bei dem integrierten Ansatz werden mit der Klientin bzw. dem Klienten im 
Rahmen einer lebenslagenorientierten Perspektivberatung gemeinsam Wege erarbeitet, 
die zu einer nachhaltig gesicherten Zukunftsplanung führen sollen. Innerhalb dieser 
Perspektivberatung stellt die Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung einen wichti-
gen Bestandteil dar. Dabei werden die Perspektiven von Rückkehr / Weiterwanderung 
mit den Bedingungen für einen etwaigen Verbleib in Deutschland verglichen, die Mög-
lichkeit und die Folgen einer Abschiebung erörtert etc.. Da viele Flüchtlinge keine 
Möglichkeit haben, ihren Aufenthalt in der Bundesrepublik dauerhaft zu verfestigen und 
ihr Verbleib in Deutschland also voraussichtlich nur temporärer Natur sein wird, sind 
Option und Planung einer Weiterwanderung oder Rückkehr wichtige Beratungsinhalte. 
Nur eine frühzeitig einsetzende Beratung kann eine qualifizierte Rückkehr bzw. Wei-
terwanderung ermöglichen. Die Beratung umfasst außerdem: 

 
� Entwicklung von Zukunftsperspektiven, 
� Erläuterungen zum Asylverfahren, 
� Klärung von Fragen zum Ausländerrecht/Statusfragen, 
� Allgemeine Orientierungshilfen beim Umgang mit Institutionen und Behörden 

sowie Fragen zur sozialen Versorgung im Rahmen einer Verweisberatung. 
 
Die Entstehungsgeschichte der EQUAL-Entwicklungspartnerschaften im The-

menbereich Asylbewerberinnen und Asylbewerber ist in Deutschland und auch in Ham-
burg ebenso durch die oben dargestellte Entwicklung der besonderen Betonung der 
Rückkehrförderung charakterisiert. Durch die Reduzierung der Zielsetzungen auf die 
Integration in den Arbeitsmarkt des Herkunftslandes entstand ein Widerspruch zur zent-
ralen Vorgabe der europäischen Gemeinschaftsinitiative EQUAL, die den Abbau von 
Erschwernissen beim Zugang auch zum hiesigen Arbeitsmarkt intendiert.  

 
In der Hamburger Entwicklungspartnerschaft FLUCHTort Hamburg spiegelt 

sich die Arbeit in diesem Spannungsfeld u. a. durch die Zusammenarbeit zwischen dem 
Handlungsfeld 4: Rückkehroptionen klären und den anderen drei Handlungsfeldern wi-
der. Im Sinne einer 'dualen Option'28 können die den Flüchtlingen angebotenen Förder-
maßnahmen sowohl einer Integration in den hiesigen Arbeitsmarkt als auch in den des 
Herkunftslandes bzw. eines anderen Ziellandes dienen. Die handlungsfeldübergreifende 
AG Perspektiven erarbeitet im Diskurs mit den Entwicklungspartnerschaften aus 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Berlin zusätzlich eine Standortbestimmung zum 
Thema 'Rückkehr – Reintegration'. 

 
Die drei EQUAL-Teilprojekte ZukunftsChancen für Flüchtlinge, Qualifizierte 

Rückkehr und Weiterwanderung und Integrationsperspektiven (Handlungsfeld 4) haben 
auf dieser Grundlage ein Beratungsangebot entwickelt, das  

 
� Perspektivberatung einschließt, 
� ergebnisoffen ist, 
� Flüchtlinge in Ausbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen inner- und außer-

halb des EQUAL-Netzwerkes vermittelt, 
� die Klientin bzw. den Klienten über den zukünftigen Weg selbst entscheiden 

                                                 
28 s. 'Der Anfang ist gemacht. Neue Chancen für die berufliche Integration im Themenfeld Asyl', Memo-

randum der Entwicklungspartnerschaften des Nationalen Netzwerkes Asyl in der europäischen Ge-
meinschaftsinitiative EQUAL (2002-2007) 
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lässt und  
� sich humanitären und ethischen Grundsätzen verpflichtet.  

 
Das Ziel der Arbeit besteht darin, möglichst vielen Personen mit ungesichertem 

Aufenthalt durch eine qualifizierte Rückkehr- bzw. Weiterwanderungsberatung eine 
neue und nachhaltige Lebensperspektive zu eröffnen. Das bedeutet, dass Rückkehr- und 
Weiterwanderungsberatung hier als ein integrierter Bestandteil der gesamten Arbeit zu 
verstehen ist. 

 
 

3.2 Fachliche Grundlagen der Beratung 

Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung hat eine ganzheitliche Unterstützung 
bei der Klärung und Verwirklichung der Vorhaben der Klientinnen und Klienten unter 
den besonderen Bedingungen der gesellschaftlichen und rechtlichen Restriktionen zum 
Ziel. Ihr liegt ein umfangreicher Fundus von psychologischen, soziologischen, pädago-
gischen und interkulturellen Theorieansätzen und Konzepten zugrunde. Jedoch gibt es 
bislang noch kein einheitliches Konzept für die Rückkehr- und Weiterwanderungsbera-
tung in Deutschland; ebenso wenig wie einheitliche Standards der Qualifikation und 
Weiterbildung der Beraterinnen und Berater.  

 
Hauptmerkmal der professionellen Arbeit mit der Zielgruppe der Personen mit 

ungesichertem Aufenthaltsstatus ist unseren Erfahrungen nach, dass allgemeine Bera-
tungskonzepte und –methoden angesichts der spezifischen Lebenslagen nicht ohne wei-
teres angewendet werden können. Vielmehr müssen aktuelle Ansätze und Methoden aus 
der allgemeinen Beratung29 für die Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung entspre-
chend der aus der Praxis gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse adaptiert werden. 
Hierbei gilt es, Aspekte bestehender Beratungs- und Hilfekonzepte zu kombinieren, sie 
flexibel in der Beratungspraxis anzuwenden und dennoch den gesamten Beratungs – 
und Begleitungsprozess zu strukturieren und zu vereinheitlichen (Standards der Bera-
tung). In den besonderen Lebenslagen der Flüchtlinge, der Ambivalenz von Rückkehr 
und Weiterwanderung sowie in der Beteiligung bzw. Regulierung unterschiedlicher 
Institutionen und Träger begründet, müssen häufig verschiedene Zukunftsoptionen pa-
rallel verfolgt, und die den jeweiligen Ereignissen (z.B. Änderung des Aufenthaltssta-
tus, plötzliche Abschiebungsandrohung o. ä.) entsprechenden Bedürfnisse und Wünsche 
der Klientinnen und Klienten immer wieder flexibel in die Planung eingebunden wer-
den. Für Menschen mit ungesichertem Aufenthaltsstatus gibt es selten Planungssicher-
heit, ihre Lebensweisen sind 'plurilokal'30 und sie unterliegen 'multiplen Diskriminie-
rungen'31. Die Beratungspraxis ist somit vielfach ein Umgang mit Ungewissheit und 
Unplanbarkeit. 

 
Bei dem diesem Leitfaden zugrunde liegenden Konzept handelt es sich um einen 

                                                 
29 wie bspw. case management und Hilfeplanung gem. § 19 IV BSHG oder Konzepte der Bildungs- und 

Berufsberatung etc. 
30 Migrantinnen, Migranten und damit auch Flüchtlinge sind in intensive Beziehungen an mehreren Orten 

gleichzeitig und von Dauer eingebunden ('Transmigration'), vgl. Schroeder/Seukwa (2005), S. 29 
31 Geschlecht, Hautfarbe, Alter, Aufenthaltsstatus, körperliche und geistige Befindlichkeiten verdichten 

sich zu einem wechselseitig aufeinander bezogenen Ausgrenzungssyndrom (nicht lediglich additiv be-
nachteiligend), vgl. Schroeder/Seukwa (2005), S. 167 
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klassischen Methoden-Mix, welcher sich unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der 
Zielgruppe während der Arbeit mit den Klienten als praktikabel erwiesen hat. Die in der 
Einzelberatung angewandten Methoden der Gesprächsführung orientieren sich in ihrem 
Aufbau und inhaltlicher Struktur an gängigen Beratungsmethoden und basieren auf der 
‚Klientenzentrierten Einzelberatung, der ‚Systemischen Beratung', auf Assessmentver-
fahren, Kompetenzfeststellungsverfahren, dem ‚Biographische Interview', Profiling so-
wie Fallmanagement und sind zielgruppenspezifisch angepasst. Die folgenden Ausfüh-
rungen stellen eine Auswahl einiger für unsere Beratungspraxis besonders wichtigen 
fachlichen Bezüge und Grundlagen dar, die wir für unser spezifisches Beratungskonzept 
erarbeitet haben. Sie sollen als Anregungen und Empfehlungen für die Rückkehr- und 
Weiterwanderungsberatung dienlich sein. 

 
 

3.2.1 Grundhaltungen im Umgang mit der Zielgruppe der Flüchtlinge 

Um in der schwierigen Arbeit der Rückkehr- und Weiterwanderungsthematik 
wirklich individuelle und im Hinblick auf nachhaltige Lösungen sinnvolle Beratung 
durchführen zu können, ist unabdingbare Voraussetzung, in der Beratungssituation ein 
Vertrauensverhältnis zwischen der Beraterin bzw. dem Berater und der Ratsuchenden 
bzw. dem Ratsuchenden zu schaffen. Das erfordert eine Grundhaltung seitens der Bera-
terinnen und Berater, den Menschen mit seinen Potentialen ernst zu nehmen und lö-
sungs- und ressourcenorientiert vorzugehen, statt den Ratsuchenden primär in seinen 
Problemen und Defiziten wahrzunehmen. In Anlehnung z.B. auch an die 'Ethischen 
Standards' in der Bildungs- und Berufsberatung32 halten wir folgende Grundhaltungen 
für besonders wichtig: 

 
� Die Würde und Rechte jeder Person, für die Beratung angeboten wird, achten 

und wahren. Dies schließt das Recht der Klientin bzw. des Klienten ein, unab-
hängig Entscheidungen zu treffen und für die getroffenen Entscheidungen die 
Verantwortung zu übernehmen, sich um Selbstbestimmung und persönliche 
Weiterentwicklung zu kümmern, und sich auf Vertraulichkeit und Verschwie-
genheit verlassen zu können, 

� In der Beratung für die Gleichberechtigung sorgen ungeachtet irgendwelcher 
Unterschiede in Geschlecht, Rasse, ethnischer Herkunft, religiöser Glaubens-
richtungen, sexueller Orientierungen oder wegen einer Behinderung, sowie alle 
Formen entsprechender Diskriminierungen unterlassen, 

� Potential- statt Defizitansatz, 
� Ein persönliches Vertrauensverhältnis zwischen Beraterin bzw. Berater und Rat-

suchender bzw. Ratsuchendem aufbauen, 
� Die Klientinnen und Klienten ernst nehmen, offene Haltung in der Beratung, 

andere Sichtweisen integrieren, Interesse und Wertschätzung, 
� Individuelle Lösungs- und Entwicklungswege mit den Klientinnen und Klienten 

erarbeiten, 
� Hilfe zur Selbsthilfe fördern und den Menschen dabei motivieren / unterstützen 

(Empowerment), 
� Hilfestellung und Unterstützung bei Problemen geben und Ressourcen aus dem 

                                                 
32 Vgl. hierzu 'Ethische Standards', verabschiedet von der IVSBB Generalversammlung, Stockholm, 

Schweden, 8. August 1995 
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Hilfesystem zugänglich machen, 
� Die Beratung nachhaltig ausrichten, 
� Ungewissheit in der Beratung aushalten, 
� Ideenreichtum, Sensibilität und Flexibilität sowohl in die Strukturierung als auch 

in die Lösung von Fragestellungen einbringen, 
� Selbstreflexion anregen und die eigene Beratung immer wieder selbst reflektie-

ren. 
 
 

Grundhaltungen für die Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung 

Neben diesen allgemeinen ethischen Haltungen in der Beratungstätigkeit für die 
Zielgruppe der Flüchtlinge ist es unserer Meinung und Erfahrung nach wichtig bzw. 
unabdingbar, sich ebenso auf Grundhaltungen für die Rückkehr- und Weiterwande-
rungsberatung zu verständigen. Unserer Arbeit innerhalb der Beratungsstellen liegen in 
Anlehnung an bestehende Positions- bzw. Thesenpapiere für die Rückkehr- und Wei-
terwanderungsberatung33 sowie in Abstimmung zur Standortbestimmung der AG Per-
spektiven der Hamburger Entwicklungspartnerschaft FLUCHTort Hamburg folgende 
Positionen zugrunde: 

 
� Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung ist integrierter Bestandteil der 

Flüchtlingsberatung, 
� Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung ist eine unabhängige, ergebnisoffene 

Beratung und eingebettet in eine umfassende Perspektivberatung, 
� Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung muss auf Freiwilligkeit und Unab-

hängigkeit beruhen und ist nur möglich, wenn eine Rückkehr bzw. Weiterwan-
derung in Würde möglich ist, 

� Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung benötigt eine offene Haltung der 
Beraterinnen und Berater und einen transparenten institutionellen Rahmen der 
Beratung, 

� Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung ist ein mehrstufiger Prozess. Die 
Entscheidung über eine mögliche Rückkehr oder Weiterwanderung trifft der 
Flüchtling selbst. Die Beraterinnen und Berater können den Flüchtling in seinem 
Entscheidungsprozess begleiten und unterstützen sowie eine Rückkehr oder 
Weiterwanderung mit ihm zusammen vorbereiten. 
 
 

3.2.2 Interkulturelle Dimension der Beratung 

Eine wichtige Grundlage der Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung bildet 
der interkulturelle Aspekt der Beratung34. Hierunter verstehen wir, Aspekte der Migrati-
onsberatung und der interkulturellen Beratung gezielt für die Beratung der Zielgruppe 
der Flüchtlinge auszuwählen, ohne gleichzeitig die Perspektive einseitig auf den Aspekt 
                                                 
33 Unter anderem haben die 'Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege' und die 'Bundesar-

beitsgemeinschaft Pro Asyl' Positions- bzw. Thesenpapiere für die Rückkehr- und Weiterwanderungs-
beratung ausgearbeitet S. Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (2006) und Bundes-
arbeitsgemeinschaft Pro Asyl (2005). 

34 An dieser Stelle wird nicht differenziert zwischen den Terminologien 'interkulturelle Beratung', 'multi-
kulturelle Beratung', 'interkulturelle Dimension von Beratung' etc. 
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der 'Kultur' verengen zu wollen. Da die Zielgruppe der Flüchtlinge in Hamburg sehr 
heterogen ist, treffen in der Beratungssituation Menschen unterschiedlicher Kultur, So-
zialisation, Religion etc. aufeinander. Es ist hilfreich, dass sich das Team der Beraterin-
nen und Berater über folgende Aspekte bewusst ist: 

 
 
Kritische Reflexion interkultureller Beratungspraxi s 
 
In jeder Beratungskonstellation und bei jedem Beratungsthema ist immer neu zu 

überprüfen, ob mit Bezug auf die konkreten Themen und Beziehungen die Perspektive 
‚interkulturell’ angemessen und fruchtbar ist35. So wird nicht jede Situation, in der Bera-
terinnen bzw. Berater und Klientinnen bzw. Klienten unterschiedlicher kultureller Her-
künfte aufeinander treffen, notwendigerweise eine ‚interkulturelle’ Situation. Vielmehr 
müssen sich die Beraterinnen und Berater selbst hinterfragen, ob nicht möglicherweise 
‚Kultur’ als zentrale Differenz immer schon Unterschiede voraussetzt, die Dimension 
der gesellschaftlichen Benachteiligung verschleiert und Besonderheiten der Lebenssitu-
ation des Gegenübers als Besonderheit seines ‚kulturellen Wesens’ interpretiert36 (Kul-
turalisierung). Eine kritische Reflexion seitens der Beraterinnen und Berater bedeutet: 

 
� Sensibel sein für eigen- und fremdkulturelle Wahrnehmungsmuster, Kommuni-

kationsstile und Wertesysteme, 
� Selbstkenntnis (stärker als Fremdkenntnis) als Voraussetzung für interkulturelle 

Kompetenz, 
� In der Lage sein, Perspektiven zu wechseln und zwischen tatsächlichen oder 

scheinbar interkulturell bedingten Konflikten zu unterscheiden, 
� Kulturelle Differenz als eine soziale Konstruktion erkennen, deren Verwendung 

häufig zur Essentialisierung kultureller Zugehörigkeit bzw. Differenz führt, 
� hinterfragen, wie Kultur' von welchem Akteur gebraucht wird (als Ursache des 

Problems, als Bedingung des Problems, als Konsequenz des Problems, als Res-
source der Problemlösung?), wem sie nützt, wem schadet, inwiefern sich das 
professionelle Handeln unter einem alternativen Ansatz verändern würde etc., 

� Nicht von vorgefertigten kulturellen Erklärungsmustern ausgehen; soziale Ver-
hältnisse nicht kulturalisieren, 

� Die Dimension der gesellschaftlichen Benachteiligung der Flüchtlinge nicht ver-
nachlässigen, ihre Lebenssituation der Flüchtlinge nicht nur aus einer (pauscha-
len) Perspektive betrachten, 

� Aushalten, dass Flüchtlingsarbeit unter Bedingungen einer 'strukturellen Absur-
dität' stattfindet, in welcher einerseits die schwierige Lage der Flüchtlinge 'er-
zeugt' ist (soziale Konstruktion von erzeugten Notlagen, die man nicht verändern 
will, denn viele 'Flüchtlinge' hätten keine bzw. nur die 'ganz normalen' Proble-
me, wenn sie das Recht auf Arbeit, Aufenthalt etc. hätten), andererseits für diese 
Notlagen Unterstützungssysteme etabliert werden, 

� Aushalten, dass es in der Flüchtlingsarbeit keine 'rezeptartigen' Standards gibt, 
welche abgearbeitet werden können oder an die man sich genau halten (Umgang 
mit der Unsicherheit) 

� Kritische Reflexion 'westlicher' Standards als Ziele der Beratung, 
� Arbeitsbedingungen schaffen, in denen die Möglichkeit zur Reflexion der eige-
                                                 
35 Mecheril, Paul in: Treichler/Cyrus (2004), S. 376 ff. 
36 Ebdn., S. 377 
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nen Praxis besteht und die Wichtigkeit anerkannt wird, 
� Trotz der sozialen Konstruktion der kulturellen Differenz kultursensibel in der 

Beratungstätigkeit sein, 
� Die Bereitschaft zur Entwicklung einer interkulturellen Beraterinnen- / Berater-

struktur und Beratungsmethodik. 
 
 
Kultursensibilisierung in der Beratung der Zielgruppe der Flüchtlinge 
 
In der Beratung kultursensibel innerhalb der verschiedenen Phasen des Bera-

tungsprozesses vorzugehen, ist ebenso eine wichtige Grundlage unseres Ansatzes in der 
Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung. Ein kultursensibles Verhalten bzw. Vorge-
hen hilft in Ablauf und Entwicklung der Beratungssgespräche: 

 
 
Erreichen der Zielgruppe ('Akquise') 

� Schlüsselpersonen, ethnische Netzwerke und die direkte Ansprache zum Errei-
chen der Zielgruppe nutzen statt bspw. nur Flyer oder Anzeigen, 

� Flüchtlinge an 'ihren Orten' aufsuchen, bspw. den Sammelunterkünften oder 
anderen Kursen/Teilprojekten, 

� Konkrete Anlässe / Angebote für die Zielgruppe als Anknüpfungspunkte (z.B. 
Infotermine zum neuen Bleiberecht), 

� Beratung zu Rückkehr / Weiterwanderung kann oft erst nach Vertrauensbildung 
und Umsetzung von anderen Anliegen stattfinden, 

� Beratungseinrichtung muss innerhalb der ethnischen Netzwerke als integer gel-
ten (nicht als 'verlängerter Arm' der Ausländerbehörde), 

� Anbindung an die Beratungsstelle über persönliches Vertrauen und Verbunden-
heit zu der Beraterin bzw. dem Berater, 

� Vorhalten von Orientierungsangeboten (z.B. Stadtteilrundgänge mit Aufsuchen 
der für Flüchtlinge interessanten Adressen und Angebote) und Hinweis auf kul-
turelle Angebote. 
 
Einsstieg in die Beratungssituation ('Eröffnungsphase': Kontakt) 

� Positiven ersten Eindruck vermitteln: ansprechende Gestaltung der Räume, 
freundlicher Empfang, persönliche Ansprache etc., lockere Atmosphäre schaf-
fen, Klientinnen bzw. Klienten zur Ruhe kommen lassen, Respekt für die Klien-
tinnen bzw. Klienten, 

� Begrüßungsritual und Kommunikationsform auf die Klientinnen bzw. Klienten 
abstimmen: namentliche Vorstellung seitens der Beraterinnen und Berater, ggf. 
nachfragen, wie der Name der Klientinnen bzw. Klienten richtig ausgesprochen 
wird, sich nach dem Befinden der Person / der Familie erkundigen etc., 

� Diversität in der Beratung: verschiedene Beraterinnen und Berater mit verschie-
denen Ansprechformen, Aussehen, Geschlecht etc. (→ interkulturelle Trai-
nings), ‚Zuordnung’ von Beraterin bzw. Berater und Klientin bzw. Klient durch-
lässig halten (der Flüchtling aus Afrika wird nicht ‚automatisch’ dem Berater af-
rikanischer Herkunft zugeordnet), 

� Sprachliche Verständigung klären und sicherstellen (Sprachniveau, Mutterspra-
che), 

� Einstellen auf mögliche Unterschiede kultureller und religiöser Art und hinsicht-
lich der Erwartungshaltung in Bezug auf die Beratungsleistung, 



Perspektiv-, Weiterwanderungs- und Rückkehrberatung 

- 27 - 

� Berücksichtigen, dass viele Flüchtlinge schlechte Erfahrungen mit Beratung im 
behördlichen Rahmen haben (Skepsis) und die Inanspruchnahme einer Einzelbe-
ratung häufig mit Unsicherheiten und Ängsten verbunden ist. 
 
Beratungsrahmen der Beratung ('Bearbeitungsphase': Thema entfalten) 

� Sich Zeit nehmen; Bewusstsein über unterschiedliche Zeitauffassungen (Lebens-
zeit, Berufszeit, auch Zeit in der Beratungseinheit und für das Erreichen von Zie-
len), 

� Räumlich und atmosphärisch ruhige, angenehme Gesprächssituation, 
� Keine/wenig Vordrucke verwenden, Notizblatt vom Erstgespräch; Eintragungen 

am PC / Formular im Anschluss an die Beratung, 
� Gesamtsituation erfassen (der Klientinnen bzw. Klienten, der Beratungssituation 

etc.), 
� Sensibler Umgang mit Unterschriften (Klientinnen bzw. Klienten haben häufig 

Vorbehalte/schlechte Erfahrungen damit), 
� Freiwilligkeit und Ergebnisoffenheit der Beratung betonen. 

 
Kommunikation / Verständigung ('pacing')'37 

� Aktives Zuhören: Klientinnen bzw. Klienten (unstrukturiert) erzählen lassen, 
durch gezieltes Nachfragen (offene Fragen) fördern (erst nachdem Klientin bzw. 
Klient Anliegen geschildert hat), keine Suggestivfragen, verbale und nonverbale 
Zustimmung, 

� Einfühlungsvermögen und Sensibilität: auf Klientinnen bzw. Klienten eingehen, 
Verständnis für Probleme erkennen lassen, Vertrauen aufbauen, bevor schwieri-
ge Themen angesprochen werden, Emotionen ernst nehmen (nicht als Störfakto-
ren), 

� Verständnis der Beratungsinhalte sicherstellen: Sprache auf die zu Beratenden 
anpassen, Gestik, Mimik, Visualisierung etc. verwenden, Erklären der Inhalte, 
Zwecke und Ergebnisse der Beratung, Standpunkte und Vorgehensweisen trans-
parent machen, 

� Weltsicht der Klientin bzw. des Klienten realisieren: Bewusstsein, dass sich in-
dividuelle Anliegen geprägt durch kulturelle Hintergründe unterschiedlich äu-
ßern, Informationen / Gedanken kulturentsprechend formulieren, Unterschiede 
ansprechen und Zweifel transparent machen, 

� Permanente Reflexion der Dynamik der Berater-Klienten-Beziehung bzw. 
Kommunikation. 
 
Potentiale ('Anamnese') 

� Wünsche, Probleme, Anliegen und Ängste wahrnehmen, 
� Rückfragen, ob das Anliegen / die Problemsituation richtig verstanden ist (An-

liegen / Problem noch einmal formulieren), 
� Gesamtsituation erfassen (lebenslagenorientiert / ganzheitlich-systemisch), 
� Stärken / Schwächen der Klientinnen bzw. Klienten herausfinden, 
� Wissen um unterschiedliche Problembewältigungspotentiale und –

möglichkeiten. 

                                                 
37 Die NLP-Technik 'Pacing' kommt aus dem Englischen und bedeutet sinngemäß 'nebeneinander herge-

hen' oder auch 'widerspiegeln'. Im übertragenen Sinne bedeutet es, sich auf sein Gegenüber einzustel-
len, ihm in seinen Bewegungen, Haltungen, Gestiken zu folgen und ihn letztendlich zu begleiten. Vgl. 
http://www.die-akademie.de/glossar.html 
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Lösungen / Maßnahmen ('leading')38 
� Differenziertheit: individuelle Vorgehensweise in der Beratung und in der Aus-

wahl der Maßnahmen/Lösungen, Angebote nach Bedarf der Betroffenen formu-
lieren / auswählen, 

� Lösungsansätze gemeinsam erarbeiten, 
� Nicht den ‘Agenten der Dominanzkultur’39 oder ‘Meister der Wahrheit’ spielen, 

sondern Individualität stärken und Empowerment betreiben, 
� Umgang mit Ungewissheit und Unplanbarkeit, Raum für Unentschiedenheit und 

Zufall, 
� Bewusstsein über verschiedene Formen und verschiedene Umsetzung von Ver-

einbarungen, Umgang mit unterschiedlichen Zeitauffassungen für das Erreichen 
von Zielen, 

� Respekt für die Beweggründe und Entscheidungen der Klientinnen bzw. Klien-
ten, 

� Pläne mit unterschiedlichen Zeithorizonten für verschieden mögliche Entschei-
dungen und Aufenthaltssituationen der Klientinnen bzw. Klienten (Nah- und 
Fernziele), 

� Aufgrund der Tragweite der Entscheidungen: hohe Genauigkeit im beraterischen 
Vorgehen. 
 
Ziele der Beratung ('Integrationsphase': Ergebnisse sichern) 

� Hilfe zur Selbsthilfe, 
� Empowerment, 
� Stärkung der psychosozialen Stabilität zur Ermöglichung einer tragfähigen 

Entscheidung, 
� Klärung der Aufenthaltssituation, 
� Entwicklung von Perspektiven bei festgestellter Aussichtslosigkeit eines dauer-

haften Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland, 
� Ermöglichung eines umfassenden Abwägungsprozesses, 
� Informierte Rückkehr- bzw. Weiterwanderungsentscheidung, 
� Erhalt bzw. Erwerb der Arbeitsfähigkeit, 
� Orientierung über Hilfsmöglichkeiten, 
� Verbesserung der Inanspruchnahme von Rechten und Leistungen, 
� Qualifizierte Vorbereitung von Rückkehr bzw. Weiterwanderung, 
� Aufenthaltssicherung für die Dauer von Maßnahmen. 

 
 
Feedback geben / nehmen ('Abschlussphase')40 

� Verständnis der Vereinbarungen sicherstellen, 
� Positiven Ausblick geben, 
� Verabschieden, ggf. zur Tür begleiten. 

 
                                                 
38 'Leading' bedeutet 'Führen' des Gesprächs und kann über Körpersprache, Sprache (Lautstärke, Tempo, 

Wortwahl) und gezieltes Fragen erfolgen. Führen durch 'Pacen' bedeutet der NLP-Technik zufolge, 
dem Anderen ausreichend Freiraum zur Entwicklung zu geben und dennoch bei Bedarf korrigierend 
einzugreifen. Durch 'Pacing' wird 'Rapport' (guter Kontakt) zum Gegenüber hergestellt. Dadurch fühlt 
sich dieser (unbewusst) akzeptiert und angenommen. Vgl. http://www.die-akademie.de/glossar.html 

39 Ertelt, Bernd-Joachim; Schulz, William E. (2002), Beratung in Bildung und Beruf. Handbuch Bera-
tungskompetenz 

40 'Feedback' ist eine möglichst sachliche und funktionale Rückmeldung an eine Person. 
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3.2.3 Perspektivberatung und Fallmanagement als Methoden für die Hilfeplanung 

Fall-(oder Case) Management41 ist ein Konzept zur Unterstützung und Förde-
rung von Einzelnen und kleinen Gruppen (auch Familien), welches eine prozesshaft 
angeordnete (phasenhafte) Arbeitsweise bei der Beratung und Hilfeleistung vorsieht. In 
durchgängiger (Fall)Verantwortung einer Fallmanagerin bzw. eines Fallmanagers soll 
dem einzelnen eine lebenslagenorientierte Perspektiven- und Ressourcenanalyse sowie 
Beratung angeboten und der Zugang zu notwendigen Dienst- und Hilfeleistungen koor-
diniert werden. Ziel ist, die Klientinnen bzw. Klienten darin zu stärken, selbständig Un-
terstützungsleitungen zu nutzen, sowie sich im besten Falle von ihnen unabhängig eine 
eigene, selbständige Lebensperspektive zu schaffen.  

 
Fallmanagement ist ein ganzheitlicher Ansatz, der die Einzelfallarbeit auf der 

individuellen Ebene mit einem netzwerk- und sozialraumorientierten Ansatz auf der 
institutionellen Ebene verbindet. Bei diesem methodischen Ansatz sollen die Ressour-
cen beider Ebenen genutzt werden, wobei sich auf beiden Ebenen Handlungs- und Steu-
erungsbedarfe ergeben, die zur Unterstützung der Klientinnen bzw. Klienten effektiv 
eingesetzt werden sollen42. 

 
In der Flüchtlingsberatung eingesetzt, ist das Fallmanagement in Kombination 

mit dem Ansatz des Empowerment eine effektive Methode, die persönlichen und sozio-
ökonomischen Stärken und Ressourcen der Flüchtlinge zu fördern. Diese Aktivierung 
der Personengruppe soll die Abhängigkeit von Unterstützungsstrukturen minimieren 
und selbst bestimmtes Handeln stärken. Mit dem Ansatz des Empowerment (Selbstbe-
mächtigung/Selbstkompetenz) soll die Grundlage dafür geschaffen werden, dass die 
Flüchtlinge nicht als Bittsteller auftreten, sondern selbst die Kompetenz besitzen, ihr 
Leben im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten selbst zu gestalten. Konkret bedeutet 
dies die Bereitstellung von Angeboten zur Qualifizierung und Arbeit, die vorhandene 
Ressourcen fördern und ausbauen, damit eine Reintegration im Herkunftsland, eine 
Weiterwanderung in ein Drittland oder ein Verbleib in Deutschland nachhaltig erfolg-
reich werden kann.  

 
Die Arbeit im Rahmen des Fallmanagement ist in einzelne Phasen unterteilt, die 

nicht immer strikt voneinander zu trennen sind, die aber die Komplexität der Beratungs- 
und Hilfstätigkeit erfassen und strukturieren.  

 
 
Die einzelnen Phasen sind: 
 

� Kontaktaufnahme43 (intake) 
Die Beratungstätigkeit versteht sich im Rahmen von Fallmanagement als eine 

Dienstleistung für die Ratsuchende bzw. den Ratsuchenden, die diesem den bestmögli-
chen Zugang zu Hilfestellungen vermitteln soll. Die Ratsuchenden sollen also nicht als 
                                                 
41 Im deutschsprachigen Gebrauch wird mittlerweile in der Regel der Terminus 'Fallmanagement' ver-

wendet, ohne zwischen 'Case Management' und 'Fallmanagement' zu differenzieren. 
42 Vgl. hierzu Manfred Neuffer, Case Management. Soziales Arbeiten mit Einzelnen und Familien. 

Weinheim und München 2002 und Peter Löcherbach u. a, Case Management. Fall- und Systemsteue-
rung in der Sozialen Arbeit. München 2005.  

43 Die Terminologie und die Beschreibung folgt verknappend in weiten Strecken Neuffer 2002, Kapitel 
IV  
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Bittsteller, sondern als Nutzer von Dienstleistungen anerkannt werden. Damit sie auto-
nom über das Angebot entscheiden können, benötigen sie auf der einerseits grundlegen-
de und umfassende Informationen über das Angebot der Hilfestellungen, andererseits 
aber eine realistische Einschätzung über den eigenen Hilfebedarf und die Rahmenbe-
dingungen des Handlungsspielraums, der gerade bei Flüchtlingen durch juristische 
Rahmenbedingungen in bestimmten Bereichen erheblich eingeschränkt ist. Die Kon-
taktaufnahme gliedert sich daher in die folgenden Punkte, wobei die Bezeichnung Erst-
gespräch nicht wörtlich genommen werden muss. Bevor es zu einer Arbeitsbeziehung 
kommt, können mehrere Erstgespräche geführt werden, bevor mit einer Maßnahme be-
gonnen wird. 

 - Erstgespräch 
 - Klärungshilfe 
 - Beginn einer Arbeitsbeziehung 
 - Beratung über die Angebote 
 

� Einschätzung (assessment)  
Im Assessment erfolgt eine ganzheitliche systemische Analyse der Lebenssitua-

tion der Klientin bzw. des Klienten unter Einbeziehung aller Faktoren: Familie, Freun-
de, Umfeld und Institutionen. Dieses kann häufig zu einer realistischen Selbsteinschät-
zung einer Person in einer gegebenen Situation führen und eine Analyse der persönli-
chen Stärken (Ressourcen) und Bedarfe (Defizite) erleichtern: Wo stecken in Belas-
tungen, Krisen und Verlusten selbst Ressourcen, die bisher nicht erkannt wurden? Stellt 
die Krise auch wertvolle Erfahrungsmöglichkeiten bereit? Sind die Konsultationen 
Ausdruck eines Mangels (z.B. nicht ausreichende Sprachkenntnisse), der behoben wer-
den könnte, obwohl die Klientin bzw. der Klient das gar nicht im Sinn hat und nur eine 
schnelle Bearbeitung der Symptome wünscht? Diese Analyse mündet – insbesondere 
bei der Arbeit mit Klientinnen und Klienten, die eine Qualifizierungsmaßnahme oder 
ein Praktikum suchen - im Profiling  (also der Erstellung eines Profils, das alle Angaben 
zur Bildung und den Kompetenzen einer Person enthält). Dieses kann bei Flüchtlingen 
oft eine langwierige Aufgabe sein, da sie häufig keine genauen Angaben zur Schullauf-
bahn machen (können), keine zertifizierte Ausbildung haben oder aber eine, die von 
einer in Mitteleuropa üblichen stark abweicht. Danach erfolgen eine Einschätzung der 
Ressourcen des Flüchtlings und des Umfelds (systemische Einschätzung) und schließ-
lich eine Prognose über den weiteren Hilfe- und Arbeitsprozess.  

 - Problem- und Ressourcenanalyse 
 - Profiling 
 - fachliche Einschätzung 
 - Einschätzung durch die Klienten 
 - Einschätzung dritter 
 - Hypothesen und Prognosen 
 

� Planung (planning)  
Gemeinsam mit den Klientinnen und Klienten sollen Ziele der weiteren Arbeit 

definiert werden. Damit sind die angestrebten Zustände gemeint und nicht die Maß-
nahmen selbst. Wenn das Ziel der Maßnahme langfristig gesehen die Unabhängigkeit 
von staatlicher Unterstützung und die Reintegration in den Arbeitsmarkt (des Her-
kunfts- bzw. Drittlandes etc.) ist, kommt dann die Wahl der geeigneten Maßnahmen, 
um dieses Ziel zu erreichen. Bei Flüchtlingen mag das die Aufenthaltssicherung für die 
Dauer der Maßnahmen sein, die aus qualifizierungsvorbereitenden Sprachkursen und 
Ausbildungsmodulen bei einem Bildungsträger sowie einem abschließenden Praktikum 
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bestehen können. Zielvereinbarungen und Maßnahmen müssen an die Lebenssituation 
der Flüchtlinge (die meist bereits mit den interkulturellen Transferleistungen überfordert 
sind) angepasst sein und können häufig nur über kleine Schritte weiterführen. Das ange-
strebte Hauptziel sollte jedoch nie verdrängt werden. Bei der Ermittlung des Hilfebe-
darfs spielt die intensive Mitarbeit der Klientinnen und Klienten eine wichtige Rolle. 
Ihre (realistischen) Wünsche sollen dabei berücksichtigt werden, da sie eine Triebfeder 
für einen nachhaltigen Erfolg sein können.  

- Ziele der Hilfestellung 
- Ermittlung des Hilfebedarfs 
- Indikatoren für den Erfolg 
- Planung geeigneter Maßnahmen und Hilfen 
 

� Durchführung (intervention)  
Die Erstellung eines Hilfeplanes, in dem alle Schritte der Maßnahmen genannt 

werden und verbindliche Vereinbarungen zwischen der Klientin bzw. dem Klienten, 
Fall Manager (Beraterin bzw. Berater) und den an den Maßnahmen beteiligten anderen 
Institutionen getroffen werden, ist für das Fall Management zentral, kann aber je nach 
den Rahmenbedingungen anders ausgestaltet werden. Wichtig ist, eine Verbindlichkeit 
für den Beratungsprozess herzustellen. Ob diese in jeder Situation durch Unterschriften 
besiegelt werden kann, bleibt offen. In der Flüchtlingsarbeit sollten kulturelle Unter-
schiede berücksichtigt werden, wie z.B. die Angst und das Missvertrauen gegenüber 
förmlichen Unterschriften. Andere Formen von verbindlichen Abmachungen, wie ein 
Handschlag oder verbale Versprechen, wären möglich. Auch die Ausgestaltung des Pla-
nes kann je nach Situation variieren, insbesondere bei der Ausgestaltung der Grundsatz- 
und Handlungsziele (Akzeptanz von möglichen Veränderungen der Fall-Situation). Bei 
avisierten Qualifizierungsmaßnahmen ist es leichter, diese verbindlich zu vereinbaren, 
als bei den Maßnahmen, die einer Rückkehrvorbereitung dienen, da Klientinnen bzw. 
Klienten oft nur dann bereit sind, sich für eine Reintegrationsmaßnahme vorzubereiten, 
wenn auch noch eine andere Option offen steht. In vielen Fällen wird erst mit der tat-
sächlichen Ausreise eine Verbindlichkeit seitens der Klientin bzw. des Klienten herge-
stellt, auch wenn die Reintegrationsmaßnahmen im Herkunftsland lange vorher (mit 
einem ‚Rücktrittsrecht’) geplant wurden.  

 - Antrag auf Hilfestellung 
 - Hilfe-/Förderkonferenz 
 - Auswahl und Festlegung der Hilfen 
 - Hilfeplanung 
 - Hilfeplan 

- Überleitung in die Maßnahmen 
- Festlegung der eigenen Intervention 

 
� Kontrolle (monitoring)  

Befindet sich die Klientin bzw. der Klient in einer laufenden Maßnahme (hier 
können das Sprachkurse, Qualifizierungsmaßnahmen, Praktika, Orientierungskurse etc. 
sein), wird regelmäßig geprüft, ob die Maßnahme zielführend ist und die Klientin bzw. 
der Klient den Verpflichtungen nachkommt. Gegebenenfalls wird eine Maßnahme ab-
gebrochen, falls sie sich als unwirksam erweist, oder aber in ihrer Zielsetzung modifi-
ziert werden. Dies erfordert eine hohe Kooperationsbereitschaft und Transparenz aller 
beteiligten Institutionen. Besonders bei der Reintegration treten dabei Schwierigkeiten 
auf, da sich die im Herkunftsland vereinbarten Maßnahmen oft aus praktischen Gründen 
einer Kontrolle oder Anpassung an bestimmte Bedürfnisse der Klientinnen bzw. Klien-
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ten entziehen.  
 - Überprüfung Ziel/Wirkung 
 - Akzeptanz bei Klientin bzw. beim Klienten 
 - Überprüfung, Steuerung und Kooperation der hilfeleistenden Institutio 

     nen 
 

� Auswertung (evaluation)  
Ein qualifizierter Abschluss der Hilfsmaßnahmen ermöglicht nochmals eine Re-

flektion über den gesamten Hilfeverlauf und eine weitere Auswertung (Beschreibung 
und Bewertung des gesamten Falles seitens der Beraterin bzw. des Beraters und seitens 
der Ratsuchenden bzw. des Ratsuchenden). Ob die vereinbarten Ziele erreicht wurden 
oder nicht, kann an verschiedenen Faktoren liegen, beispielsweise an einer falschen 
oder unrealistischen Zielvorgabe. Dabei muss nicht immer das Maximalziel erreicht 
werden, um eine Maßnahme als Erfolg zu bewerten (da sie zu einer Aktivierung der 
Klienten bzw. des Klienten und einer Steigerung seiner Ressourcen beigetragen haben 
kann). Doch müssen die Abweichungen und die Gründe dafür genau analysiert werden. 
Sie können in einer nicht reflektierten Veränderung in den Lebensumständen der Klien-
tin bzw. des Klienten liegen, an veränderten rechtlichen Rahmenbedingungen oder an-
deren Faktoren, aber auch daran, dass die Maßnahmen nicht geeignet waren, um das 
Ziel zu erreichen. In diesem Fall müssen entweder besser geeignete Maßnahmen in Be-
tracht gezogen, oder aber die Maßnahmen selbst in Kooperation mit den beteiligten In-
stitutionen umgestaltet werden. Die Erkenntnisse, die in diesem Prozess gewonnen wer-
den, tragen auch zur Qualitätssicherung künftiger Angebote bei.  

 - Bewertung durch alle Beteiligten 
 - Fortführung oder Beendigung 
 - Vermittlung in andere Hilfen 
 - Erfolg / Aufwand 
 
Das Fall Management kann den besonderen Bedürfnissen der Flüchtlinge ange-

passt werden. Die Vorteile bei der Arbeit mit dieser Methode sind eine klare Organisa-
tion des Beratungs- und Hilfenablaufs durch die Beachtung der einzelnen Phasen. Die 
systemische Betrachtung ermöglicht nicht nur ein ganzheitliches Bild der Klientin bzw. 
des Klienten und seiner Ressourcen, sondern auch eine Analyse seines engeren und wei-
teren Umfeldes, welche bei der Definition und Erreichung von Zielen hilfreich ist, da 
alle bestimmenden Faktoren ausgewertet und gegebenenfalls genutzt werden können. 
Die Struktur der Arbeitsabläufe des Fall Managements hilft der Beraterin bzw. dem 
Berater und der Ratsuchenden bzw. dem Ratsuchenden, verschiedene Einsatzsituationen 
(Multiperspektiven) besser zu managen. Sie ermöglicht eine bessere Organisation der 
Hilfeleistungen und Koordination der Maßnahmen unter einem klar definierten Ziel 
trotz der erforderlichen 'Mehrgleisigkeit' in dem Beratungsprozess.  

 
Die Beratung will ein Empowerment der Klientinnen und Klienten erreichen, d. 

h. neben ihren Bedürfnissen ihre Rechte zur Geltung zu bringen sowie das weitestge-
hende Wiedererlangen von Kontrolle und Verfügungsgewalt über sich und die eigenen 
Angelegenheiten. Bei unserer Zielgruppe bedeutet das vor allem, die erzwungene Passi-
vität aufzuheben. Durch gelungene Beratung und Qualifizierung können die Klientinnen 
und Klienten aktiviert werden und erst wieder in die Lage versetzt werden, Entschei-
dungen über ihre Zukunft (gleich in welchem Land) zu treffen. Ein umfassender Bera-
tungsprozess hat zur Folge, dass sich die Klienten aufgewertet fühlen, wenn sie geför-
dert werden und die Förderung erste Effekte zeigt (z. B. Sprachkurs). Die intensive Ko-
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operation mit anderen Institutionen (Netzwerkarbeit) führt zusätzlich zu einer Transpa-
renz über die vorhandenen Möglichkeiten und in der Folge zu einem Ausbau des Bera-
tungs- und Hilfsangebotes. 

 
 

3.3 Das Beraterinnen- und Beraterteam 

Das Team der Beraterinnen und Berater setzt sich im Falle des EQUAL-
Handlungsfeldes aus sechs Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zusammen, wovon die 
Hälfte einen Migrationshintergrund hat. Das Team kann Beratung in verschiedenen eu-
ropäischen sowie einigen westafrikanischen Sprachen anbieten. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter haben oftmals mehrjährige Erfahrungen in der Flüchtlings- und Migra-
tionsarbeit, u.a. in beruflicher Beratung, als Lehrer für Deutsch als Zweitsprache (DAZ) 
und zu Kompetenzerfassungsmethoden bei Migrantinnen und Migranten. Die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter haben z. T. mehrere Zusatzausbildungen und –qualifikationen, 
was eine interdisziplinäre Arbeit im Team ermöglicht. Zusätzlich wurden gemeinsame 
Fortbildungen innerhalb der EQUAL Entwicklungspartnerschaft durchgeführt. 

 
Neben Beratungserfahrung und Kenntnissen im Fallmanagement wurden Kennt-

nisse in folgenden Methoden und Praxisverfahren des Teams in die Arbeit eingebracht: 
Moderation und Mediation, Methoden der Seminarplanung und –leitung, Methoden der 
Gesprächsführung, Projektmanagement u. a. Bei den sozialen Kompetenzen wurde bei 
der Auswahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besonders Wert gelegt auf interkultu-
relle Kompetenzen, Empathie- und Kommunikationsfähigkeit, planerische und organi-
satorische Fähigkeiten, Fähigkeit zum analytischen Denken sowie hohe Flexibilität und 
Belastbarkeit. Durch diese unterschiedliche Erfahrung und Herkunft sowie durch die 
regelmäßige Teilnahme an Fortbildungen und Fachtagungen ist das Team in der Lage, 
ein ungewöhnlich vielfältiges und breites Spektrum an Beratungsinhalten und Informa-
tionen an eine sehr heterogene Zielgruppe zu vermitteln. 

 
Die Zusammenarbeit unter den Beraterinnen und Berater im EQUAL-

Handlungsfeld zeichnet sich durch regelmäßige, wöchentliche Teamsitzungen; inhaltli-
che Diskussionen und kollegiale Beratung aus. Ein intensiver fachlicher Austausch be-
steht zusätzlich mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beratungsstellen, bei wel-
chen die Projekte angesiedelt sind. Darüber hinaus findet ein regelmäßiges Plenum aller 
EQUAL-Teilprojekte statt, um Informationen und offene Angebote auszutauschen, ge-
meinsame Strategien zu entwickeln (mainstreaming) und z. T. die Vorgehensweisen 
(z.B. zur Organisation von Praktika) zu vereinheitlichen. 
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3.4 Beratungsablauf und Qualifizierung im Handlungsfeld 
Rückkehroptionen klären 

Zur Darstellung der Beratungs- und Qualifizierungsabläufe in und zwischen den 
drei Teilprojekten werden im Folgenden die jeweiligen realen Beratungssituationen der 
drei Teilprojekte erläutert. Anschließend sind die geplanten Beratungsabläufe jeweils 
als Schema wieder gegeben. Hierdurch wird die Planung der einzelnen Beratungsschrit-
te in ihrer Abfolge und Vernetzung aufgezeigt. Es wird insbesondere deutlich, dass die 
geplanten Abläufe aufgrund des lebenslagenorientierten, ganzheitlich-systemischen 
Beratungsansatzes in der Praxis flexibel und an die jeweilige Lebenssituation der Klien-
tinnen und Klienten orientiert angewendet werden müssen. 

 
 

3.4.1  Teilprojekt ZukunftsChancen für Flüchtlinge 
 
Das Teilprojekt ZukunftsChancen für Flüchtlinge übernimmt innerhalb des 

Handlungsfeldes Rückkehroptionen klären die Aufgaben der Erreichung der Zielgruppe 
(‚Akquise’), der Perspektivenberatung, der Kompetenzermittlung, der Basisqualifizie-
rung als Vorbereitung auf Schulungen und Praktika, der Weiterleitung an Schulungs- 
und Praktikumsangebote und an die beiden Teilprojekte zur Rückkehr bzw. zur Weiter-
wanderung.  

 
Im Rahmen des Teilprojekts Zukunftschancen für Flüchtlinge soll Flüchtlingen 

mit ungesichertem Status eine Perspektive angeboten werden. Mit Hilfe von Praktika 
und Qualifizierungskursen sollen in Anlehnung an vorhandene bzw. erwünschte Quali-
fikationen berufliche Perspektiven erprobt werden, die sowohl in Deutschland als auch 
im Herkunftsland bzw. in einem Drittland genutzt werden können.  

 
Die Beraterinnen und Berater des Teilprojekts ZukunftsChancen für Flüchtlinge 

haben ihren Sitz innerhalb der Zentralen Information und Beratung für Flüchtlinge 
gGmbH (Flüchtlingszentrum Hamburg). Sie bieten feste Sprechstundenzeiten an. Die 
Flüchtlinge können in die offene Sprechstunde kommen oder – um Wartezeiten zu 
vermeiden - Beratungstermine absprechen. Auch findet telefonische Information und 
Beratung statt. 

 
 

� Erreichen der Zielgruppe 
 
Um die Zielgruppe der Flüchtlinge zu erreichen, müssen unterschiedliche Zu-

gangswege entwickelt und genutzt werden. Es gilt, das Vertrauen der Flüchtlinge zu 
gewinnen, um ein Beratungsklima zu schaffen, das es nicht nur ermöglicht, Informatio-
nen weiterzugeben, sondern auch dazu führt, dass die Flüchtlinge sich aktiv mit ihrer 
Lebenslage auseinandersetzen und (wieder) bereit sind, realistische Perspektiven für 
ihre Zukunft zu entwickeln.  

 
Die Zielgruppe wird außer durch mehrsprachige Faltblätter vor allem durch die 

Vorstellung des Beratungsangebots, z.B. in den Flüchtlingsunterkünften oder anderen 
Treffpunkten der Flüchtlinge (z.B. Moscheen, Tempel), informiert. Des Weiteren führen 
die Beraterinnen und Berater Informationsveranstaltungen in Kursen anderer EQUAL-
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Teilprojekte durch und geben das Angebot bei verschiedenen behördlichen Stellen und 
bei freien Trägern (Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Multiplikatoren) bekannt. Re-
gelmäßige Informationsveranstaltungen in bestehenden Gruppen (z.B. im Anschluss an 
Deutschkurse in anderen Teilprojekten) haben den Vorteil, dass sich die Klientinnen 
und Klienten zunächst unverbindlich über das Beratungs- und Qualifizierungsangebot 
an den ihnen bekannten Orten ('geschützter Raum') informieren können. Dies ermög-
licht den Klientinnen und Klienten, den Rahmen nicht verlassen zu müssen und sich 
anschließend in der vertrauten Gruppe austauschen zu können. Häufig schließen sich 
interessierte Flüchtlinge aus diesen Gruppen zusammen, um Beratungstermine bei dem 
Teilprojekt ZukunftsChancen zu vereinbaren.  

 
 

� Erstberatung 
 
In einem Erst- bzw. 'Sondierungsgespräch' mit der Klientin bzw. den Klienten 

werden individuell die aufenthaltsrechtlichen Perspektiven geklärt und die Zukunftsplä-
ne erörtert, indem über das Beratungsangebot informiert wird. Ziel ist, bereits an dieser 
Stelle zu sondieren, bei welchen Klientinnen und Klienten der Entschluss zur Rückkehr 
/ Weiterwanderung bereits feststeht oder wer für den Fall einer angeordneten Rückfüh-
rung Vorsorge für die Rückkehr treffen will, und mit diesen Klientinnen und Klienten 
weiter zu arbeiten. 

 
In diesem ersten Schritt erweist es sich als problematisch, dass sich kaum 

Flüchtlinge zu einem frühen Zeitpunkt für eine freiwillige Rückkehr oder Weiterwande-
rung entscheiden mögen. Zu einem späteren Zeitpunkt und in Fällen, in denen eine Ab-
schiebung nur noch durch eine eigene Entscheidung zur Ausreise abgewendet werden 
kann, verbleibt den Klientinnen bzw. Klienten und den Beraterinnen bzw. Beratern je-
doch zumeist wenig Zeit für eine umfassende Vorbereitung.  

 
Der größte Teil der Flüchtlinge, die in die Beratung kommen, interessiert sich 

für die angebotenen Qualifizierungen, insbesondere für die Deutschkurse. Innerhalb des 
Erstgesprächs (und auch im Laufe des weiteren Beratungsprozesses) erfordert es des-
halb besonderes 'Fingerspritzengefühl', wie die Rückkehr- bzw. Weiterwanderungsthe-
matik angesprochen werden kann. Einerseits ist es für den Aufbau eines Vertrauens zu 
der Beraterin bzw. dem Berater wichtig, die (emotionalen) Grenzen des Flüchtlings sen-
sibel wahrzunehmen und zu respektieren. Andererseits liegt es in dem Selbstverständnis 
einer guten Beratung, möglicherweise unangenehme Themen nicht zu verschweigen 
und die Ratsuchenden nicht im Unklaren über die Perspektiven ihrer ungesicherten 
Aufenthaltssituation zu lassen.  

 
In dem Erstgespräch werden zunächst die unmittelbaren Anliegen der Klien-

tinnen und Klienten erörtert sowie ihre Daten aufgenommen. Häufig werden hier Wün-
sche für die Teilnahme an den Kursangeboten des Teilprojektes genannt. Außerdem 
wird das deutliche Bestreben der Ratsuchenden nach Arbeit, Ausbildung und Praktika 
zum Ausdruck gebracht, und einige Klientinnen und Klienten fragen direkt eine aufent-
haltsrechtliche Beratung nach. Für die weitere Entwicklung des Beratungsprozesses ist 
es wichtig, auf die geäußerten Bedürfnisse einzugehen und diese zu bearbeiten, statt 
nach einem starren Frageschema vorzugehen (bspw. erst persönliche Daten, dann Per-
spektivenklärung, dann weiteres) oder die Frage der Rückkehr / Weiterwanderung als 
zentralen Punkt der Beratung in den Vordergrund zu stellen. Nur so kann sich ein Ver-
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trauensverhältnis zu der Beraterin bzw. dem Berater bilden, um in einem weiteren 
Schritt behutsam die individuelle Lebenslage zu eruieren, gemeinsam mit dem Flücht-
ling zu analysieren und weitere Schritte zu planen.  

 
Inhalte der Erstberatung 

� Informationen über die EQUAL-Partnerschaft und ihre Angebote in Hamburg, 
� Informationen über das Beratungsangebot des Teilprojekts ZukunftsChancen, 
� Informationen über die Qualifizierungsangebote des Teilprojekts ZukunftsChan-

cen, 
� Klärung der Lebenssituation / Perspektivberatung, 
� Statusfragen, Fragen zum Aufenthaltsrecht, 
� Information über Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung der Teilprojekte 

Qualifizierte Rückkehr und Weiterwanderung und Integrationsperspektiven, 
� Information über die Beratungsangebote des Flüchtlingszentrums, 
� Orientierungshilfen beim Umgang mit Behörden, 
� Vermittlung von Flüchtlingen, die aufgrund ihrer Erlebnisse (Folter, Flucht) 

traumatisiert sind, 
� Vermittlung von Flüchtlingen, die Qualifizierungsangebote in anderen EQUAL-

Teilprojekten wahrnehmen können, 
� Planung und Vereinbarungen über die Weiterarbeit, Zeitstruktur. 

 
Die anschließende Perspektivberatung beinhaltet eine umfassende Beratung 

mit dem Ziel der Herausbildung einer nachhaltigen Lebensperspektive für den Flücht-
ling (individuelle Analyse der Bleiberechtsmöglichkeit, Abschiebung, Rückkehr oder 
Weiterwanderung unter der Berücksichtigung aller Parameter, z.B. soziale Integration, 
Sprachkenntnisse, Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt, etc.). Dabei ist es wichtig, der 
Klientin bzw. dem Klienten zuverlässige Informationen zu vermitteln und die Perspek-
tiven realistisch zu erörtern. Gleichzeitig ist der freiwillige Charakter der Beratung zu 
betonen. Es bietet sich an, Klientinnen und Klienten, die in diesem Moment nicht oder 
nur ungern mit dieser Thematik konfrontiert werden wollen (dies verbal äußern oder es 
nonverbal wahrzunehmen ist) mitzuteilen, dass sie auch zu einem späteren Zeitpunkt 
auf dieses Angebot zurück kommen können. Eine Rückkehr / Weiterwanderung kann 
jedoch nur dann qualifiziert vorbereitet werden, wenn ausreichend Zeit zur Verfügung 
steht, um den Flüchtling zu qualifizieren und individuell auf diesen Schritt vorzuberei-
ten (d.h. nicht erst bei einer drohenden Abschiebung).  

 
In diesem Zusammenhang wird über das Beratungsangebot der beiden Teilpro-

jekte Qualifizierte Rückkehr und Weiterwanderung und Integrationsperspektiven in-
formiert. Bei Flüchtlingen, die aufgrund der schlechten Aufenthaltsperspektiven und –
bedingungen erwägen evtl. in ihr Herkunftsland zurück zu kehren, können eine Unter-
stützung und Begleitung in dem Entscheidungsfindungsprozess (in Zusammenarbeit mit 
dem Teilprojekt Qualifizierte Rückkehr) sowie eine vorbereitende Qualifizierung ange-
boten werden. Diejenigen Klientinnen und Klienten, die sich für Weiterwanderung inte-
ressieren und evtl. Möglichkeiten dazu haben, können diese in der Beratung des Teil-
projekts Weiterwanderung und Integrationsperspektiven abklären und dann ebenfalls 
gemeinsam vorbereitet werden. 

 
Ein Bestandteil der Erstberatung (sowie auch der Folgeberatungen) ist die Ko-

operation mit anderen Stellen im Rahmen des Fallmanagements. Durch eine intensive 
Netzwerkarbeit innerhalb der EQUAL-Entwicklungspartnerschaft können Flüchtlinge in 
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Qualifizierungsangebote anderer Teilprojekte vermittelt und das weitere Vorgehen ko-
ordiniert werden. Zusätzlich werden die Klientinnen und Klienten im Rahmen des Bera-
tungsprozesses im Kontakt mit anderen Institutionen und Einrichtungen geleitet. Die 
Beraterinnen und Berater verfügen über vielfältige Kenntnisse und Kontakte und er-
schließen entsprechend der Fragestellungen der Klientinnen und Klienten die geeigne-
ten Ressourcen und stimmen sich mit den Institutionen/Einrichtungen ab. Aufgrund 
ihrer Erlebnisse in den heimatlichen Kriegs- und Krisengebieten und während der 
Flucht leidet ein Teil unseres Klientels unter post-traumatischen Belastungsstörungen. 
Sollte im Rahmen der Beratung eine solche Problematik auftauchen, können die Berate-
rinnen und Berater und Berater mit einem EQUAL-Teilprojekts für diese Zielgruppe 
kooperieren.  

 
In der Erstberatung ist mit den Klientinnen und Klienten zu klären, in welcher 

Sprache das Beratungsgespräch geführt werden kann. Jugendliche Klientinnen und 
Klienten, die das bundesdeutsche Schulsystem durchlaufen haben, verfügen in der Re-
gel über ausreichende Deutschkenntnisse, so dass die Beratungssprache Deutsch ist. 
Sollten die Deutschkenntnisse der Klientinnen und Klienten nicht ausreichend sein, 
kann muttersprachliche Beratung oder Beratung in einer Drittsprache durchgeführt wer-
den.  

 
Die Beratungsinhalte sind angesichts der etwa fünfzig Herkunftsländer, die in 

unterschiedlichen Kulturkreisen liegen, außerordentlich vielfältig. Hinzu kommen die 
individuellen Fluchtgründe und Fluchtgeschichten, wie auch die unterschiedlich ausge-
prägten Probleme, die sich während des Aufenthaltes in Deutschland ergeben. Deshalb 
ist es neben der Wahl der Beratungssprache zudem ratsam, Kommunikationsformen 
differenziert und migrations- bzw. kultursensibel anzuwenden. 

 
Die Dokumentation44 der Beratungstätigkeit erfolgt durch eine umfangreiche 

Datenbank, in der alle relevanten Informationen gespeichert werden. Die Datenbank (s. 
Kap. 5) ermöglicht eine elektronische Aktenführung, in der sämtliche relevante Infor-
mationen über die Klienten und die Beratungsgespräche gespeichert werden. Aufge-
nommen werden neben den allgemeinen persönlichen Daten auch Angaben zur Ausbil-
dung, den Sprachkenntnissen, zum Qualifizierungsbedarf etc. (s. Profiling), was auch 
eine vorausschauende Planung von Aktivitäten für die Zielgruppe ermöglicht.  

 
Die Beraterinnen und Berater verwenden in dem Beratungsgespräch keine Erfas-

sungsbögen, Formulare und nehmen keine Eintragungen am PC vor, sondern machen 
sich handschriftlich Notizen auf einem Blankoblatt. Die gewonnenen Informationen 
werden nach dem Gespräch in die Akte bzw. die Datenbank aufgenommen. Die Klien-
tinnen und Klienten haben häufig Vorbehalte oder schlechte Erfahrungen mit dem 'Aus-
fragen' bspw. seitens der Ausländerbehörden. Auch ist die 'Bedeutung des Papiers' kul-
turell unterschiedlich geprägt. Aus selbigem Grund wird mit Unterschriften äußerst sen-
sibel umgegangen und zum Beispiel kein schriftlicher Kontrakt der Beratungstätigkeit 
(wie im Fallmanagement üblich) geschlossen. Jedoch werden die Klientinnen und 

                                                 
44 Die hier dargelegten Grundlagen für die Dokumentation und den Umgang mit Daten in Gegenwart der 

Klientinnen und Klienten gelten ebenso für die Teilprojekte Qualifizierte Rückkehr (vgl. Kap. 3.4.2) 
und Weiterwanderung und Integrationsperspektiven (vgl. Kap. 3.4.3) und werden dort nicht erneut er-
läutert. 
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Klienten über die Gründe der Erfassung ihrer Daten (z.B. zur besseren Planung der An-
gebote oder zur Einschreibung in bestimmte Kursangebote) informiert.  

 
� Folgeberatung / Zielfindung 

 
Hat die Klientin bzw. der Klient weiterhin Interesse an dem Angebot des Teil-

projekts, wird in einem nächsten Schritt (teils bei dem Erstgespräch, teils bei einem zu 
vereinbarenden Folgetermin) mit der Person in einer bzw. mehreren Sitzungen ein Pro-
filing  auf Basis eines ausgearbeiteten Fragebogens (s. Kap. 5) durchgeführt. Ziel dieses 
Profilings ist die Erstellung einer aussagefähigen Bilanz der Ressourcen und Kompe-
tenzen der Klientin bzw. des Klienten. Neben der Erhebung relevanter biografischer 
Daten steht der Ausbildungs- und berufsmäßige Werdegang im Mittelpunkt. Dazu gehö-
ren Qualifikationen wie sprachliche Kompetenzen, EDV-Kenntnisse, Führerschein(e) 
und dergleichen. Zu diesem Zweck werden evtl. vorhandene Dokumente (Zertifikate, 
Abschluss- und Teilnahmebescheinigungen) herangezogen. Ebenso werden Zukunfts-
wünsche und berufliche Vorstellungen der Klientin bzw. des Klienten sondiert. Die er-
hobenen Daten liefern Anhaltspunkte über die berufliche Prädisposition und Neigung 
der Zielperson, aber auch über deren Defizite.  

 
Der Projektbeschreibung zufolge werden in einem dem Profiling anschließenden 

Schritt die Entscheidung beruflicher Perspektiven unter Berücksichtung der spezifi-
schen Situation im Herkunfts- bzw. Weiterwanderungsland getroffen sowie die Ent-
wicklung eines individuellen Förderplans abgestimmt und vereinbart. Hierzu werden 
die Ergebnisse der Recherchen der beiden Teilprojekte Qualifizierte Rückkehr und Wei-
terwanderung und Integrationsperspektiven eingeholt und geeignete Qualifizierungs-
maßnahmen ausgewählt. Viele Flüchtlinge können jedoch aufgrund der Sicherheitslage 
in ihren Herkunftsländern (z.B. Afghanistan), fehlender Pässe (z.B. Armenien) oder 
anderer äußerer Faktoren zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in ihre Herkunftsländer 
zurückkehren und fallen auch nicht unter die Sonderprogramme für eine Weiterwande-
rung. So verbleiben sie häufig in einer unklaren Aufenthaltsperspektive. Zudem sind 
durch die sich aktuell verändernden gesetzlichen Rahmenbedingungen in der Bundesre-
publik Deutschland (Bleiberecht, Änderungsgesetz zum Zuwanderungsgesetz) oder 
durch den Ausgang teilweise anhängiger Verfahren auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 
seitens der Klientinnen und Klienten zumeist verschiedene Zukünfte denkbar. Zum Teil 
können auch die Beraterinnen und Berater keine eindeutige Klärung herbeiführen, da 
ihnen nicht alle erforderlichen Informationen und Unterlagen seitens der Klientinnen 
und Klienten vorliegen, Gerichtsentscheidungen noch ausstehen oder die gesetzlichen 
Veränderungen abgewartet werden müssen.  

 
Ziel der nachfolgenden Beratungsschritte ist deshalb, mit der Methode des 

Fallmanagements daran zu arbeiten, die vorhandenen Ressourcen der Klientinnen und 
Klienten zu stärken (sie also zu aktivieren), sie besser zu qualifizieren und sie so in die 
Lage zu versetzen, wieder eine Souveränität und Stabilität zu erlangen. Die Aktivierung 
der Ressourcen, die den Klientinnen und Klienten zu mehr Selbständigkeit verhilft 
(Empowerment), ist eine Grundvoraussetzung dafür, dass nachhaltige und selbstbe-
stimmte Lebensperspektiven entwickelt werden können. Das Erkennen der eigenen Fä-
higkeiten und Möglichkeiten und das (Wieder-)Erproben derselben nach Phasen lang 
anhaltender Passivität sind entscheidend, wenn ein neuer entscheidender Schritt im Le-
ben gewagt werden soll. Diese Voraussetzung gilt es wieder zu erwerben und für einen 
weiteren Verbleib in der Bundesrepublik Deutschland, die Integration in einem Weiter-
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wanderungsland oder die Reintegration im ehemaligen Herkunftsland nutzen zu kön-
nen.  

 
� Festlegung und Umsetzung (Implementation) des Förderplans 

 
In dem gemeinsam mit den Klientinnen und Klienten erarbeiteten Förderplan 

sind sinnvolle Bausteine zur Reaktivierung der Ressourcen und zur Qualifizierung in 
Abhängigkeit von verschieden möglichen Zukünften und für verschiedene Zeithorizonte 
ausgewählt. Im Mittelpunkt des Förderplans stehen Qualifizierungsbausteine aus den 
vorhandenen Angeboten innerhalb und außerhalb der EQUAL-Entwicklungs-
partnerschaft (z.B. sprachliche oder berufliche Qualifizierung oder Praktika). Der För-
derplan beinhaltet eine sinnvolle Kombination verschiedener, aufeinander aufbauender 
Qualifizierungsbausteine innerhalb einer definierten Zeitschiene. Je nach individueller 
Bedarfslage und gegebenem Zeitfenster (Aufenthaltsstatus und –gültigkeitsdauer, ver-
fügbare Qualifizierungsangebote bzw. –dauer, anvisierte oder angeordneter Rückkehr 
oder Weiterwanderung) sieht die Planung von Person zu Person unterschiedlich aus. 
Beispielhaft können ein Aufbaudeutschkurs, ein EDV-Kurs und ein Berufspraktikum 
bzw. ein Englischkurs, ein EDV-Kurs und ein Existenzgründungskurs oder auch ein 
Praktikum und eine berufliche Qualifizierungsmaßnahme kombiniert werden.  

 
Nach der Erstberatung und dem Profiling werden für die Klientinnen und Klien-

ten passende Angebote ermittelt. Hierzu findet zunächst eine Einstufung ihrer 
Deutschkenntnisse mittels eines Testes, der von der EQUAL-
Entwicklungspartnerschaft entwickelt wurde, statt. Von dem Ergebnis abhängig wird 
eine Entscheidung getroffen, welche Qualifizierung möglich und sinnvoll ist. Deutsch-
kurse werden von mehreren EQUAL-Teilprojekten durchgeführt und im Niveau und der 
zeitlichen Planung aufeinander abgestimmt. Bei Klientinnen und Klienten, die sich für 
ein Praktikum oder ein anderes Kursangebot des Teilprojektes entscheiden, werden e-
benfalls die Deutschkenntnisse eingestuft um festzustellen, ob sie direkt mit dieser Qua-
lifizierung beginnen können oder zuerst einen bzw. mehrere Deutsch-Sprachkurse besu-
chen. Innerhalb der Deutschkurse werden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf ein 
Praktikum (Lebenslauf ggf. Bewerbungsunterlagen erstellen, Firmensuche) oder auf das 
Lernen in anderen Kursen vorbereitet. 

 
Die Qualifizierungsmodule des Teilprojekts ZukunftsChancen für Flüchtlinge 

werden entsprechend der ermittelten Bedarfe der Klientinnen und Klienten innerhalb 
des vorgegebenen Rahmens (vgl. Kap. 2.3) organisiert und durchgeführt. Die angebote-
nen Kurse (Deutsch, Englisch, PC) werden jeweils nach Bedarf geplant und organisiert. 
Hierbei finden Absprachen mit anderen EQUAL-Teilprojekten statt, um den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern jeweils sinnvolle Anschlussperspektiven zu ermöglichen.  

 
Der Workshop Kaufmännische Grundlagen für Existenzgründerinnen und Exis-

tenzgründer ist ein Angebot, das dann durchgeführt wird, wenn es eine kleine Gruppe 
von Flüchtlingen gibt, welche eine Existenzgründung im Herkunfts- oder Weiterwande-
rungsland planen.  

 
Das Teilprojekt ZukunftsChancen für Flüchtlinge akquiriert individuell auf mög-

liche Perspektiven der Teilnehmerinnen und Teilnehmer abgestimmt Praktikum splätze 
auf dem ersten Arbeitsmarkt in Hamburg. Viele Flüchtlinge bringen einen beruflichen 
Abschluss aus der Heimat mit, haben aber nie in dem Beruf gearbeitet oder – bedingt 
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durch Verfolgung, Flucht und vor allem durch die rechtlichen Rahmenbedingungen in 
Deutschland – oft den Kontakt zum ehemals praktizierten Beruf verloren, so dass ihr 
'Know How' teilweise überholt ist. Ein Praktikum in Betrieben von bis zu 6 Monaten 
bietet oft die einzige Möglichkeit für die Zielgruppe, Einblicke über bestimmte Berufe 
zu gewinnen, Betriebe und Betriebsabläufe kennen zu lernen und praktische Erfahrun-
gen zu sammeln. Die Aufgabe der Praktikumsakquise erfordert gute Kenntnisse über 
Marktstrukturen und laufende Förderprogramme sowie die Herstellung und Pflege von 
Kontakten zu strategischen Partnern, Beschäftigungsträgern und Firmen. Es werden 
aber auch die Potentiale der Teilnehmerinnen und Teilnehmer genutzt und gefördert, 
durch eigene Ressourcen Praktikumsfirmen zu suchen. Das Teilprojekt bietet Unterstüt-
zung bei der Organisierung des Praktikums (z.B. Praktikumsvertrag) sowie bei der Ab-
stimmung mit der Ausländerbehörde und der Arbeitsagentur.  

 
Praktika sind im Rahmen eines von der Europäischen Gemeinschaft finanziell 

geförderten Programms bis zu einer Dauer von unter 6 Monaten arbeitsgenehmigungs-
frei (BeschV, §2, Abs.2). Der Praktikumsvertrag zwischen dem Teilnehmer und der 
Praktikumsfirma wird dennoch zunächst nur ein Zeitraum von 3 Monaten vereinbart. 
Dies hat den Sinn, dass zum einen sowohl die Firma als auch die Praktikantin bzw. der 
Praktikant die Möglichkeit haben, sich gegenseitig kennen zu lernen. Zum anderen ist 
es für unsere Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine hohe Motivation und eine Bestäti-
gung der geleisteten Arbeit, wenn die Firma den Wunsch einer Verlängerung signali-
siert. Umgekehrt - falls eine Verlängerung seitens der Firma nicht gewünscht wird - ist 
dies ein Hinweis darauf, dass offenbar noch wichtige Bereiche zu lernen sind. Dies kann 
dann eine Gesprächsbasis für mögliche weitere Bildungs- oder Qualifizierungsmaß-
nahmen sein. Jedoch gibt es häufig für die Zielgruppe keine entsprechenden Angebote 
(z. B. Anpassungsqualifizierungen). 

 
Stellt sich durch die Beratung und das Profiling heraus, dass die Klientinnen und 

Klienten Berufs- oder Fortbildungswünsche haben, für die Angebote in anderen Teil-
projekten der EQUAL-Entwicklungspartnerschaft bestehen, wird mit diesen der Förder-
plan abgestimmt und die Klientinnen und Klienten nach Möglichkeit dorthin vermittelt. 
Ebenso sind die Kursangebote des Teilprojekts ZukunftsChancen für Flüchtlinge offen 
für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer anderer Teilprojekte. 

 
Zur Sicherung der Umsetzung des Förderungsplans wird sozialpädagogische 

Begleitung und Hilfestellung angeboten. Die Implementation des Förderplans erfordert 
häufig ein immer neues Einstellen auf die aktuelle Situation des Flüchtlings und ist fle-
xibel angelegt. Das sieht z.B. folgendermaßen aus: 

 
� Kurzfristig: im ersten Schritt wird bspw. der Besuch eines Deutschkurses festge-

legt, um die Voraussetzungen zur Teilnahme an anderen Maßnahmen zu schaf-
fen. 

� Mittelfristig: im nächsten Schritt absolviert die Teilnehmerin bzw. der Teilneh-
mer ein hinsichtlich der beruflichen Wünsche und Möglichkeiten geeignetes 
Praktikum. Dieser Schritt hat einen mittelfristigen Zeithorizont, da die Akquise 
eines Praktikumsplatzes in der Regel einen längeren Zeitraum erfordert und die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine entsprechende Vorbereitung und Aktivie-
rung benötigen. 

� Langfristig: parallel zur Umsetzung der kurz- und mittelfristigen Schritte gilt es, 
die aufenthaltsrechtliche Situation des Flüchtlings zu klären, Beratung vorzuhal-
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ten sowie den Entscheidungsprozess der Klientinnen und Klienten zu begleiten 
und die Umsetzung seiner langfristigen Ziele zu unterstützen. 
 
In den Lebenslagen der Klientinnen und Klienten begründet können immer wie-

der neue Schwierigkeiten in der stringenten Umsetzung des Förderplans auftreten, so 
können z.B. eine unerwartete Abschiebungsankündigung, Krankheiten oder fehlende 
Betreuungsmöglichkeiten der Kinder oder aktuelle Entwicklungen im Herkunftsland. 
Wichtig ist, dass in dem Beratungsprozess ein Vertrauensverhältnis entsteht, welches 
die Klientinnen und Klienten ermutigt, den Beraterinnen und Beratern diese Störungen 
offen mitzuteilen, um diese gemeinsam bewältigen und wieder zu dem vereinbarten 
Plan zurückkehren oder diesen ggf. variieren zu können. 

 
 

� Abschluss / Feedback 
 
Die Projektplanung sieht vor, dass die Klientinnen und Klienten nach Beendi-

gung der Qualifizierungen gemäß des Förderplans an eines der beiden Teilprojekte 
Qualifizierte Rückkehr oder Weiterwanderung und Integrationsperspektiven zwecks 
Organisation und Abwicklung der Ausreise im engeren Sinne überwiesen werden. Nach 
erfolgter Ausreise sollen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Möglichkeit ein 
Feedback geben (s. Kap. 3.4.2 und 3.4.3). Dieses soll den Beraterinnen und Beratern 
ermöglichen, ihre Beratung und Unterstützung fundiert bewerten und optimieren zu 
können. 

 
Während der Projektlaufzeit konnten sich aufgrund der dargestellten Bedingun-

gen nicht viele Klientinnen und Klienten für eine Rückkehr oder Weiterwanderung ent-
schließen. Bei Klientinnen und Klienten, die weiterhin in einem ungesicherten Aufent-
haltsstatus in Hamburg verweilen, kann es häufig nicht zu einem expliziten Abschluss 
der Beratung kommen. Sie kommen zumeist nur deshalb nicht mehr (regelmäßig) in die 
Beratung, weil sie alle zur Verfügung stehenden Qualifizierungsmodule absolviert ha-
ben und auch extern keine weiteren Angebote für sie akquiriert werden können. 
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Beratungsablauf ZukunftsChancen für Flüchtlinge  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Prozess 

� Kontaktaufnahme 
� Perspektivenklärung 
� Beratung über Angebote 
� Entscheidungsfindung 

� Klient ist über relevante Aspekte sei-
ner Perspektiven u. der Projektange-
bote informiert 

� Informierte und tragfähige Entschei-
dung pro bzw. contra Rückkehr / Wei-
terwanderung 

Ziel 

ja 

Verweis an andere 
Beratungsstellen 
bzw. Dienste 

nein 

� Ressourcenanalyse / Profiling 
� Zielfindung beruflicher Zukunftspla-

nung 
� Information über Qualifizierungsan-

gebote (Kurse, Praktika) 
� Ermittlung des individuellen Qualifika-

tionsbedarfs 
� Information über Beratungsangebote 

der Teilprojekte Rückkehr / Weiter-
wanderung 

� Berufliche Wünsche für Rückkehr / 
Weiterwanderung geklärt 

� Klarheit über persönliche Vorausset-
zungen (Kompetenzbilanz) 

� Individueller Qualifizierungsbedarf 
ermittelt 

� Auswertung der Informationen der TP 
Rückkehr / Weiterwanderung 

� Entscheidung beruflicher Perspektive 
� Entwicklung eines individuellen För-

derplans 
� Abstimmung der zeitlichen Gesamt-

planung 

� Klient ist motiviert 
� Klient hat Kontakt zu einem der bei-

den TP Rückkehr / Weiterwanderung 
� Individueller Förderplan ist vereinbart 

Vermittlung an die 
TP Rückkehr / Wei-
terwanderung 

nein 
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� Ermittlung geeigneter Qualifizie-
rungsmaßnahmen: 
− Deutschkurs 
− Englischkurs 
− EDV-Kurs 
− Praktikum 

� Vermittlung in Maßnahmen innerhalb 
u. außerhalb der EQUAL-
Partnerschaft 

� ggf. Unterstützung / Vermittlung für 
weitere Hilfeangebote 

� Begleitung im Prozessmanagement 
(Empowerment) 

� Controlling / Re-Assessment 
� Ggf. Korrektur des Förderplans 
� Ggf. Korrektur der Entscheidung pro 

bzw. contra Rückkehr / Weiterwande-
rung 

Ziel 

� Erfolgreiche Absolvierung der Qualifi-
zierungsmaßnahmen / Praktika 

� Hilfe zur Selbsthilfe 
� Förderplan ist bei Bedarf korrigiert 
� Klient wird zusätzlich von einem der 

beiden TP Rückkehr / Weiterwande-
rung betreut 

� Klient ist für seine berufliche (Re-) 
Integration im Heimat- bzw. Drittland 
vorbereitet 

Entschei-
dung revi-
diert 

Verweis des 
Klienten an 
andere Bera-
tungsstellen 
bzw. Dienste 
zur Entwicklung 
alternativer 
Handlungsstra-
tegien 

 
Entscheidung 

positiv 

� Vereinbarung über Beendigung der 
Hilfe 

� Weitervermittlung an eines der beiden 
Teilprojekte Rückkehr / Weiterwande-
rung 

� Evaluation und Dokumentation des 
Prozesses mit Hinweisen zur Opti-
mierung 

� Umsetzung des individuellen Förder-
plans ist abgeschlossen 

� Rückkehr bzw. Weiterwanderung wird 
von einem der beiden TP realisiert 

� Fundierte Bewertung der Beratungs- 
und Hilfegewährung 

� Hinweise zur Optimierung sind positiv 
angenommen und werden umgesetzt 

Prozess 
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3.4.2 Teilprojekt Qualifizierte Rückkehr 
 
Im Rahmen des Handlungsfeldes Rückkehroptionen klären übernimmt dieses 

Teilprojekt die Aufgabe der Kontaktaufnahme zu Organisationen und Akteuren, die in 
den Herkunftsländern der Flüchtlinge tätig sind. Mit diesen Organisationen wird ein 
Netzwerk mit dem Ziel aufgebaut, die dortige Situation für Rückkehrerinnen und Rück-
kehrer zu analysieren sowie den Bedarf und die Bedingungen am lokalen Arbeitsmarkt 
zu ermitteln. Die potentiellen Rückkehrerinnen und Rückkehrer sollen für den Arbeits-
markt in ihrer Zielregion vorbereitet werden. Dies gelingt aber nicht mit Ausbildungs-
modulen nach dem deutschen Standard. Daher müssen angepasste (oft niederschwelli-
ge) Angebote in Kenntnis der Situation vor Ort und in Kooperation mit Nichtregie-
rungsorganisationen, die dort tätig sind, unter Berücksichtigung der Interessen und 
Kompetenzen der Teilnehmer konzipiert werden. Die Ergebnisse werden den anderen 
Teilprojekten zur Verfügung gestellt. Dadurch können Impulse zur Konzeption von 
Qualifizierungsmaßnahmen für diesen Personenkreis der Rückkehrerinnen und Rück-
kehrer in Hamburg gegeben und erreicht werden, damit nicht am Bedarf im Herkunfts-
land vorbei ausgebildet wird. 

 
Das Teilprojekt Qualifizierte Rückkehr ist ebenfalls im Flüchtlingszentrum der 

Zentralen Information und Beratung für Flüchtlinge gGmbH angesiedelt und folgt im 
Sprechzeitenangebot den äußeren Rahmenbedingungen, die auch im Projekt Zukunfts-
chancen für Flüchtlinge eingehalten werden.  

 
 

� Vor der Beratung 
 
Bevor mit den Klientinnen und Klienten gearbeitet werden kann, ist es wichtig, 

eine umfassende Datensammlung über die Lage in den für Rückkehrerinnen und Rück-
kehrer relevanten Ländern anzulegen. Diese Datensammlung sollte alle Angaben zur 
ökonomischen, politischen und sozialen Situation umfassen, sowie Kontaktdaten zu den 
Nichtregierungsorganisationen, die in den Ländern tätig sind, zu Rückkehrprojekten, 
Reintegrationsmaßnahmen und lokalen Behörden, die für Rückkehrerinnen und Rück-
kehrer von Belang sein können. Damit die Beratung stets auf Veränderungen der Lage 
eingehen kann, ist es weiterhin wichtig, diese Informationen regelmäßig zu aktualisie-
ren.  

 
 

� Erreichen der Zielgruppe 
 
Die Zielgruppe besteht aus Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Qualifizie-

rungsmaßnahmen und sonstigen Angeboten der Entwicklungspartnerschaft FLUCHTort 
Hamburg und wird über die Teilprojekte dieser akquiriert. Entweder sie werden direkt 
aus den anderen Projekten zu diesem Teilprojekt weitergeleitet (bei Rückkehrwunsch 
nach abgeschlossenen Maßnahmen, oder – häufiger – aufgrund des Drucks, der durch 
die Ausländerbehörden ausgeübt wird), oder aber in gemeinsamen Informationsgesprä-
chen in den Teilprojekten über das Beratungsangebot und die Rückkehrmöglichkeiten 
informiert und zu einem Erstberatungsgespräch eingeladen. 
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� Erstberatung 
 
Die Klientinnen und Klienten kommen in der Regel das erste Mal zur Rück-

kehrberatung, weil sie wissen wollen, welche Chancen und Unterstützungen sie im Her-
kunftsland erhalten können, falls sie sich für eine Rückkehr entscheiden sollten. Der 
Druck des unsicheren Aufenthaltstatus sowie die Enttäuschung durch mehrmalig ge-
scheiterte Versuche sich in Deutschland integrieren zu dürfen, sind oft deutlich bemerk-
bar. Wenige Flüchtlinge entscheiden sich freiwillig ohne äußeren Druck für eine Rück-
kehr. In den Sondierungsgesprächen wird diese Problematik offen thematisiert und be-
stimmt die Beratungssituation. Die Klientinnen und Klienten werden über den ergebnis-
offenen Charakter der Beratung informiert. Sie werden darin bestärkt, dass eine eventu-
elle Rückkehr nach wie vor in ihrer Entscheidungsgewalt (abgesehen von den Maßnah-
men der Ausländerbehörde) liegt und nicht durch das Beratungsangebot im Teilprojekt 
eingeleitet wird. Es ist außerordentlich wichtig, bei diesem sensiblen Thema bereits im 
ersten Gespräch ein Vertrauensverhältnis aufzubauen, da sonst das Beratungsangebot 
nicht akzeptiert, sondern nur als ‚weitergeleiteter Druck’ der Ausländerbehörde emp-
funden werden kann.  

 
In den Erstberatungsgesprächen (aber nicht notwendigerweise beim Erstkontakt) 

werden außerdem die Möglichkeiten der Rückkehr und die Hilfen kurz vorgestellt. Das 
Angebot wird aber erst während der Folgeberatung konkretisiert, wenn sich ein Interes-
se der Klientinnen und Klienten am Thema der Rückkehr abzeichnet. Einige Klientin-
nen und Klienten haben zwar den Wunsch zurückzukehren, sind aber für eine berufliche 
Perspektive im Herkunftsland nicht ausreichend qualifiziert. Diese Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer werden deshalb für entsprechende Maßnahmen in die anderen Teilpro-
jekte zurückverwiesen und parallel weiterhin zum Thema Rückkehr beraten.  

 
 

� Folgeberatung 
 
Nach der Erstberatung reduziert sich erfahrungsgemäß die Zahl der Klientinnen 

und Klienten aufgrund der beschriebenen ambivalenten Haltung zum Thema Rückkehr. 
Zu den Folgeberatungen kommen diejenigen, die sich freiwillig für eine Rückkehr ent-
schieden haben sowie diejenigen, die während ihres Entscheidungsprozesses gerne das 
Unterstützungsangebot annehmen. In dieser Phase der Beratung werden die Klientinnen 
und Klienten (auch die, die parallel Angebote anderer Teilprojekte in Anspruch neh-
men) mit konkreten Schritten zur Rückkehrvorbereitung bzw. zur Entscheidung über 
eine Rückkehr unterstützt. Es findet eine intensive Zusammenarbeit zwischen Beraterin 
bzw. Berater und Klientin bzw. Klient statt. Alle seitens der Klientinnen und Klienten 
vorgetragenen Anliegen werden in die Beratung aufgenommen.  

 
Entsprechend der jeweiligen Situation kann man zurückkehrende Klientinnen 

und Klienten in fünf verschiedene Gruppen unterteilen:  
 

� Die erste Gruppe, die als die kleinste zu betrachten ist, besteht aus freiwilligen 
Rückkehrerinnen und Rückkehrern. Sie haben konkrete Vorstellungen, was sie 
in ihrem Herkunftsland machen möchten und wollen dort ihre Zukunft entspre-
chend gestalten. Eine eigene Zukunft in Deutschland sehen sie nicht. 
Langjährige Erfahrung von Projektpartnern vor Ort haben gezeigt, dass diese 
Gruppe die höchsten Reintegrationschancen im Herkunftsland hat.  
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� Eine zweite Gruppe sieht die Rückkehr nicht als eine selbst gewählte Chance 
an, sondern als "Schicksal". Die Versuche, in Deutschland einen dauerhaften 
Aufenthaltsstatus zu erlangen und sich integrieren zu dürfen, sind gescheitert. 
Die Rückkehr wird als einzige Möglichkeit gesehen, um eine eigene Zukunft zu 
gestalten.  

 
� Die dritte Gruppe  akzeptiert nicht zurückkehren zu müssen. Sie entscheidet 

sich aber trotzdem für eine 'freiwillige Rückkehr', da eine Abschiebung so gut 
wie keine Reintegrationschancen im Herkunftsland bieten würde und außerdem 
unwürdig und aufreibend ist.  

 
� Die vierte Gruppe wurde schon aufgefordert Deutschland zu verlassen und hat 

eine GÜB (Grenzübertrittsbescheinigung) erhalten. Es ist in einigen Fällen in 
Absprachen mit manchen Sachbearbeitern der Behörde möglich, den Aufenthalt 
um eine kurze Zeit zu verlängern. So können die Rückkehr noch minimal vorbe-
reitet und Kontakte zum Herkunftsland hergestellt werden. 

 
� Die fünfte und letzte Gruppe bilden die von einer Abschiebung Bedrohten. 

Diese kann man in zwei Untergruppen aufteilen. Einerseits diejenigen, die mit 
ihrer Abschiebung bereits gerechnet, aber aus Protest keine freiwillige Rückkehr 
beantragt haben. Andererseits diejenigen, die nicht mit einer Abschiebung ge-
rechnet haben. In letzteren Fällen kann es in Ausnahmen gelingen, in Kooperati-
on mit der Ausländerbehörde die drohende Abschiebung abzuwenden und noch 
eine 'freiwillige Rückkehr' zu erreichen. 
 
In den ersten Sitzungen des Beratungsprozesses wird mit der Klientin bzw. dem 

Klienten eingeschätzt, wie lange die Rückkehrvorbereitung dauern wird. Eine solche 
Einschätzung muss flexibel sein, da der Prozess von verschiedenen Faktoren abhängt 
(Wünsche der Klientin bzw. des Klienten, Dauer der Qualifizierungsmaßnahmen, usw.). 
Bei der Planung ist es wichtig, den Klienten zu aktivieren und zu unterstützen, eigene 
Entscheidungen zu treffen. Da es sehr schwer ist, eine solch folgenschwere und in der 
Regel irreversible Entscheidung über die eigene Zukunft zu treffen, ist diese Phase der 
Beratung häufig von Zögern und Unsicherheit geprägt. Es stellt deshalb einen wichtigen 
Bestandteil des Empowerments dar, die Klientinnen und Klienten in diesem Prozess zu 
unterstützen und ihnen neue Perspektiven zu eröffnen. 

 
 

� Entscheidung 
 
Nachdem die Klientin bzw. der Klient weiß, was er in Zukunft gerne machen 

möchte, erstellen wir mit ihr bzw. ihm einen individuellen Hilfeplan. Hierbei werden 
einzelne Schritte zur Vorbereitung der Rückkehr festgelegt, die sich jedoch gemäß der 
Prozessentwicklung noch verändern können. Es ist sehr wichtig, die Klientin bzw. den 
Klienten nicht zu überfordern. Dieser Prozess bedeutet für ihn immerhin, dass ein Teil 
seines Lebens vor dem Abschluss steht und er sich in der Zukunftsplanung entspre-
chend auf sein Herkunftsland umorientieren muss. Für diesen Prozess sollte genügend 
Zeit eingeplant werden. Die Klientin bzw. der Klient braucht Zeit, um sich auf eine 
neue Zukunft und einen erneuten Kulturwechsel vorzubereiten. Seine ursprüngliche 
Kultur sieht die Klientin bzw. der Klient oft als fremd an, da sich diese im Laufe der 
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Zeit verändert hat. Nicht zuletzt hat sich auch die Klientin bzw. der Klient im jahrelan-
gen Kontakt mit der deutschen Kultur verändert. 

 
 

� Begleitung 
 
Die Rückkehrberatung besteht nicht nur aus einem bürokratischen, sondern zu 

einem großen Teil auch aus einem emotionalen Prozess der Klientin bzw. des Klienten. 
Schon vor einer Rückkehrentscheidung spielen die Emotionen eine große Rolle. Wäh-
rend der Beratung werden diese in den Prozess miteinbezogen. Es ist ein großes Ver-
ständnis für die Schwierigkeiten und Umstellungen der neuen Lebensplanung der Klien-
tinnen und Klienten notwendig. In dem kompletten Prozess sind die Persönlichkeit, die 
individuellen Gründen der Rückkehr sowie die jeweiligen Problemlösungsstrategien der 
Klientinnen und Klienten zu berücksichtigen.  

 
In der Beratung sind eine häufig ambivalente Haltung gegenüber einer Rückkehr 

und der eventuelle Widerstand der Klientinnen und Klienten mit zu berücksichtigen. 
Die Wenigsten konnten ihre Ziele in Deutschland erreichen, sei es die Sicherheit, eine 
neue Heimat gefunden zu haben, sich integrieren zu dürfen oder persönliche und beruf-
liche Ambitionen umsetzen zu können. Nachdem sie bereits mindestens einmal fliehen 
und ihre Heimat verlassen mussten, sind sie jetzt gezwungen, wiederum einen schweren 
Schritt zu gehen und hier Freunde, ggf. Familie und einen Teil ihrer Hoffnungen zurück 
zu lassen. Daher ist es wichtig, in dieser Phase der Beratung behutsam die rückkehrvor-
bereitenden Maßnahmen einzuleiten und flexibel auf jede sich verändernde Situation in 
den Lebensumständen des Flüchtlings zu reagieren. 

 
In einigen Herkunftsländern, z. B. in Afghanistan, gibt es Rückkehrprogramme 

und Fördermaßnahme für Rückkehrerinnen und Rückkehrer. Häufig besteht ein die Be-
ratung erschwerender Faktor jedoch darin, dass diese Programme nicht den Wünschen 
und Bedürfnissen der Klientinnen und Klienten entsprechen. Eine Unterstützung nach 
der Rückkehr in die Herkunftsländer findet nur in wenigen, ausgewählten Ländern statt, 
obwohl sie eine nachhaltige Reintegration wesentlich erleichtert. In der Vorbereitung 
der Rückkehr muss folglich mit der Problematik eines Mangels an Angeboten und Mög-
lichkeiten umgegangen werden. Erfahrungsberichte von Rückkehrerinnen und kooperie-
renden Organisationen in den Herkunftsländern – z. B. der AGEF in Ka-
bul/Afghanistan45 - verdeutlichen, dass die Chancen auf eine nachhaltige Rückkehr 
deutlich besser sind, je intensiver sich ein Flüchtling bereits vor der Rückkehr qualifi-
ziert hat. Damit die Qualifikation nicht an den Bedarfen im Herkunftsland vorbei geht, 
ist es wichtig, dass Flüchtlinge sich rechtzeitig über die Möglichkeiten im Herkunfts-
land beraten lassen. Adäquate Maßnahme sollen einerseits die Interessen und Fähigkei-
ten der Klientin bzw. des Klienten widerspiegeln und andererseits die Realitäten im 
Herkunftsland berücksichtigen.  

 
In dieser Phase des Prozesses wird der Kontakt zum Herkunftsland aufgenom-

men und mit den Klienten nach geeigneten Angeboten gesucht. Für einige Länder gibt 

                                                 
45 AGEF – 'Arbeitsgruppe Entwicklung und Fachkräfte im Bereich der Migration und der Entwicklungs-

zusammenarbeit', vgl. http://www.agef.net 
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es (außer den REAG/GARP-Hilfen46) keine weiterführenden Regelangebote; was die 
Rückkehr und ihre Vorbereitung erschwert. Im Falle der Existenz von Angeboten im 
Herkunftsland hingegen ist eine Beratung dazu möglich. In dieser Phase der Rückkehr-
vorbereitung ist es Aufgabe, Kontakt zu den Projekten vor Ort und eine mögliche Integ-
ration in die Programme vorzubereiten. Einen Teil der Projektarbeit stellt die Erstellung 
von Länderberichten dar. Für sie wird die Situation des jeweiligen Landes in Hinblick 
auf die Möglichkeiten für eine Rückkehr recherchiert und in Form von Berichten auch 
den anderen EQUAL Teilprojekten zur Verfügung gestellt. Sie bieten eine Grundlage 
für die gemeinsame Planung der Reintegration der Klienten. Eine verbindliche Bestäti-
gung über die geplanten und vereinbarten Schritte nach der Rückkehr ist seitens der 
dortigen Projektträger nicht immer erhältlich. In vielen Fällen gibt es nur eine unver-
bindliche Zusage, die es erst nach der erfolgten Rückkehr mit der Klientin bzw. dem 
Klienten vor Ort zu konkretisieren gilt. Auf diesen Rest an Ungewissheit müssen die 
Beraterinnen bzw. Berater die Klientinnen und Klienten in den Beratungsgesprächen 
vorbereiten, damit diese nach der Rückkehr keine unliebsame Überraschung erleben. 

 
 

� 'Freiwillige Ausreise' 
 
Sind die vorbereitenden Qualifizierungsmaßnahmen abgeschlossen und die Ent-

scheidung zur Rückkehr getroffen, werden in dieser Beratungsphase die konkreten 
Schritte der Rückkehr in die Wege geleitet. Hierzu müssen alle erforderlichen Formali-
täten erledigt, Dokumente übersetzt und beglaubigt, Rückkehrhilfen beantragt und der 
Prozess mit der International Organisation for Migration (IOM) sowie der bundesdeut-
schen Ausländerbehörde abgestimmt werden. Als Teil der Rückkehrvorbereitung muss 
richtig eingeschätzt werden, was der Klient selbständig vorbereiten kann und wie seine 
Ressourcen aktivierbar sind. Empowerment und Motivation sind Bestandteil der Bera-
tung und begleiten den gesamten Prozess. Für die Projekte im Herkunftsland (bei-
spielsweise AGEF47) müssen Bewerbungsunterlagen zusammengestellt und von den 
autorisierten Stellen übersetzt werden. In dem Lebenslauf sollen alle Qualifizierungen 
und Fertigkeiten der Klientinnen bzw. Klienten (inklusive der Sprachkenntnisse) aufge-
führt sein. Gegebenenfalls müssen noch fehlende Unterlagen besorgt werden. In dieser 
Beratungsphase muss ein Hilfeplan Schritt für Schritt abgearbeitet werden, damit nichts 
vergessen wird. Eventuell mitausreisende Familienmitglieder sind in die Planung und 
Vorbereitung einzubeziehen. Auch müssen z. B. Schulzeugnisse von Kindern hier in 
Deutschland übersetzt und beglaubigt werden. Aufgrund der Vielzahl der Vorbereitun-
gen, auch im eigenen sozialen Umfeld, und der hohen emotionalen Belastung ist es 
wichtig, die Klientinnen und Klienten auch in dieser Phase intensiv zu unterstützen. 

 
Für eine Reintegration hat es sich erfahrungsgemäß als hilfreich erwiesen, die 

Familien und den Bekanntenkreis der Klientinnen und Klienten im Herkunftsland – 
sofern vorhanden - zu kontaktieren. Teilweise wehren sich die Klientinnen und Klienten 
jedoch gegen diese Kontaktaufnahme, da sie Angst vor Reaktionen in ihrem Herkunfts-

                                                 
46 Das REAG (Reisebeihilfen)/GARP(Starthilfe)-Programm ist ein humanitäres Hilfsprogramm von IOM 

im Auftrag des BM des Innern und der zuständigen Länderministerien. Es fördert die freiwillige Rück-
kehr/Weiterwanderung, bietet Starthilfen und dient der Steuerung von Migrationsbewegungen. siehe 
www.bamf.de/DE/Migration/Rueckkehrfoerderung/REAGGARP/foerderprogramme 

47 Die AGEF (Arbeitsgruppe Entwicklung und Fachkräfte) bietet Programme zur Förderung der Rückkehr 
und beruflichen Eingliederung; siehe www.agef.de 
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land haben. Sie vermuten, dort als reiche Menschen erwartet zu werden und diese Er-
wartung nicht erfüllen zu können. Auch hier gilt es, die Gefühle der Klientinnen und 
Klienten ernst zu nehmen und abzuwägen sowie sie auch in diesem Punkt zu ermutigen. 

 
Von hoher Bedeutung ist, dass die Klientinnen und Klienten wissen, dass sie 

sich trotz der Rückkehrvorbereitung jederzeit noch gegen eine Rückkehr entscheiden 
können. Die Beraterinnen und Berater respektieren jederzeit die Entscheidung der 
Klientinnen und Klienten und diese kann in jeder Phase revidiert werden. Dies kann z. 
B. wegen einer verschlechterten Sicherheitslage geschehen, wie aktuell bei Flüchtlingen 
aus Afghanistan. Im Falle einer erneuten Rückkehrabsicht steht den Flüchtlingen das 
Beratungsangebot jederzeit weiterhin zur Verfügung.  

 
 

� Letzte Formalitäten / Abschluss / Evaluation 
 
Mit der praktischen Durchführung der Rückkehr selbst sind verschiedene forma-

le Schritte verbunden, wie die Bestimmung eines Reisetermins, die Auszahlung finan-
zieller Hilfen etc. Die Klientin bzw. der Klient erhält alle vorhandenen Adressen mit 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern vor Ort, Behörden und sonstigen relevan-
ten Institutionen. Des Weiteren erstellen die Beraterinnen und Berater ein Merkheft (o-
der eine CD) mit allen wichtigen Daten über das Herkunftsland (Informations-Set). 
Wichtig ist auch eine verbindliche Absprache darüber, dass die Klientin bzw. der Klient 
uns nach der Rückkehr kontaktiert und den Beraterinnen und Beratern einen kurzen 
Bericht über den Verlauf seiner Rückkehr gibt. Dieser Kontakt ist u. a. wichtig um eine 
Rückmeldung zu bekommen, ob die mit den Partnerorganisationen abgesprochenen 
Maßnahmen stattfinden und tatsächlich wirksam sind und um den Beratungsablauf in 
Deutschland entsprechend optimieren zu können. 
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Beratungsablauf Qualifizierte Rückkehr  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
  
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Prozess 

� Erstgespräch nach Vermittlung des 
Klienten aus anderem Teilprojekt bzw. 
dem Flüchtlingszentrum 

� Perspektivoffene Beratung über Rück-
kehrförderung und –programme 

� Klärung von Rückkehrwunsch und  
-möglichkeiten 

� Information über Beratungsangebot 
des Teilprojektes "Weiterwanderung" 

 

� Klient ist über Möglichkeiten und Be-
stimmungen der Rückkehr informiert 

� Realistische Einschätzung der Rück-
kehrchancen ist entwickelt 

� Erste Entscheidungsgrundlagen pro 
bzw. contra Rückkehr sind vorhanden 

Ziel 

Verweis an andere 
Beratungsstellen 
bzw. Dienste 

Nein 

Sondierungsgespräche: 
� Feststellung des Informationsbedarfs 

des Klienten 
� Kontaktherstellung mit Hilfsorganisa-

tionen bzw. anderen Stellen im Her-
kunftsland 

� Beschaffung fallrelevanten Infomate-
rial (Arbeitsmarkt, politischen Situati-
on, Sicherheit etc. im Herkunftsland) 

� Klärung der benötigten Qualifizie-
rungen für eine erfolgreiche Rein-
tegration im Herkunftsland 

� Klärung von Qualifizierungs- bzw. 
Berufsangeboten im Herkunftsland 

� Klient ist über alle relevanten Aspekte 
einer freiwilligen Rückkehr informiert 

� Herkunftslandspezifischer Qualifizie-
rungsbedarf ist in den Förderplan des TP 
„ZukunftsChancen“ eingeflossen 

� Informationen über Weiterwanderungs-
möglichkeiten liegen vor 

� Klient wird in seinem Entscheidungspro-
zess professionell begleitet 

 

Rückkehrförderplan: 
� Entscheidung pro bzw. contra einer 

freiwilligen Rückkehr 
� Abstimmung der notwendigen Schrit-

te/ Aktivitäten zur (Re-)Integration 
incl. Zeitplan. 

� Planung und Vereinbarung eines 
individuellen Rückkehrförderplans in 
Kooperation mit dem TP „Zukunfts-
chancen“ 

� (Vorläufige) Entscheidung pro bzw. 
contra einer freiwilligen Rückkehr ist 
getroffen 

� Rückkehrförderplan ist entwickelt und 
vereinbart 

� Die TP „ZukunftsChancen“ bzw. „Wei-
terwanderung“ sind informiert und un-
terstützen ggf. 

Entschei-
dung revi-
diert 

Verweis an andere 
Beratungsstellen 
bzw. Dienste 

   Ja/ 
Zweifel 

Entscheidung 
positiv 
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� Vorbereitung und Überprüfung von 
Formularen und erforderlichen Unter-
lagen (z. B. Anerkennung der Schul-
zeugnisse bei der Botschaft des Her-
kunftslandes) 

� Zusammenarbeit mit zuständigen Be-
hörden u. a. zur Beschaffung des Rei-
sepasses bzw. Passersatz-Dokuments 

� Erstellung des Hilfeplans u. a.: 
− Antrag der Kostenübernahme beim 

Sozialamt, der Verlassenserlaubnis 
bei der Ausländerbehörde 

− Abmeldungen: Bankverbindung, 
Wohnung (WUK), Einwohnermelde-
amt, etc.  

− Beantragung der GÜB (Grenzüber-
trittsbescheinigung) bei der Auslän-
derbehörde 

Ziel 

� Der Klient schließt erfolgreich Qualifi-
zierungsmaßnahmen ab, die seine 
Reintegration im Herkunftsland fördern 
und unterstützen 

� Der Klient trifft die freiwillige Entschei-
dung in sein Herkunftsland. zurückzu-
kehren 

� Der Klient ist motiviert, zusammen mit 
den BeraterInnen alle notwendigen 
Schritte für die Vorbereitung seiner 
Rückkehr zu verfolgen 

                      
Bei Rücktritt 

Verweis des 
Klienten an an-
dere Beratungs-
stellen bzw. 
Dienste zur Ent-
wicklung alterna-
tiver Handlungs-
strategien 

� Beratung des Klienten über 
- Finanzierung 
- Einzelheiten der Ausreise 
- Erste Schritte im Herkunftsland 
- Informations-Set 

� Antrag und Flugbuchung  
� Zusammenarbeit mit Familie bzw. 

Hilfsorganisationen bezüglich Ankunft 
und Wiedereingliederung des Klienten 
im Herkunftsland 

� Der Klient ist gut vorbereitet für seine 
Rückkehr im Herkunftsland 

� Ersten Reintegrationsschritte sind in 
die Wege geleitet 

� Dem Klienten wird eine erfolgreiche 
Rückkehr und Wiedereingliederung 
im Herkunftsland ermöglicht 

Ausreise 

 Ja 

Freiwillige 
Rückkehr 

� Weiterer Kontakt mit dem 
Rückkehrer bzw. der Kon-
taktorganisation im Her-
kunftsland 

� Evaluation der Rückkehr-
unterstützung 

Herkunftsland 

Prozess 

� Unterstützung des Klienten gegenüber 
den Behörden (z.B. Ausländerbehörde 
bei der Verlängerung des Aufenthalts 
in Deutschland zur Durchführung der 
Qualifizierungen) 

� Ggf. Zusammenarbeit mit anderen 
Beratungsstellen 
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3.4.3 Teilprojekt Weiterwanderung und Integrationsperspektiven 
 
Das Teilprojekt Weiterwanderung und Integrationsperspektiven ist im Caritas-

verband für Hamburg e.V. angesiedelt und kooperiert eng mit den Teilprojekten der 
Zentralen Information und Beratung für Flüchtlinge gGmbH (s. Kap. 3.4.1 und 3.4.2). 
Im Rahmen des Projektes gibt es offene Sprechzeiten für Klientinnen und Klienten. 
Wegen der Dauer und Aufwendigkeit der Beratung wird jedoch meistens mit einer fes-
ten Terminvergabe gearbeitet.  

 
 

� Weiterwanderungsprogramme 
 
Flüchtlinge, die in die Beratung des Teilprojektes kommen, haben über ver-

schiedene Programme eine Möglichkeit zur Weiterwanderung. So können sie an gene-
rellen Auswanderungsprogrammen, die auch deutschen Staatsbürgern und anderen 
offen stehen, teilnehmen. Die Programme sind einerseits für Menschen vorgesehen, die 
enge familiäre Kontakte in ein Drittland haben (Familienzusammenführung, Visum zum 
Zweck der Heirat u. a.). Andererseits aber auch für Personen, die in einem Drittland 
arbeiten möchten und beispielsweise eine bestimmte qualifizierte Arbeit annehmen wol-
len, wie es z.B. das Programm 'Skilled Migrants' in Kanada anbietet.  

 
Eine andere Möglichkeit der Weiterwanderung unserer Klientinnen und Klienten 

bieten Flüchtlingsprogramme, die in Kanada48, Australien49 und den USA50 existieren. 
Im Prinzip wenden sich diese in erster Linie an Flüchtlinge, die sich in unsicheren Auf-
nahmeländern befinden. Sie schließen aber in Europa lebende Flüchtlinge nicht generell 
aus.  

 
Das zurzeit großzügigste Angebot ist das Flüchtlingssonderprogramm 'Private 

Sponsorship of Refugees Programm' (PSR - Programme für Flüchtlinge mit privaten 
Bürgschaften), das von der Regierung Kanadas unterstützt wird, wobei dortige Kir-
chengemeinden, Nichtregierungsorganisationen oder Privatpersonen für schützbedürfti-
ge Flüchtlinge außerhalb ihrer Heimat bürgen können. Hierbei sind folgende Bürg-
schaftsformen möglich: 

 
� 'Group of Five': Fünf Privatpersonen treten als Sponsoren auf 
� 'Cosponsor': Privatpersonen beantragen gemeinsam mit einer Kirchengemeinde 

bzw. einer NGO die Bürgschaft 
� 'Community Sponsors': eine Kirchengemeinde bzw. eine NGO übernimmt al-

leinverantwortlich die Bürgschaft 
� 'Constituent Groups': Mitglieder einer Organisation übernehmen die Bürgschaft, 

ohne weitere private Sponsoren.  
 
Die Bürgschaften sollen eine Garantie bieten, dass die weiter gewanderte Person 

während der ersten Monate ihres Aufenthalts in Kanada (normalerweise 12 Monate 
bzw. bis eine finanzielle Eigenständigkeit vorliegt) von den Sponsoren unterstützt wird. 

                                                 
48 Siehe http://www.cic.gc.ca/english/refugees/outside/index.asp 
49 Siehe http://www.immi.gov.au/refugee/index.htm 
50 Siehe http://www.uscis.gov 
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Für diesen Zeitraum wird mit dem Flüchtling ein Integrationsplan vereinbart, innerhalb 
dessen die neue Sprache erlernt wird sowie eine Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt mit 
anschließender Eingliederung in denselben erfolgen soll. 

 
In den Fällen, in denen Kanada Bürgschaften bewilligt hat, können die Flücht-

linge in Deutschland einen Antrag auf Weiterwanderung stellen. Danach folgen weitere 
Schritte, darunter eine Anhörung bei der Kanadischen Botschaft, eine Sicherheitsüber-
prüfung und eine medizinische Untersuchung. Flüchtlinge mit Familienmitgliedern 
bzw. Bekannten in Kanada haben größere Chancen an diesem Programm teilzunehmen, 
da diese sich aktiv für sie einsetzen können.  

 
Kanada bietet zusätzlich noch Programme für besonders gefährdete Personen 

(selten für Personen in Deutschland gültig), darunter das 'Women at Risk Program' für 
gefährdete allein stehende Frauen und das 'Urgent Protection Program, bei dem über das 
UNHCR (Hohes Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen) eine 'Flüchtlings-
empfehlung' für Personen beantragt werden kann, denen dann eine Weiterwanderung 
nach Kanada empfohlen wird. 

 
USA und Australien haben im Laufe der Jahre ihre Flüchtlingsprogramme stark 

reduziert sowie die Aufnahmeregelungen verschärft. Australien führt noch das 'Offsho-
re Humanitarian Programm' (Humanitäres Programm für Flüchtlinge außerhalb Austra-
liens) mit einer jährlich festgelegten Aufnahmequote. Dieses Programm ist in Unterpro-
gramme untergliedert und richtet sich besonders an Flüchtlinge, die in den Erstaufnah-
meländern gefährdet sind (hauptsächlich afrikanische und asiatische Länder). Für 
Flüchtlinge in Europa gilt eine '7-Tage-Regelung', nach der Flüchtlinge, die sich länger 
als sieben Tage in einem europäischen Aufnahmeland aufgehalten haben, nicht mehr an 
diesem Programm teilnehmen können. Eine andere Möglichkeit zur Weiterwanderung 
ist das Programm 'Last Remaining Relatives' (Letzte lebende Verwandte). Hierbei müs-
sen der Flüchtling und seine in Australien lebenden Familienmitglieder beweisen, dass 
die weiterwanderungswillige Person nirgendwo auf der Welt andere Verwandte außer-
halb ihres Herkunftslandes hat.  

 
Eine Weiterwanderung in die USA kann von Flüchtlingen über das Programm 

'U. S. Refugee Admissions Program' (USRAP – US-Flüchtlingsaufnahmeprogramm) 
beantragt werden. Die Bedingungen für die Weiterwanderung innerhalb dieses Pro-
gramms werden jedes Jahr neu festgelegt. Sie beinhalten Prioritäten, welche wiederum 
von verschiedenen Faktoren abhängen, unter anderen vom Herkunftsland, der ethnische 
Zugehörigkeit und dem Verwandtschaftsgrad (falls Familienmitglieder schon in den 
USA leben). 

 
Die meisten Weiterwanderungen können für Flüchtlinge über das PSR-

Programm Kanadas erreicht werden. In diesen Fällen arbeitet die Beratungsstelle direkt 
mit den Bürgen oder AnsprechpartnerInnen der Organisationen im Zielland zusammen. 
Da Antragsvorbereitung und Durchführung erfahrungsgemäß mehrere Jahre dauern 
können, ist es für die Flüchtlinge möglich, diese Wartezeit sinnvoll zu nutzen, um eine 
neue Zukunftsperspektive vorzubereiten und bisher brachliegende Kenntnisse und Fä-
higkeiten wieder zu reaktivieren. Die Weiterwanderung bietet Flüchtlingen eine Chance 
auf einen neuen Anfang. 
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� Erstberatung 
 
In die Beratung kommen Flüchtlinge, die sich aus verschiedenen Gründen ent-

schieden haben, in ein anderes Land weiterzuwandern. In den meisten Fällen haben sie 
Familie oder Bekannte im Ausland und möchten gerne in deren Nähe wohnen. Manche 
Flüchtlinge haben in der Bundesrepublik Deutschland jahrelang vergeblich versucht, 
ihren Aufenthalt zu verfestigen und sich integrieren zu dürfen. Aufgrund ungünstiger 
Verbleibeperspektiven und der zwangsweisen Passivität hier entscheiden sie sich für 
eine Weiterwanderung, um ihr Leben wieder gestalten und ihre Kenntnisse und Fähig-
keiten wieder sinnvoll einsetzen zu können.  

 
In die Erstberatungsgespräche kommen zum Teil auch Flüchtlinge, die zwar 

gerne weiterwandern möchten, aber keine Verwandten in den Zielländern haben. In 
diesen Fällen werden von den Beraterinnen und Beratern diejenigen Zielländer genannt, 
in die eine durch Programme gestützte Weiterwanderung möglich ist. Die Weiterwande-
rungs- oder Flüchtlingsprogramme werden erläutert und die Verfahrensschritte darge-
stellt. Außerdem werden die häufig lange Zeitspanne von der Antragsstellung bis zur 
Bewilligung der Weiterwanderung, die dabei entstehenden Kosten (beispielsweise für 
Übersetzungen oder Beglaubigungen) sowie die Schwierigkeiten, bestimmte Dokumen-
te zu erhalten, aufgezeigt. Die Zusammenarbeit mit den Klientinnen und Klienten zeigt, 
dass viele zunächst nur unkonkrete Vorstellungen von den Möglichkeiten der Weiter-
wanderung haben und gelegentlich zu hohe Erwartungen damit verbinden. 

 
Das Beratungsgespräch ist somit zunächst häufig durch einen Widerspruch zwi-

schen den Erwartungen der Klientinnen und Klienten und den realen Möglichkeiten 
gekennzeichnet. Die Ratsuchenden sind oft enttäuscht, da die Verfahrensdauer sehr lang 
und die Chancen auf eine Perspektive jenseits der Rückkehr in ihr Herkunftsland gering 
sind. Auch in diesen Fällen wird eine intensive Erstberatung angeboten, damit die Rat-
suchenden mit der/dem Beraterin und Berater die Möglichkeiten realistisch einschätzen 
können. Falls für die Flüchtlinge eine Möglichkeit auf Weiterwanderung besteht, wird 
in einen intensiven Beratungsprozess eingetreten. Ansonsten werden sie an andere Bera-
tungsstellen und Projekte im Rahmen der EQUAL-Partnerschaft vermittelt.  

 
 

� Folgeberatung 
 
In den Folgegesprächen, die nicht nur bei einem zweiten Termin stattfinden, 

werden die Verfahrensschritte und die Antragsdauer genau erklärt. Es erfolgt eine erste 
Abstimmung über die notwendigen Schritte und Aktivitäten seitens der Klientinnen und 
Klienten und der Beraterinnen und Berater. Je nach der jeweiligen Situation der Flücht-
linge und den Möglichkeiten der Weiterwanderung, die für sie bestehen, unterscheiden 
sich die gestellten Anforderungen des Weiterwanderungsprozesses.  

 
Es wäre schwierig, eine generelle Unterteilung der Klientinnen und Klienten in 

Gruppen entsprechend der Weiterwanderungsprogramme vorzunehmen. Aufgrund der 
Aufnahmebedingungen findet Weiterwanderung hauptsächlich nach Kanada statt. Da 
die im Rahmen des Beratungsangebotes größte Gruppe von Flüchtlingen unter die Wei-
terwanderungsverfahren nach Kanada fällt, beschreiben wir folgende Gruppen im Be-
zug auf die Kanadische PSR Sponsoren Modelle: 
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� Die erste Gruppe hat Bekannte oder Familienmitglieder in Kanada und braucht 
Informationen und Unterstützung für alle weiteren Schritte, von dem Bürg-
schaftsprozess, der im Zielland erfolgen muss, über die Antragsstellung und Be-
gleitung bis hin zum Abschluss des Verfahrens. Diese Klientinnen und Klienten 
benötigen eine zeitintensive Beratung, da der Sachverhalt genau besprochen 
werden muss. Auch müssen die benötigten Unterlagen für den Antrag zusam-
mengestellt werden, u. a. die detaillierte Fluchtgeschichte und die Fluchtgründe.  
 

� Die zweite Gruppe hat bereits eine Bürgschaft aus Kanada erhalten und benö-
tigt Unterstützung bei den weiteren Verfahrensschritten. So wie die erste Gruppe 
erfordert auch diese eine zeitintensive Beratung. Die Antragsvorbereitung mit 
dieser Gruppe kann sofort beginnen und folgt einer von den Zielländern (und de-
ren Botschaften) vorgegebenen Struktur. 
 

� Eine dritte Gruppe  hat bereits den zeitaufwendigsten und schwierigsten Teil 
des Prozesses – von der Bürgschaft bis zur Antragstellung – realisiert. Die 
Klientinnen und Klienten dieser Gruppe kommen, um die nächsten Schritte vor-
zubereiten. Dazu zählen Anhörungen bei den Botschaften sowie die restlichen 
Phasen des Verfahrens. Zahlenmäßig ist diese Gruppe die kleinste. 
 

� Die vierte Gruppe hat weder Familienmitglieder noch Bürgen oder andere Be-
zugspersonen in den Zielländern, erfüllt aber alle Voraussetzungen, um an den 
Flüchtlingsprogrammen teilzunehmen und hat keine Perspektive auf einen dau-
erhaften Aufenthalt in Deutschland. In diesen Fällen wird zunächst gemeinsam 
mit den Ratsuchenden versucht, Kontakt mit Bürgschaftsorganisationen aufzu-
nehmen, um ihnen den Fall vorzustellen und sie als Sponsoren zu gewinnen. 
Erst dann kann ein Verfahren zur Weiterwanderung eingeleitet werden.  
 
Die Erfahrung des Teilprojektes zeigt, dass die Arbeit mit den ersten drei Grup-

pen hinsichtlich einer Weiterwanderung relativ erfolgreich ist, während Erfolge bei der 
Arbeit mit der vierten Gruppe nur in einer geringen Anzahl zu erreichen sind. Eine 
Flüchtlingsempfehlung des UNHCR ist nur in Ausnahmefällen zu bekommen, da sich 
diese Empfehlung vorrangig an Flüchtlinge richtet, die sich in besonders gefährdeten 
Ländern aufhalten, Deutschland aber als sicheres Erstasylland gilt. Die kanadischen 
Nichtregierungsorganisationen und Kirchengemeinden setzen ihre Ressourcen vorran-
gig für die Unterstützung von Flüchtlingen aus unsicheren Gebieten oder Erstasyllän-
dern ohne ausreichenden Asylschutz ein.  

 
 

� Antragsstellung und Verfahrensbegleitung 
 
Zu Vorbereitung der Antragsstellung wird mit den Klientinnen und Klienten ge-

nau geklärt, welche Unterlagen für einen Antrag notwendig sind und wie man diese 
erhalten kann. Der gesamte Vorgang - u. a. Übersetzungen, Beschaffung von (Ersatz-
)Dokumenten -, der bei einer Weiterwanderung durchlaufen werden muss, ist sehr um-
fangreich. Die Klientinnen und Klienten benötigen für eine Weiterwanderung unter an-
derem Geburts- und Heiratsurkunden, die sie unter Umständen nur in der Botschaft ih-
res Herkunftslandes erhalten können. Für den Besuch der jeweiligen Botschaft muss 
von der zuständigen Ausländerbehörde eine Erlaubnis für die Fahrt beantragt werden. 
Eine Kostenerstattung kann bei dem zuständigen Sozialamt beantragt werden. Die Kos-
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ten werden jedoch nicht in jedem Fall übernommen, so dass die Klientinnen und Klien-
ten sie teilweise selbst tragen müssen. Weiterhin ist die Beschaffung eines polizeilichen 
Führungszeugnisses für jede Person über 18 Jahren erforderlich. Sollten die Klientinnen 
und Klienten bereits einen Zeitraum von länger als sechs Monaten in einem weiteren 
Land verbracht haben, wird ein Führungszeugnis auch aus diesem Land benötigt.  

 
Die Beschaffung der notwendigen Dokumente aus dem Ausland ist in der Regel 

langwierig und in manchen Ländern sind bestimmte Dokumente unbekannt bzw. nicht 
zu bekommen, z.B. Nachweise über geleisteten Wehrdienst. In diesen Fällen muss mit 
der Botschaft des Weiterwanderungslandes vereinbart werden, wie eine Alternative aus-
sehen sollte. Im nächsten Schritt müssen alle Dokumente und Urkunden in die von dem 
Weiterwanderungsland geforderte Sprache übersetzt werden. Neben Geburts- und Hei-
ratsurkunden gilt dies auch für die Asylunterlagen und Anhörungsprotokolle der gesam-
ten Familie.  

 
Da die Kosten des Verfahrens (in der Regel ca. 500,- bis 1.000,- Euro) selbst ge-

tragen werden müssen, benötigen die Flüchtlinge - die in Deutschland ja in der Regel 
über keine Arbeitserlaubnis und damit über keine eigenen finanziellen Mittel verfügen – 
erneut die Hilfe der Sponsoren bzw. Familien und Bekannten. Weitere entstehende Kos-
ten, beispielsweise für ärztliche Untersuchungen oder vorgeschriebene Impfungen, wer-
den jedoch meistens vom Sozialamt übernommen. 

 
Der Beratungsprozess ist in dieser Phase sehr intensiv. Es gilt, alle zu erledigen-

den Aufgaben in einem Hilfeplan  detailliert festzuhalten. Für die Klientinnen und 
Klienten bedeuten die Erledigung dieser Vielzahl von Formalitäten und die lange Ver-
fahrensdauer zum einen häufig eine hohe Belastung, z. B. weil ihr Aufenthalt in 
Deutschland während der Verfahrenszeit weiter ungesichert bleibt. Es droht die Gefahr, 
dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen eingeleitet werden, bevor das Weiterwande-
rungsverfahren abgeschlossen ist. Zum anderen bietet die lange Verfahrensdauer aber 
auch die Möglichkeit, sich intensiv auf den Integrationsprozess im Weiterwanderungs-
land vorzubereiten. Um alle Formalitäten und Phasen des Verfahrens bewältigen zu 
können, wird eine gute Zusammenarbeit der Beraterinnen bzw. Berater und der Klien-
tinnen bzw. Klienten benötigt.  

 
Ein erklärtes Ziel der Beratung ist, zusammen mit den Klientinnen und Klienten 

im Verlauf der Beratung ihre Selbstständigkeit zu fördern und dadurch eine wichtige 
Voraussetzung für einen Neuanfang in einem dritten Land zu schaffen. Zusätzlich zu 
diesem Empowerment werden die Klientinnen und Klienten im Rahmen der EQUAL-
Partnerschaft vorbereitend qualifiziert . Ein wichtiges Angebot für die konkrete Vorbe-
reitung auf das Weiterwanderungsland sind die Sprachkurse. Die Klientinnen und 
Klienten sind sehr interessiert daran teilzunehmen, da die Kurse eine wichtige Vorberei-
tung für die Integration im Weiterwanderungsland darstellen. Nach einer erfolgreichen 
Teilnahme ist es ihnen oft besser möglich, die übersetzten Dokumente und den Schrift-
verkehr bezüglich ihres Verfahrens nachzuvollziehen und sie gewinnen dadurch eine 
neue Perspektive. 

 
Um die Chancen für eine Integration in den Arbeitsmarkt des Weiterwande-

rungslandes zu erhöhen, sind auch die Durchführung von Praktika in Betrieben 
und/oder die Qualifikationsmaßnahmen in anderen EQUAL-Teilprojekten sehr empfeh-
lenswert. Die erworbenen Arbeitserfahrungen erweitern die Kompetenzen der Klientin-
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nen und Klienten und fördern die (Re-) Aktivierung der eigenen Ressourcen. Die Klien-
tinnen und Klienten sind sehr motiviert, ihre neue Lebensperspektive während dieser 
Zeit zu verbessern und eine neue Zukunft schon in Deutschland zu gestalten. Alle Maß-
nahmen der Aktivierung der Klientinnen und Klienten während des Weiterwanderungs-
prozesses erhöhen ihre Integrationschancen im Weiterwanderungsland. 

 
 

� Ausreiseformalitäten 
 
Ist eine Bewilligung zur Einreise in das Zielland eingetroffen und sind alle For-

malitäten erfüllt, werden mit den betroffenen Flüchtlingen die Details der Ausreise ge-
klärt. Hierzu zählen die Beschaffung der Ausreisedokumente aus Deutschland sowie die 
Organisation der Ausreise selbst. Die Flugbuchung und die Abwicklung der Ausreise 
geschehen in Kooperation mit der Internationalen Organisation für Migration (IOM). 
Die Familienmitglieder und/oder Bürgen und Hilfsorganisationen im Zielland werden 
benachrichtigt. Mit ihnen werden die Ankunft der Klientinnen und Klienten sowie die 
ersten Schritte nach der Ankunft geplant.  

 
 

� Abschluss / Evaluation 
 
Sind die Klientinnen und Klienten im Weiterwanderungsland angekommen, fol-

gen sie dort den vereinbarten Integrationsschritten. Befinden sich die Klientinnen und 
Klienten im Zielland, wird angestrebt, den Kontakt zu ihnen sowie zu den Partnerorga-
nisationen weiter aufrecht zu erhalten, um eine Rückmeldung über den Erfolg der vor-
bereitenden Maßnahmen hier zu erhalten. Das bietet die Möglichkeit, in Kooperation 
mit Bildungsorganisationen die Qualifizierungsplanung für zukünftige Klientinnen und 
Klienten weiter zu optimieren und deren verbleibende Zeit in Deutschland aktiv und 
nachhaltig zu nutzen. 
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Beratungsablauf Weiterwanderung und Integrationsperspektiven 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Prozess 

� Informationen zu Zielländern, Ein-
wanderungsbestimmungen, humani-
tären oder Familiennachzugspro-
grammen etc. 

� Klärung von Weiterwanderungsmög-
lichkeiten 

� Ggf. Hinweis auf Angebote der ande-
ren Teilprojekte 

� Klienten sind über Möglichkeiten und 
Bestimmungen von Weiterwanderung 
informiert 

� Weiterwanderungschancen sind rea-
listisch eingeschätzt 

� Entscheidung pro / contra Weiter-
wanderung 

Ziel 

ja 

Verweis an andere 
Beratungsstellen 
bzw. Projekte 

nein 

� Darstellung der Verfahrensschritte 
und -dauer, Abstimmung über not-
wendige Schritte/ Aktivitäten 

� Erstellung eines Hilfeplanes 
� Erste Sondierung der Fluchtgründe 

bei Antragstellung in humanitären Ka-
tegorien 

� Bei Bedarf direkte Kontaktaufnahme 
mit Familie, Hilfsorganisationen oder 
anderen Stellen im Zielland 

� Ggf. schriftliche Information für Ver-
wandte im Zielland über erforderliche 
Bürgschaften bzw. Details für Anträge 
auf Familienzusammenführung  

� Klienten sowie die beteiligten Famili-
enmitglieder bzw. Sponsoren in den 
Zielländern sind detailliert über die 
einzelnen Verfahrensschritte und die 
Dauer des Verfahrens informiert 

� Klienten und Familienmitglieder sind 
konstruktiv in den Erfolg des Verfah-
rens einbezogen 

� Vorbereitung und Überprüfung von 
Formularen und erforderlichen Unter-
lagen, ggf. Übersetzung ins Englische 

� Bei humanitären Kategorien: Vorbe-
reitung der Verfolgungs- bzw. Flucht-
geschichte 

� Ggf. fallrelevantes Infomaterial zur 
politischen Situation in den Herkunfts-
ländern und zur Asylpraxis in 
Deutschland 

� Solide und gründliche Weiterwande-
rungsanträge sind pünktlich in den 
zuständigen Konsulaten eingereicht 
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Prozess 

� Fallbearbeitung und Korrespondenz 
in Zusammenarbeit mit den zuständi-
gen Konsulaten 

� Unterstützung der Antragsteller ge-
genüber den Ausländerbehörden zur 
Durchführung des Antragsverfahrens 

� Klärung und Beschaffung benötigter 
Unterlagen deutscher Behörden und 
zuständiger Stellen in den Zielländern 

� Klärung der benötigten Qualifizierun-
gen für eine berufliche Integration im 
Weiterwanderungsland 

� Individuelle, intensive Anhörungsvor-
bereitung 

� Organisation der Fahrt zur Anhörung 
beim zuständigen Konsulat 

� Beratung über erforderliche ärztliche 
Untersuchung, Impfungen etc. (ggf. 
Kostenübernahme beim Sozialamt) 

� Ggf. Beratung und Unterstützung im 
Zusammenhang mit Sicherheitsüber-
prüfungen 

Ziel 

� Vollständigkeit, Exaktheit und Aktuali-
tät der Anträge ist gesichert 

� KlientInnen sind für die Anhörung gut 
vorbereitet 

� Kenntnis aller einzelnen Verfahrens-
schritte 

� Ziellandspezifischer Qualifizierungs-
bedarf ist in den Förderplan des TP 
„ZukunftsChancen“ eingeflossen 

� KlientInnen schließen Qualifizie-
rungsmaßnahmen erfolgreich ab 

� Klient ist auf das Weiterwanderungs-
land vorbereitet und wird im Verfah-
ren unterstützt 

bei negati-
ver Ent-
scheidung 

Verweis des 
Klienten an an-
dere Beratungs-
stellen bzw. 
Dienste zur Ent-
wicklung alterna-
tiver Handlungs-
strategien 

Bei positiver 
Entscheidung 

� Beratung des Flüchtlings über Finan-
zierung und Details der Ausreise 

� Flugbuchung über IOM  
� Zusammenarbeit mit zuständigen 

Behörden zur Beschaffung der not-
wendigen (Aus-)Reisedokumente  

� Zusammenarbeit mit Familien-
mitglieder bzw. Hilfsorganisationen 
bezüglich Ankunft und Eingliederung 
des Flüchtlings in Zielland. 

� Klient ist gut vorbereitet im Zielland 
angekommen 

� Integrationsschritte für die Zielländer 
sind bereits in die Wege geleitet und 
dienen dazu, dem Klienten eine er-
folgreiche Eingliederung zu ermögli-
chen 

� Vereinbarung über Beendigung der 
Hilfe 

� Weiterhin Kontaktpflege zu den Klie-
tInnen und den Partnerorganisationen 

� Evaluation und Dokumentation des 
Prozesses mit Hinweisen zur Opti-
mierung 

� Umsetzung des Weiterwanderungs-
verfahrens ist abgeschlossen 

� Integrationsprozess wird im Zielland 
von Kooperationspartnern begleitet 

� Fundierte Bewertung der Beratungs- 
und Hilfegewährung 

� Hinweise zur Optimierung der Pro-
zessbegleitung und vorbereitender 
Qualifizierungen sind positiv ange-
nommen und werden umgesetzt 
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4. Resümee und Empfehlungen 

Rückkehr und Weiterwanderung stellen generell einen äußerst komplexen Pro-
zess dar. Neben dem eigenständigen Entschluss seitens der Flüchtlinge, welcher immer 
Voraussetzung sein sollte, spielt eine große Zahl weiterer Faktoren eine Rolle und 
nimmt entscheidend Einfluss auf die Frage, ob eine Rückkehr bzw. Weiterwanderung 
nachhaltig erfolgreich sein kann oder nicht. Zu solchen Faktoren zählen etwa die Dauer 
des Aufenthalts im Zufluchtsland und damit verbunden die Abwesenheit aus dem eige-
nen Herkunftsland, die wirtschaftliche, politische sowie die Sicherheitslage im Rück-
kehr- / Weiterwanderungsland, die gesellschaftlichen Umstände und Reaktionen, die auf 
Rückkehrerinnen bzw. Rückkehrer oder Weiterwanderinnen bzw. Weiterwanderern 
einwirken, die konkrete Form der gewährten Unterstützung und vieles mehr. 

 
Die Anforderungen des EQUAL-Programmgebers sehen u. a. vor, Personen mit 

ungesichertem Aufenthaltsstatus Beratung und Qualifizierung auf Grundlage eines le-
benslagenorientierten Ansatzes zu ermöglichen sowie innovative Ansätze zur Vorberei-
tung und Durchführung von qualifizierter Rückkehr bzw. Weiterwanderung zu entwi-
ckeln und zu erproben. Handlungsorientierte Empfehlungen können in diesem Fokus 
auf verschiedenen Ebenen gegeben werden. 

 
 
Rückkehr und Weiterwanderung in Sicherheit und Würde 
 
Wichtige Voraussetzung für eine Rückkehr / Weiterwanderung ist, dass sie in 

Sicherheit und Würde erfolgt, und dass für die Betroffenen in den Ausreiseländern 
tatsächlich eine längerfristige Lebensperspektive vorhanden ist. Die Beratung in Bezug 
auf eine freiwillige Rückkehr muss in erster Linie die Sicherheitslage des Landes be-
rücksichtigen. Beraterinnen und Berater müssen sich umfassend über die aktuelle Ent-
wicklung der politischen Lage im Land informieren und diese Informationen an Rück-
kehrinteressierte weitergeben.  

 
Für den Prozess einer Rückkehr oder Weiterwanderung ist u. a. entscheidend, 

dass die Flüchtlinge selbst die Entscheidung über eine mögliche Rückkehr oder Wei-
terwanderung treffen. Rückkehr-Monitoring, d.h. die Beobachtung des Reintegrati-
onsprozesses im Herkunftsland, haben am Beispiel Afghanistans folgende Faktoren 
aufgezeigt51:  

 
� Rückkehrerinnen und Rückkehrer aus Europa sehen sich in aller Regel mit viel-

fachen Schwierigkeiten auf unterschiedlichen Ebenen konfrontiert, fast alle 
sprechen von einem Kulturschock, den sie zu verkraften haben. 

� Insbesondere junge Flüchtlinge, die über lange Zeit im Ausland lebten, haben 
große Schwierigkeiten, sich einzuleben. Oftmals haben sie ihr Land bereits als 
Kind verlassen und waren über längere Zeiträume auf der Flucht in verschiede-

                                                 
51 Innerhalb des Teilprojektes Qualifizierte Rückkehr wurden mehrere Länderberichte erstellt. Die Mög-

lichkeit eines Rückkehr-Monitorings war jedoch nicht gegeben. Die Darstellung folgt deshalb den Ein-
schätzungen des EFF-Projektes Perspektive Afghanistan, in dessen Rahmen sich Rückkehrer nach Af-
ghanistan in einem Rückkehrernetzwerk zusammengeschlossen haben; vgl. 'Projektreise nach Afgha-
nistan' (2006). Mit dem Projekt wurde in der Arbeit eng kooperiert. 

53 Das Rückkehrernetzwerk bestand ausschließlich aus männlichen Personen. 
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nen Ländern. Ihre Sozialisation hat außerhalb ihres Landes stattgefunden und sie 
orientieren sich in ihrem Verhalten und ihrem Wertesystem an der westlichen 
Welt. Sie erleben ihr Land als unmodern und rückständig und finden keine In-
halte, mit denen sie sich identifizieren können. 

� Flüchtlinge, die aus freier Entscheidung zurückkehren, finden sich im Allgemei-
nen besser mit Widrigkeiten ab und überwinden Hindernisse leichter. 'Freiwilli-
ge' Rückkehrerinnen und Rückkehrer verfügen in aller Regel über familiäre 
Bindungen, auf die zu Beginn zurückgegriffen werden kann und die das Einle-
ben erleichtern. Sie haben sich mit der Frage der Rückkehr über einen längeren 
Zeitraum auseinandergesetzt und Pläne für ihre Zukunft geschmiedet. Häufig 
sind neben familiärem Rückhalt materielle Ressourcen wie Wohnraum und be-
rufliche Qualifikation vorhanden, die eine Rückkehr überhaupt erst vorstellbar 
machen. 

� Bei Rückkehrern53, die nicht freiwillig zurückkehrten, besteht eine Tendenz, sich 
in Illusionen zu flüchten. Die Gedanken richten sich darauf, Wege zu finden, 
wie man das Land wieder verlassen könne. Viele Rückkehrer empfinden ihre Si-
tuation als hoffnungslos. Sie betrauern den Verlust von Freiheiten und Möglich-
keiten und sehen für sich keine Zukunft. 

� Rückkehrer, die abgeschoben wurden, sind in der Regel mittellos und verfügen 
noch nicht einmal über die notwendigsten Mittel für die erste Zeit nach der 
Rückkehr. 
 
Berichte von Partnerorganisationen in anderen Herkunftsländern haben ebenso 

gezeigt, dass abgeschobene, unvorbereitete und schlecht qualifizierte Personen so gut 
wie keine Chancen einer Reintegration haben und sich schnell am Rand der Gesellschaft 
wieder finden, weil sie sich nicht auf die neue Lebenssituation einstellen und keine in-
dividuellen Voraussetzungen für eine neue Lebensgestaltung schaffen konnten. Selbst 
eine Rückkehr, die auf eigenen Willen des Flüchtlings ohne lange Vorbereitungszeit 
geschieht, ist nur dann sinnvoll, wenn die Rückkehrerin bzw. der Rückkehrer gut vorbe-
reitet ist, über ein breites Kontaktnetz im Herkunftsland verfügt und bereits weiß, was 
sie bzw. er nach der Rückkehr machen wird.  

 
Damit eine (Re-)Integration nachhaltig erfolgreich verlaufen kann, ist deshalb 

wichtig, dass sie langfristig geplant und gut vorbereitet wird. Ein großer Teil der 
Flüchtlinge lebt in Deutschland z. T. seit vielen Jahren in einer erzwungenen Passivität. 
Flüchtlinge sind verpflichtet, in öffentlichen Sammelunterkünften zu wohnen, von öf-
fentlichen Unterstützungsleistungen abhängig zu sein und sich in Deutschland als Auf-
nahmeland nicht integrieren zu dürfen. Eine nachhaltige Rückkehr oder Weiterwande-
rung kann jedoch nur erfolgreich sein, wenn sie für die Betroffenen eine Chance auf 
eine dauerhafte (Re-)Integration im Herkunfts- bzw. Weiterwanderungsland, also eine 
nachhaltige Lösung bietet. Hierfür spielen zwei Faktoren eine entscheidende Rolle: 

 
� Die Flüchtlinge müssen subjektiv (wieder) in die Lage versetzt sein, aktiv die 

neue Situation in einem veränderten oder fremden Land zu gestalten und 
� Die Flüchtlinge müssen objektiv Voraussetzungen mitbringen, sich in Arbeits-

markt und Gesellschaft (wieder) integrieren zu können. 
 
Dazu ist notwendig, dass die Flüchtlinge in einem mehrstufigen Prozess (neue) 

Perspektiven für das Zielland entwickeln. Eine ergebnisoffene Rückkehr- bzw. Weiter-
wanderungsberatung, eingebettet in eine umfassende Perspektivberatung, kann die 
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Flüchtlinge in ihrem Entscheidungsprozess begleiten und unterstützen sowie eine Rück-
kehr oder Weiterwanderung mit ihnen zusammen vorbereiten. 

 
 
Qualifizierte Rückkehr und Weiterwanderung 
 
In Deutschland konnten Flüchtlinge bislang ihre aus den Herkunfts- oder Flucht-

ländern mitgebrachten Fähigkeiten und Fertigkeiten nicht praktizieren und keine neuen 
beruflichen Kenntnisse erwerben, da Bildung, berufliche Qualifizierung und Berufstä-
tigkeit nicht bzw. nur geringfügig gestattet waren. Ehemals erworbene Qualifikationen 
verlieren so an Wert, da der Anschuss an die Entwicklungen in der Arbeitswelt fehlt. 
Auch Jugendliche bzw. Jungerwachsene durften keine berufliche- oder Hochschulaus-
bildung absolvieren, obwohl sie oftmals erfolgreich das deutsche Schulsystem durchlau-
fen haben.  

 
Berichte von Kooperationspartnern, die hier wie auch in den Herkunfts-/ Weiterwande-
rungsländern mit Flüchtlingen arbeiten, machen jedoch deutlich, dass Arbeitsagenturen 
in den Herkunfts- / Drittländern - sofern vorhanden - nur diejenigen Menschen in Arbeit 
vermitteln können, die über Qualifizierungen und/oder Arbeitserfahrungen verfügen. So 
ist es z. B. für Rückkehrerinnen und Rückkehrer in Afghanistan ohne spezifische beruf-
liche Qualifikation fast unmöglich Arbeit zu finden, da es ein Heer von nicht qualifizier-
ten Arbeitslosen sowie viele Rückkehrerinnen und Rückkehrern aus den umliegenden 
Ländern gibt. Letztere haben ihren Lebensunterhalt selbst verdienen müssen und da-
durch häufig berufliche Kenntnisse erworben, die auch in Afghanistan gefragt sind. Sie 
beherrschen die afghanischen Amtssprachen Dari und Pashtu fließend und verfügen 
über bessere Überlebensstrategien, sich im Herkunftsland zurechtzufinden. Rückkehre-
rinnen und Rückkehrer, die ohne finanzielle Mittel und ohne Qualifikation zurückkeh-
ren, werden als Verlierer betrachtet. Sie empfinden große Scham gegenüber ihren Fami-
lien, insbesondere da diese ökonomisch in der Regel nicht darauf eingestellt sind, 
Rückkehrer mitzuversorgen. 

 
Für eine erfolgreiche (Re-)Integration in den Arbeitsmarkt des Herkunfts- oder 

Weiterwanderungslandes sind demzufolge Qualifikationen  und/oder Arbeitserfah-
rungen sehr wichtig. Am besten sind abgeschlossene Ausbildungen bzw. längerfristige 
Qualifizierungen (ab mindestens einem Jahr). Die Zeit in Deutschland, die häufig viele 
Jahre beträgt, kann deshalb von den Flüchtlingen sinnvoll zum Aufbau einer Zukunfts-
perspektive genutzt werden, wenn ihnen grundsätzlich die Möglichkeit eröffnet wird, 
Qualifikationsmaßnahmen, Anpassungsqualifizierungen oder Ausbildungen in An-
spruch zu nehmen bzw. (wenn sie bereits einen Abschluss oder Arbeitserfahrung besit-
zen) einen Zugang zum Arbeitsmarkt zu erhalten. Die Chancen einer erfolgreichen 
Reintegration wären mit einer auf die Bedarfe des Herkunfts- bzw. Weiterwanderungs-
landes zugeschnittenen beruflichen Qualifikation und Erfahrung ungleich größer. 
Gleichzeitig würde so auch die Fähigkeit der Flüchtlinge gesteigert, ihre eigenen beruf-
lichen Perspektiven realitätsbezogen einzuschätzen.  

 
Nur in wenigen Zielländern werden Qualifizierungsmaßnahmen für Rückkehre-

rinnen und Rückkehrer angeboten und diese sind zudem fachlich und hinsichtlich der 
Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer begrenzt. So gilt es, Rückkehrprogramme 
und Fördermaßnahmen in den Herkunftsländern auszubauen, finanzielle Rückkehr-
hilfen zur Verfügung zu stellen und Rückkehrerinnen und Rückkehrer im Herkunftsland 
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fachkundig zu beraten und zu begleiten. Eine solche Unterstützung sollte sich nicht nur 
auf die berufliche Eingliederung beziehen, sondern die übrigen Lebensverhältnisse mit 
einbeziehen. Auch eine psychologische Hilfestellung für Menschen, die den Rückkehr-
schock nicht verarbeiten können, ist erforderlich. 

 
Qualifizierungsmaßnahmen in Deutschland können die berufliche (Re-) In-

tegration der Flüchtlinge nachhaltig erleichtern, aber auch persönliche Beziehungen und 
Synergien zwischen Firmen und Ländern herstellen. In den Herkunftsländern finden 
häufig Entwicklungsprozesse statt, die neue Technologien und Arbeitsmethoden not-
wendig machen. Mit einer entsprechenden Qualifikation eröffneten sich für Rückkehre-
rinnen und Rückkehrer neue Möglichkeiten in diesem Sektor. Ihre Fähigkeiten und 
Kenntnisse könnten genutzt werden, ggf. höhere Standards bspw. hinsichtlich der tech-
nologischen Entwicklung oder eines stärkeren Bewusstseins über den Arbeitsschutz 
umzusetzen. Bei den Ausbildungsinhalten sollten neben modernen auch traditionelle 
Arbeitsmethoden vermittelt werden, welche charakteristisch für viele Herkunftsländer 
sind. Würde in der Ausbildung auch die Realität des Entwicklungsrückstands vom Her-
kunftsland reflektiert, könnte dies die Flüchtlinge auch psychisch besser auf eine mögli-
che Rückkehr vorbereiten.  

 
Eine sorgfältig geplante und vorbereitete Rückkehr / Weiterwanderung setzt eine 

umfangreiche Recherche vor Ort wie bspw. durch die Länderberichte des Projektes 
Qualifizierte Rückkehr voraus. Flüchtlinge benötigen gute Informationen über die Situa-
tion des Ziellandes und - im Falle einer Rückkehr – über die zwischenzeitlichen Verän-
derungen, um die eigenen Chancen der (Wieder-)Eingliederung einschätzen zu können. 
Einen wichtigen Faktor stellt die Eruierung der Sicherheitslage in dem Zielland dar. Des 
Weiteren werden die sozialen, familiären, ökonomischen und gesundheitsrelevanten 
Verhältnisse im Ausreiseland in Erfahrung gebracht und entsprechende Vorbereitungen 
getroffen. Hierzu zählen bspw. die Anerkennung von Zeugnissen und Urkunden, not-
wendige Übersetzungen, vorgeschriebene Impfungen und Versorgungsmöglichkeiten 
mit Medikamenten, Wechselkurse, aber auch Vorbereitungskurse vergleichbar interkul-
tureller Trainings, z. B. die durch EU-Programme geförderten rückkehrvorbereitenden 
Kurse54. Wichtig ist ebenfalls, Kontakte zu unterstützenden Kooperationspartnern vor 
Ort herzustellen sowie zu prüfen, in welcher Stadt oder Region des jeweiligen Ausreise-
landes die Perspektiven für eine erfolgreiche (Re-)Integration am größten sind, was ge-
nerell meist auf die Städte mit besseren sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen zu-
trifft. 

 
Für einen Neuanfang im Herkunfts- oder Weiterwanderungsland ist eine starke 

Eigeninitiative gefordert. Erfahrungen haben gezeigt, dass eine nachhaltige Perspektive 
nur geschaffen werden kann, wenn die Flüchtlinge in der Lage sind, ihr Leben eigen-
ständig zu gestalten. Hierzu ist es erforderlich, dass sie ihre Ressourcen (re-)aktivieren. 
Gleichzeitig sind äußere Rahmenbedingungen notwendig, die einen ausreichenden und 
erfolgreichen Vorbereitungs- und Qualifizierungsprozess ermöglichen. Das bedeutet 
zum einen keine Bedrohung durch Abschiebung und kurzfristige Duldungsverlängerun-
gen (Aufenthaltssicherung). Zum anderen müssen aber auch soziale Unterstützungsan-
gebote, verbesserte Wohnbedingungen, ausreichende medizinische und ggf. psychothe-
rapeutische Versorgung sowie eine finanzielle Förderung von Ausbildung und Qualifi-
                                                 
54 So werden von den vom Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) geförderten Projekten z. B. mutter-

sprachliche Kurse für Kinder zur Rückkehrvorbereitung durchgeführt. vgl. http://www.bamf.de 
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zierung ermöglicht werden. Flüchtlinge sollen trotz ihres 'temporären' Aufenthalts eine 
im Vergleich zu anderen Migrantinnen und Migranten zumindest gleichberechtigte Be-
handlung erfahren. Ihre Kenntnisse und Fähigkeiten sind Potentiale auch für die bun-
desdeutsche Gesellschaft und ihre Nutzung und Förderung ist innerhalb der Migrati-
onspolitik konzeptionell zu verankern..  

 
 
Lebenslagenorientierte Fortbildungen und Qualifizierungen 
 
Das zweite Änderungsgesetz zum Zuwanderungsgesetz ermöglicht geduldeten 

Flüchtlingen nach einem Zeitraum von vier Jahren nunmehr den bislang verhinderten 
Zugang zu Ausbildung und Arbeit. Für sie, aber auch für Flüchtlinge mit einem Dul-
dungszeitraum unter vier Jahren, sind Fortbildungen, Vorbereitungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen und insbesondere abgestimmte Anpassungsqualifizierungen anzu-
bieten, welche die beruflichen Chancen sowohl im Falle eines weiteren Verbleibs in der 
Bundesrepublik Deutschland als auch im Falle einer Rückkehr oder Weiterwanderung 
verbessern. Hinsichtlich der Ausgestaltung der Inhalte und der Form (Art, Dauer etc.) 
sollten diese Angebote mit relevanten ethnischen Communities abgestimmt werden. Die 
individuellen (Fort-)Bildungsbedarfe der Flüchtlinge sind mittels geeigneter Methoden 
(zielgruppenspezifisches Profiling / Kompetenzerfassung) zu ermitteln, denn ihre Bil-
dungskarrieren sind häufig durch strukturell verursachte oder lebensweltlich bedingte 
Unterbrechungen, nicht institutionell formalisierte Abfolgen sowie die Nicht-
Anerkennung von Zeugnissen und beruflichen Abschlüssen charakterisiert. Qualifizie-
rungsangebote sollen deshalb unabhängig vom Alter zugänglich und auf die im jeweili-
gen individuellen biographischen Verlauf erworbenen Kenntnisse aufbauend gestaltet 
sein.  

 
Die Konzipierung zielgruppenspezifischer Ausbildungs- und Qualifizie-

rungskonzepte muss den gesamten Lebenszusammenhang der Flüchtlinge berücksich-
tigen und (sozial-) pädagogische Unterstützungsangebote bereithalten. Als sinnvoll – 
gerade im Hinblick auf Unklarheit über die verbleibende Dauer des Aufenthalts in 
Deutschland – hat sich eine modulare Form von Qualifizierungsangeboten erwiesen. 
Der Verbund der verschiedenen EQUAL-Teilprojekte bietet eine verzahnte und aufein-
ander aufbauende Kombination von Angeboten bei gleichzeitiger 'Federführung' und 
Betreuung seitens eines Teilprojektes bzw. einer Beraterin bzw. eines Beraters (Fallma-
nagement). Bei der Ausgestaltung der einzelnen Angebote sind die Lebenslagen der 
Flüchtlinge zu berücksichtigen. Die Qualifizierungen des Teilprojektes ZukunftsChan-
cen für Flüchtlinge z. B. in der zeitlichen Konzeption darauf abgestimmt, dass parallel 
viele bürokratische Angelegenheiten zu regeln oder dass Flüchtlinge häufig gesundheit-
lich/psychisch stark belastet sind. Die Kurszeiten sind weiterhin so gewählt, dass An- 
und Abfahrt mit dem günstigsten Fahrticket des Öffentlichen Personennahverkehrs (das 
zeitliche Einschränkung beinhaltet) möglich ist. Gleichzeitig gilt es, in die Curricula der 
Qualifizierungsangebote transnationale Aspekte einzubinden (so z. B. im Angebot 'Bau-
en im globalen Raum'55), den Flüchtlingen Wege des Lernens zu vermitteln ('Lernen zu 

                                                 
55 S. Ausbildungszentrum Bau in Hamburg GmbH: "Berufliche Qualifizierung in Bauberufen", 

http://www.Fluchtort-Hamburg.de 
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Lernen'56) und sie für einen Alltag in verschiedenen Ländern bzw. Gesellschaften zu 
aktivieren (interkulturelle Trainings57).  

 
Eine wesentliche Voraussetzung für die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnah-

men, an einem Beratungsprozess sowie für eine (Re-)Aktivierung der Selbsthilfepoten-
tiale stellen der Neuerwerb bzw. die Vertiefung sprachlicher Kenntnisse dar. Die Pro-
jektarbeit hat aufgezeigt, dass Flüchtlinge vorrangig zunächst Interesse am Erwerb dif-
ferenzierter Kenntnisse der deutschen Sprache haben. Weitere Fremd- oder Herkunfts-
sprachen werden ebenfalls nachgefragt und spätestens im Rahmen einer konkreten Aus-
reisevorbereitung relevant. Diesem Bedarf kann durch eine Öffnung und Ausweitung 
der Angebote an Deutschkursen - möglichst auf den verschiedenen Sprachniveaus incl. 
(lateinischer) Alphabetisierung - sowie berufsbezogenen Sprachkursen entsprochen 
werden. Muttersprachliche Qualifikationen sowie Sprachkurse in Englisch oder Franzö-
sisch müssen ergänzend konzipiert und angeboten werden. Insbesondere junge Men-
schen und Kinder sollten zudem die Möglichkeit zum Erlernen ihrer Muttersprache er-
halten (bspw. in Kombination mit Vorbereitungskursen auf das Herkunfts- / Drittland), 
da sie häufig nur unzureichende oder gar keine Sprachkenntnisse haben. Ohne Sprach-
kenntnisse werden die Kinder ansonsten in der Schule zurückgestuft, sie finden keinen 
Anschluss bei den anderen Kindern und sind somit vom sozialen Leben ausgeschlossen, 
was eine (Re-) Integration im zumeist unbekannten Land weiter erschwert. Erwachsene 
benötigen gleichfalls ausreichende Sprachkenntnisse und einige wenigstens eine 
Grundkompetenz in Englisch / Französisch, um möglicherweise eine Tätigkeit bei einer 
ausländischen Firma aufnehmen zu können.  

 
Sollte im Falle einer Rückkehr bzw. Weiterwanderung die Gründung einer eige-

nen Firma beabsichtigt sein, ist es dringend erforderlich, Schulungen für Existenz-
gründer vor dem Schritt in die Selbständigkeit zu besuchen. Die Sparten, in denen eine 
Existenzgründung günstig scheint, können im Kontakt mit den Organisationen erarbei-
tet werden, die in diesem Bereich Programme anbieten. Gemeinsam mit diesen Organi-
sationen können dann bedarfsgerechte Konzepte entwickelt und umgesetzt werden. 
Rückkehrerinnen und Rückkehrer mit dem Vorhaben einer Existenzgründung benötigen 
trotz guter Planung und Vorbereitung zusätzlich in dem Zielland eine Zeit des Einle-
bens, um die behördlichen und gesellschaftlichen Strukturen kennen zu lernen und sich 
einen Überblick über Angebot und Nachfrage des Marktes zu verschaffen. Dies gilt es 
bei der Erstellung von buisiness-Plänen zu berücksichtigen. 

 
Die gemeinsame Teilnahme an Kursen stellt eine Möglichkeit dar, sich mit an-

deren Flüchtlingen in vergleichbaren Lebenslagen in einem vertrauten Rahmen persön-
lich auszutauschen. Sinnvoll könnte sein, zu diesem Zweck weitere Angebote zu ent-
wickeln, wie bspw. Workshops, die sich mit Zukunftsplanung58 beschäftigen, aber auch 
mit Alltagsthemen wie z. B. Gesundheit oder Erziehung. 

 
 

                                                 
56 S. Internationales Diakonie-Café "why not?: "Deutschkurse und Beratung", http://www. Fluchtort-

hamburg.de 
57 z.B. verikom Verbund für Interkulturelle Kommunikation und Bildung e.V., http://www. Fluchtort-

hamburg.de 
58 Analog des Konzeptes Zukunftswerkstatt, ohne von vornherein das Thema Rückkehr / Weiterwande-

rung zu fokussieren. 
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'Kultursensibles' und interkulturelles Beratungskonzept 
 
Rückkehr bzw. Weiterwanderung ist ein vielgliedriger Prozess, der längere Zeit 

in Anspruch nimmt, bevor eine erfolgreiche (Re-)Integration möglich werden kann. 
Eine erfolgreiche Rückkehr bzw. Weiterwanderung setzt u. a. eine sorgfältige Planung 
und Vorbereitung voraus. Dies gilt insbesondere bei besonders schutzbedürftigen Per-
sonen wie traumatisierten oder unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen. Für die Vor-
bereitung und Durchführung einer nachhaltigen Rückkehr bzw. Weiterwanderung muss 
daher ausreichend Zeit zur Verfügung stehen. Denn, sind aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen einmal eingeleitet worden, so verbleibt kaum Zeit zur Vorbereitung der Rück-
kehr / Weiterwanderung, geschweige denn für etwaige (Re-)Integrationsmaßnahmen.  

 
Die Perspektiven-, Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung hat daher im 

frühest möglichen Aufenthaltsstadium anzusetzen, will sie nicht eine bloße Ausreise-
abwicklung betreiben. Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung ist ein mehrstufiger 
Prozess, der den Flüchtlingen als ergebnisoffene Perspektivenberatung frühzeitig , d.h. 
nicht erst nach einem negativen Ausgang des Verfahrens, zur Verfügung stehen sollte. 
Voraussetzung ist eine unabhängige, ergebnisoffene Beratung, deren Finanzierung nicht 
an Rückkehrzahlen gebunden sein sollte.  

 
Die Beratung ist ein Angebot der Begleitung und Unterstützung bei einem Ent-

scheidungsprozess und/oder bei der Entwicklung einer individuellen Zukunftsplanung. 
Wichtig ist eine Orientierung an den Ressourcen und Handlungskompetenzen der/des 
Ratsuchenden bzw. Förderung derselben. Ziel ist ein Empowerment, d. h. gemeinsam 
mit den Klientinnen und Klienten realistische Perspektiven auch unter erschwerten 
Rahmenbedingungen zu entwickeln. Insbesondere Personen mit ungesichertem Aufent-
haltsstatus, aber auch Migrantinnen und Migranten im Allgemeinen haben häufig nega-
tive Erfahrungen in staatlichen Institutionen, Beratungseinrichtungen oder innerhalb der 
staatlichen Regelangebote gemacht. Hier gilt es, Beratungsstrategien und Hilfenange-
bote zu formulieren, die auf die individuellen Bedürfnisse der Zielgruppe flexibel rea-
gieren, den interkulturellen Kontext respektieren und reflektieren sowie im Sinne eines 
'Kultursensiblen Beratungsansatzes' eine Standardisierung erfahren (vgl. Hinweise in 
Kap. 3.2). Gleichzeitig ist auf eine Sensibilisierung von Behörden und anderen Instituti-
onen wie auf ein Voranschreiten des interkulturellen Öffnungsprozesses derselben hin-
zuwirken. Standards und Konzepte einer qualifizierten Rückkehr- und Weiterwande-
rungsberatung sollten (weiter-)entwickelt und die in diesem Kontext tätigen Beraterin-
nen und Berater entsprechend qualifiziert und fortgebildet werden. Auf eine interkul-
turelle Zusammensetzung der Beratungsstelle ist zu achten. 

 
Die neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen (Bleiberechtsregelung, zweites 

Änderungsgesetz zum Zuwanderungsgesetz) werden in Verbindung mit zielgruppen-
spezifischen Fortbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen voraussichtlich in Zukunft 
einem Teil der Flüchtlinge den Zugang zu Ausbildung und Arbeit (nach mindestens vier 
Jahren Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland) sowie eine Aufenthaltsverfesti-
gung (nach mindestens sechs bzw. acht Jahren Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland) ermöglichen. Um eine erfolgreiche Integration in den hiesigen Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt sowie in die hiesige Gesellschaft zu ermöglichen, gilt es, zur 
Kompensation der bisherigen besonderen institutionellen und sozialen Benachteiligung 
Ausgleichungs- und Unterstützungsangebote zu kreieren und anzubieten. Es wird 
aber auch weiterhin einen großen Teil von Flüchtlingen in der Bundesrepublik Deutsch-
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land geben, der nicht unter die Bedingungen der neuen gesetzlichen Regelungen fällt 
und aus verschiedensten Gründen auch nicht in die jeweiligen Herkunftsländer zurück-
kehren oder weiterwandern kann. Insbesondere für diese Gruppe ist erforderlich, die 
positiven Erfahrungen und Ergebnisse der bisherigen EQUAL-Angebote (Beratung 
und Qualifizierung) zu sichern, sowie eine Verstetigung und Ausweitung z. B. als re-
guläres Angebot der Flüchtlingsberatungsstellen zu erreichen. Die Projekterfahrun-
gen zeigen, dass viele Flüchtlinge nach erfolgreicher Aktivierung und Qualifizierung 
mangels weiterer Angebote bislang zumeist wieder in eine ungewollte Passivität verfal-
len. Beratung und maßnahmenübergreifendes Coaching sind vor allem deshalb auch 
zur Bewältigung fehlender Anschlussperspektiven wichtig und entsprechende Schu-
lungs- und Reflexionsangebote für die Beraterinnen und Berater/Coaches anzubieten.  

 
Als Institutionelle Anbindung  haben sich die Einbettung der Rückkehr- und 

Weiterwanderungsberatung in eine den Flüchtlingen als integer bekannte Beratungsstel-
le sowie die Arbeit in einem aufeinander abgestimmten, thematischen Netzwerk als 
sinnvoll und unterstützend erwiesen. Die EQUAL-Entwicklungspartnerschaft wirkt dar-
auf hin, bessere Verbindlichkeiten hinsichtlich der Kooperation mit staatlichen Insti-
tutionen und anderen strategischen Partnern in der Umsetzung der individuellen För-
derpläne zu realisieren. Dies bezieht sich in erster Linie auf die Ausländerbehörden, die 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern einen ausreichenden Zeitrahmen für die Reali-
sierung geplanter Maßnahmen ohne irritierende Interventionen (Einleitung von aufent-
haltsbeendenden Maßnahmen oder Verkürzung der Duldungszeiten während des Bera-
tungs- und Qualifizierungsprozesses) zusichern sollten. Aber auch bspw. auf die Ju-
gendämter, welche Flüchtlingen mit Kindern über entsprechende Betreuungsgutscheine 
(KITA-Card) die Teilnahme an Fortbildungen und Qualifizierungen ermöglichen kön-
nen.  

 
Eine integrierte Rückkehr- und Weiterwanderungsberatung ebnet Flüchtlin-

gen den Weg und unterstützt sie bei der Entscheidungsfindung, bei den Vorbereitun-
gen für einen neuen Anfang in einem anderen Land und bei der Organisation der Aus-
reise. Im Gegensatz zu einer isolierten Rückkehrberatung setzt sie mit einer Perspektiv-
beratung und -planung frühzeitig ein und schafft das notwendige Vertrauensverhältnis 
zu den Klientinnen und Klienten. Rückkehr bzw. Weiterwanderung stellt so eine Alter-
native dar und kann, verbunden mit beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen, die mit den 
Bedarfen in den Zielländern abgestimmt werden, Flüchtlinge ausreichend vorbereiten 
und ihnen einen optimalen Neuanfang ermöglichen. Beratungsstellen für Rückkehr- und 
Weiterwanderung müssen sich entsprechend positionieren, Qualitätsstandards für 
Rückkehr und Weiterwanderung einfordern sowie zielgruppengerechte Beratungskon-
zepte entwickeln. Die Vergabe von Fördermittel ist entsprechend offen zu gestalten.  

 
Ob Flüchtlinge alleine hierdurch zu einer Rückkehr / Weiterwanderung bewegt 

werden können, mag offen bleiben. Tatsache ist jedoch, dass die Möglichkeit zur Teil-
nahme an frühzeitiger Beratung und Qualifizierung individuell verbesserte Vorausset-
zungen schaffen kann, eine solchermaßen schwere Entscheidung zu treffen, sich indivi-
duell und rechtzeitig vorzubereiten sowie mit einer spezifischen Qualifikation und Per-
spektive 'im Koffer' in die Herkunfts- / Drittländer zurückzukehren bzw. weiter zu wan-
dern oder aber – im Falle einer Verbesserung des individuellen Aufenthaltsstatus bzw. 
einer Änderung der gesetzlichen Rahmenbedingungen – die Integrationschancen von 
Flüchtlingen in die hiesige Gesellschaft zu verbessern.  
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Nicht zuletzt zeigen die positiven Rückmeldungen von Hamburger Ausbildungs-
stätten und Praktikumsfirmen, dass eine - zumindest temporäre - Integration in Ar-
beitsmarkt und Gesellschaft für beide Seiten gewinnbringend sein kann (win-win-
Situation), und damit eine konzeptionelle Verankerung eines solchen Prozesses, z. B. 
in städtischen Handlungs- oder Integrationskonzepten, notwendig wird. 

 
 
Die Notwendigkeit, Duldungszeit als Bildungszeit anzuerkennen, um die (Re-) 

Integrationschancen von Flüchtlingen zu verbessern, sei abschließend an folgendem 
Zitat eines jugendlichen Rückkehrers nach Afghanistan verdeutlicht59: 

 
"Als ich mit meiner Mutter und meinen beiden Brüdern vor 1 ½ Jahren nach Af-
ghanistan zurückkam, hatte ich sehr große Probleme. Hier ist alles anders und 
viel schlechter. Meine Brüder und ich gingen zu einer Schule unter Zelten. Von 
den anderen Schülern wurde ich sehr schlecht behandelt und oft verprügelt.  
 
Der Unterricht hier ist ganz anders als in Hamburg. Die Lehrer wollen nicht, 
dass man Fragen stellt. Wir müssen alles auswendig lernen. Ich habe es schwer 
gehabt, Dari und Pashtu zu lernen. Wir sind oft so schlimm verprügelt worden, 
dass unsere Mutter uns bei einer anderen Schule angemeldet hat. Dort erzählen 
wir nicht, dass wir aus Deutschland kommen. Die Lehrer verdienen hier sehr 
wenig. Oft sind sie nicht in der Schule, weil sie noch woanders einen Job haben. 
… 
 
Meinen Freunden in Deutschland möchte ich sagen, dass sie lernen, lernen, ler-
nen sollen." 

                                                 
59 Rückkehrer I., 15 Jahre alt, aus: 'Reise nach Afghanistan' im Rahmen des EFF-Projektes 'Beratung zur 

freiwilligen Rückkehr von afghanischen Flüchtlingen ins Heimatland', Zentrale Information und Bera-
tung für Flüchtlinge gGmbH, 2006 
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5. Hinweise zur Datenbank 
 

Im Rahmen der ersten EQUAL-Förderperiode Qualifizierungsoffensive für Asyl-
bewerber/innen und Flüchtlinge in Hamburg wurde ein Profilingbogen konzipiert, um 
die Ressourcen und Fertigkeiten der Klientinnen und Klienten systematisch zu erfassen. 
Aufgenommen wurden Daten zur Schulbildung, zur Ausbildung und zu Qualifizie-
rungsmaßnahmen, sowie Angaben zu bisherigen Arbeitsstellen, sonstigen erworbenen 
Fertigkeiten und weiteren Fähigkeiten, um eine bestmögliche Anpassung der Fort- und 
Weiterbildung an die Notwendigkeiten und Erfordernisse der Klientinnen und Klienten 
zu ermöglichen.  

 
Mit dem Beginn der zweiten EQUAL-Förderperiode wurde dieser Profilingbo-

gen im Handlungsfeld Rückkehroptionen klären als standardisierter Fragebogen beim 
Erstgespräch regelmäßig zu Grunde gelegt. Im Rahmen der Kooperation der drei Teil-
projekte des Handlungsfeldes wurden die Erfordernisse an das Profiling nochmals op-
timiert und diese Erfahrungen bei Einführung einer neuen Datenbank berücksichtigt. 
Die elektronische Datenerfassung wurde um die betreffenden Felder erweitert und bietet 
nun für die Anwender den Vorteil einer umfassenden Auswertung der Informationen. 
Hierdurch lassen sich Hilfepläne einfacher gestalten, geeignete Kurse und 'passende' 
Klienten schnell eruieren und Bedarfe schnell ermitteln. Die Informationen können 
schnell und zuverlässig an Anbieter von Qualifizierungsmaßnahmen weitergegeben 
werden, wenn es darum geht, passgenaue Angebote für bestimmte Klientengruppen zu 
konzipieren.  

 
Die Übersichtlichkeit der Datenbank führt insgesamt zu einer transparenteren 

Kontrolle des Verlaufs des Beratungsprozesses. Ein weiterer Vorteil ist, dass diese Da-
tenbank äußerst flexibel ist und stets (zum großen Teil selbständig) erweitert werden 
kann, ohne dass umfangreiche Programmierungsarbeiten notwendig werden. 

 
Im Folgenden wird die Datenbank mit Hilfe eines fiktiven Falles vorgestellt. So 

können die Möglichkeiten der Steuerung des Beratungs- und Qualifizierungsprozesses 
auf Grundlage der Datenbank veranschaulicht sowie der Beratungsprozess innerhalb der 
Arbeit der Teilprojekte nochmals verdeutlicht werden. 
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1. Allgemeine Daten zur Person – Grundlegendes Datenblatt mit den persönlichen Da-
ten und Beratungszuständigkeiten, sowie einer Übersicht über die letzten Termine 
 

 
 
2. weitere persönliche Daten und Kenntnisse  
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3. Angaben zur Lebenssituation (Einkommen / Arbeit) 
 

 
 
4. Angaben zum Lebenslauf I (Schulische Laufbahn, Ausbildung, Praktika etc.) 
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5. Angaben zum Lebenslauf II (Arbeitserfahrung) 
 

 
6. Berufswünsche  
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7. Terminüberblick 
 

 
 
Beim Anklicken der einzelnen Termindaten erscheinen folgende weiterführende Anga-
ben zu den Terminen: 
 
02.01.2006  Erstberatung 
Perspektivenklärung 
  
30.04.2006 Folgeberatung 
Info und Anmeldung Deutschkurs 
 
24.07.2006 Folgeberatung 
Info und Anmeldung PC-Kurs Anfänger 
 
08.12.2006 Folgeberatung 
Info und Anmeldung PC-Kurs für Fortgeschrittene 
 
15.02.2007 Folgeberatung 
Klärung eines Praktikums 
 
06.03.2007 Folgeberatung 
Telefon mit Praktikumsfirma, Vertrag und Bestätigung ausgestellt und an Firma ge-
schickt. Vertragsende 30.6.07, Verlängerung möglich bis 10.9.07 
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Verwendete Links 

http://wiki.bleiberechtsbuero.de/index.php/Bleiberechtswiki:Portal 

http://www.abendblatt.de 

http://www.agef.net 

http://www.aufenthaltstitel.de 

http://www.bamf.de 

http://www.bamf.de/DE/Migration/Rueckkehrfoerderung/REAGGARP/foerderprogram
me 

http://www.bbregister.de/estandard.htm 

http://www.caritas-hamburg.de 

http://www.cic.gc.ca/english/refugees/outside/index.asp 

http://www.die-akademie.de/glossar.html 

http://www.equal.de 

http://www.equal-asyl.de/ 

http://www.fluchtort-hamburg.de 

http://www.fluechtlingsrat-berlin.de/gesetzgebung.php 

http://www.frsh.de 

http://www.immi.gov.au/refugee/index.htm 

http://www.integrationslotsehamburg.de 

http://www.migrationsrecht.net/ 

http://www.raphaels-werk.de 

http://www.uscis.gov 

http://www.zuwanderung.de/ 
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